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Das schwedische Friedenscomit6 des lahres 1916 
{Lindhagen — OMsson), hat in einer Eingabe vom 31 
August 1917, welches der dritten Zimmerwalder- 
konferenz, der sozialdemokratischen Friedenskonfe- 
renz in Stockholm und der Bemer Versammlung der 
Organisation Centrale pour une paix durable unter- 
breitete, in Bezug auf die Meerengen und Kanäle die 
folgende Forderung aufgestellt: 

„Sunde oder Kanäle, die grosse Wassergebiete ver- 
binden, werden internationalisiert, wie der Bosporus 
und die Dardanellen, die Strasse von Gibraltar, der 
Suezkanal, der Panamakanal, der Nord-Ostseekanal, 
Oresundund die dänischen Belte, der Meerbusen von 
Korinth." 



VORWORT. 

Die vorliegende Arbeit ist im Auftrage der neu- 
tralen Konferenz Stockholm 1916 im Winter 1916/17 
in Wien verfasst worden und musste mit April 1917 
abgeschlossen werden. Die während des Krieges in 
den feindlichen Ländern etwa erschienene einschlä- 
gige Literatur komte so gut wie gar nicht benützt 
werden, auch sonstige neueste Literatur nur in höchst 
unvollständiger Weise, da der Krieg die Versendung 
von Büchern und den Dienst in den Bibliotheken 
überaus erschwerte. Ebenso war es nicht möglich, 
einen vollständigen Überblick auch nur über die 
wichtigsten während des Krieges in den verschiede- 
nen Ländern tätigen Friedensorganisationen und ihre 
Forderungen in Bezug auf die Frage der Meerengen 
\md Kanäle zu gewinnen, sodass die vorliegende Ar- 
beit auch in dieser Hinsicht möglicherweise wesent- 
liche Lücken aufweist. 

Auszere, mit dem Krieg zusammenhängende Um- 
stände haben dann das Ercheinen der Arbeit uner- 
wartet hinausgeschoben. Da mir jedoch das Thema ein 
sehr aktuelles zu sein scheint, habe ich mich zur selb- 
ständigen Veröffentlichung der Studie entschlossen. 
An eine AusfülUng der oben erwähnten Lücken kann 
jedoch, solange der Krieg dauert, nicht gedacht wer- 
den, sie wäre wohl erst längere Zeit nach dem Frie- 



VIII VORWORT. 

densschluss möglich. Die Publikation so lange hinaus* 
zuschieben, scheint mir sachlich nicht gerechtfertigt. 
Ich übergebe daher die Arbeit mit allen ihren Man* 
geln, Unebenheiten und UnVollständigkeiten der 
Öffentlichkeit, in der Hoffnung, dass sie auch in dieser 
unvollkonmienen Gestalt zur Diskussion eines der 
wichtigsten weltpolitischen Probleme und zum Ausbau 
eines der Grundpfeiler eines künftigen dauernden 
Friedens wenigstens ein kleines Scherflein beitragen 
möge. 

Wien, im November 1917. 

Der Verfasser. 
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I. DER GEGENWÄRTIGE STAND DES PROBLEMS. 

Wenn, wie wir hoffen, nach der Beendigung oder 
vielleicht schon gelegentlich der Beendigung des ge- 
genwärtigen Eoieges an den Ausbau einer Völker- 
rechtsordnung geschritten werden wird, welche einen 
möglichst gesicherten und dauernden Frieden verbür- 
gen soll, so wird sich als ein wichtiges und unentbehr- 
liches GUed in der langen Reihe der zu fassenden Be- 
schlüsse die Regelung der Frage der Meerengen und 
internationalisierten Kanäle erweisen. 

I. A. Die ausserordentlich grossen poUtischen und 
wirtschaftlichen Interessen, welche sich für alle Staa- 
ten an die möglichst freie Durchfahrt durch die für den 
Weltverkehr bedeutsamen Wasserstrassen knüpfen, ge- 
raten, wie es scheint, unter Umständen mit den Lebens- 
bedingungen der Uferstaaten in Widerspruch. Zunächst 
stehen hier zwei der wertvollsten Rechtsgüter des Völ- 
kerrechtes im Streit mit einander, die Freiheit des Ver- 
kehrs auf dem Meere und die staatliche Hoheit im Küs- 
tengewässer. Ganz besonders aber sind es die Erforder- 
nisse der Verteidigung, welche mit jenem der freien 
Durchfahrt unter Umständen unvereinbar zu seinschei- 
nen. Hiedurch wird das Problem zu einem der schwie- 
rigsten und delikatesten, seine Lösimg setzt die Stel- 
lungnahme zu allgemeinen Grundsätzen von grösster 
Tragweite voraus. 
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' Aber ii£<Jht' nur mit den besonderen Interessen der 
:;:Öfei$"&aten]kiiia die freie Durchfahrt in Konflikt ge- 
raten, sondern auch mit dem Interesse aller Staaten an 
der freien Eoiegführung. Vor allem versprechen die 
Blockade, das Minenlegen und sonstige Absperrungs- 
massregeln als Mittel der Seekriegführung gerade in 
Meerengen unter Umständen einen einschneidenden 
und wegen der geringeren Breite des zu sperrenden 
Meeresteiles verhältnismässing leicht erreichbaren Er- 
folg. Auch für die Durchsuchung und Kaperung von 
Schiffen und verschiedene feindselige Akte im-Seekrieg 
können sich Meerengen leicht als ein besonders geeig- 
neter Raum erweisen, weil hier viele Schiffahrtslinien 
dicht zusammengedrängt werden. 

Infolge dieser Umstände wurde es vor dem Kriege 
vielfach als ein im allgemeinen ziemlich, wenn auch 
nicht unbestritten feststehender Grundsatz des Völker- 
rechtes betrachtet, dass die Durchfahrt durch Meeren- 
gen den Eoieg- und Handelsschiffen weder im Frieden 
noch im Krieg verwehrt werden dürfe, selbst dann 
nicht, wenn die Meerenge wegen ihrer geringen Breite 
ganz in die Zone der Küstengewässer fällt, ja auch 
' dann nicht, wenn beide Ufer demselben Staate gehören 
Das sogenannte Recht der friedlichen Durchfahrt (jus 
passagii sive transitus innoxii, droit de passage inof- 
fensif oder innocent, right of innocent passage) wurde 
hier in der Regel — wir können etwa sagen — unbe- 
difi^ anerkannt. Das heisst, wenn auch der Uferstaat 
nach dem bisherigen Völkerrecht die Modalitäten der 
Durchfahrt seepolizeiUch regeln kann, so muss doch 
die MögUchkeit der Durchfahrt den Schiffen aller 
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Flaggen offen bleiben, während im sonstigen Küsten- 
gewässer die Schiffahit mit weitestgehenden Be- 
schränkungen, insbesondere mit einer völligen Ab- 
sperrung, etwa durch Minen, zu rechnen hat ^). 

Wenn nun jenes unbedingte Recht der freien Durch- 
fahrt selbst in jenen Meerengen anerkannt wird, welche 
gänzüch in die Zon^ der Küstengewässer fallen, so 
muss man es umsomehr für jene Meerengen annehmen, 
welche auch an ihrer schmälsten Stelle breiter als die 
doppelte Breite der Küstengewässer sind, welche mit- 
hin ihrer ganzen Länge nach van einem Streifen offe- 
nen Meeres durchzogen werden. Dies wäre namentlich 
dann von Bedeutimg, wenn die beiden Uferstaaten 
sich gleichzeitig im Kriege befinden, sodass die Meer- 
enge ihrer vollen Breite nach Kriegsschauplatz würde. 
Es könnte aber beispielsweise auch dann von Belang 
sein, wenn die Küstengewässer beiderseits oder auf 
einer Seite wegen Untiefen u. dgl. nicht fahrbar sind 
und der Rest der Meerenge Kriegsschauplatz ist oder 
wenn der einzig fahrbare Teil der Meerenge in das 
Küstengewässer eines neutralen Staates fällt, welcher 
seine Neutraütät durch eine vollständige Minensperre 
schützen zu müssen glaubt, u. dgl. 

Jenes Recht der „unbedingten" Durchfahrt, von 
welchen die Rede war, bewirkt denmach eine örtliche 
Ausnahme, ein jus particu!^re gegenüber den allgemeinen 

^) Vgl. insbesondere Art. 5 der Pariser Beschlüsse des Instituts 
für internationales Recht, Annnaire de l'Institut de droit internatio- 
nal, XIII (1894 — 1^5) S. 125, 161, 281 — 331: „Tons les navires sans 
distinction ont le droit du passage inoffensif par la mer territoriale, 
sauf le droit des bellig^rants de r^glementer et dans un but de d^ense 
de barrer le passage dans la dite mer pour tout navire . . . . " 
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Völkerrechlssätzen über das Küstengewässer und über 
das offene Meer. 

Wenn ein Teil des Küstengewässers bezidiungs- 
weise des offenen Meeres Teil einer Meerenge ist, so 
gelten für ihn um dieses Umstandes willen besondere 
Rechtsregeln. 

Demgegenüber erhebt sich sofort die Frage, was 
denn eine „Meerenge" sei. Zunächst muss erwogen 
werden, wie breit ein Meeresteil — an seiner schmäl- 
sten Stelle gemessen — sein könne, ohne den Charak- 
ter einer Meerenge zu verlieren. Es kann zum Beispiel 
der Zweifel auftauchen, ob die Strasse von Korea, 
welche ungefähr i8o, oder jene von Yucatan, welche 
etwa 210 km. breit ist, noch als eine Meerenge be- 
trachtet werden dürfe. Ueber diese Frage hat sich bis 
jetzt keine bestimmte Auffassung durchgesetzt. Den- 
noch muss das Problem gelöst werden. Ohne Rück- 
sicht auf eine Maximalbreite könnte beispielweize auch 
das Rote Meer, welches in einer Breite von 150 bis 
330 km. Afrika von Arabien scheidet, oder die Ostsee, 
ja vielleicht noch ein viel grösseres Meer der ganzen 
Ausdehnung nach als „Meerenge" hingestellt werden. 
Irgend eine Maximalgrenze muss wohl dem bisherigen 
Völkerrecht entsprochen haben. Welche aber, ist völlig 
unentschieden. Der ganze Rechtszustand ruhte dem- 
nach bisher auf der Bedeutung des Wortes „Meerenge" 
„d6troit", „strait" u. s. w., mithin auf eineni unsiche- 
ren und nicht eindeutigen Sprachgebrauch. 

Allein an den Begriff der Meerenge knüpft sich noch 
eine zweite wesentliche Unklarheit. Es gibt bekannt- 
Uch überaus zahlreiche Meerengen, namentlich in 
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Inselgruppen. Viele dieser Meerengen liegen weit ab 
von jedem Verkehrsweg, Es entspräche weder den 
Verkehrsinteressen noch dem Herkommen, wenn man 
annehmen wollte, dass in allen derlei Wasserstrassen 
die staatlichen Hoheitsrechte im Küstengewässer, 
vor allem die Verteidigungsmassregeln des Uferstaates, 
hinter dem unbedingten Rechte der freien Durch- 
fohit zurücktreten müssen. Sinn und Zweck des un- 
bedingten jus passagii fordert es beispielsweise, dass 
von zehn paralellen Durchfahrten durch einen Archi- 
pel eine unbedingt offen stehe, aber nicht alle zehn ^). 
Auch einzelne Inseln in der Nähe des Festlandes oder 
eines grösseren Insellandes schUessen häufig mit diesem 
eine Wasserstrasse ein, an welcher der allgemeine Ver- 
kehr nur ein äusserst geringes oder gar kein Interesse 
hat, während der Uferstaat durch die Beschränkung 
seiner Hoheitsrechte im Küstengewässer empfindlich 
berührt würde. Man denke etwa an den Solent zwischen 
der Insel Wight und der britischen Insel oder an die 
Meerengen zwischen der dalmatinischen Küste und 
verschiedenen dalmatinischen Inseln. Auch in solchen 
Fällen würde die Anwendung der Normen über das 
unbedingte jus passagii den Siim und Zweck dieser 
Normen kaum entsprechen. 

•Welche Meerengen müssen denn nun aber, auch an- 
genommen, dass sie an der schmälsten Stelle jene 
Maximalbreite nicht überschreiten, der Durchfahrt 
unbedingt offenstehen und welche nicht? Auch diese 

>) Vgl. insb. den Beer Poortugael im Annuaire de l'Institat de droit 
international, XXIII, S. 93, 157. Vgl auch Motzen, a. a. O., XIII, 
S. 32Z. 
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Frage ist im bisherigen Völkerrecht nicht klar ent- 
schieden worden. Fest steht nur, und auch dies ist 
nicht unbestritten^) ,dass Meerengen, welche in ein 
geschlossenes Meer (mare clausuni, mer ferm6e) fähren, 
nicht dem Sonderrecht für Meerengen sondern den 
allgemeinen Grundsätzen über die Hoheitsrechte der 
Uferstaaten im Küstengewässer unterUegen. Aber 
damit ist nur ein kleiner Teil der Meerengen ausgeschie- 
den, keineswegs die grosse Mehrzahl jener erwähnten 
Fälle. Meistens nimmt man es nun als selbstverständ- 
lich an, dass nur jene Meerengen als „offene" zu be- 
trachten seien, welche für den allgemeinen Verkehr von 
Bedeutung sind. Aber selbst wenn man diesen Satz als 
geltendes Recht voraussetzt, wäre noch zu unter- 
suchen, welcher Grad der Intensität des Verkehrs als 
Mindestgrenze anzunehmen sei. 

Man unterscheidet gewöhnHch Wasserstrassen, 
welche der internationalen und solche, welche nur der 
nationalen Schiffahrt dienen, man spricht von Wasser- 
strassen, welche für den Welthandel oder Weltverkehr 
wichtig sind, von „routes maritimes indispensables", 
„routes maritimes n6cessaires ä la navigation" „gran- 
des routes maritimes", von „passage habituel d'une 
mer libre ä ime autre", von „international highwas^", 
„highwa3^ for international trafEic" u. s. w. Aber es 
bedarf keinen näheren Ausführung, dass auch hier jede 
Präzision fehlt und dass unter diesem Gesichtspunkt in 
letzter Linie nur ein schwankender und vieldeutiger 
Sprachgebrauch darüber entscheidet, ob ein Meeresteil, 

•) Vgl. beispielsweise die literaturangaben bei Kumrow, Der Bos- 
porus und die Dardanellen, Dissertation Würzburg, 1913, S. 62^ 63. 

I 
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der geographisch als Meerenge zu qualifizieren ist, der 
unbedingten freien Durchfahrt offen stehen müsse. 

Nicht minder gross ist die Unsicherheit über den 
Inhalt des jus passagii in Meerengen. Sicherlich be- 
deutet dieses Recht, wenn nMtn es überhaupt aner- 
kennt, eine Ausnahme der allgemeinen Rechtssätze 
über das Küstengewässer einerseits und über das offene 
Meer anderseits, hat daher für diese beiden Gebiete 
Verschiedenes zum Gegenstand. Aber schon die Grenze 
zwischen diesen beiden Gebieten ist zweifelhaft. Be- 
kanntlich ist die Dreimeilenzone nicht unbestritten 
anerkannt und entspricht mit Rücksicht auf die Trag- 
weite der Geschütze dem Bedürfnis des Küstenschut- 
zes längst nicht mehr. Sie hat daher in manchen Ver- 
trägen anderen Grenzen, insbesondere einer Zehnmei- 
lenzone Platz gemacht. Ein allgemeines Völkerrecht 
hat sich aber hieraus nicht entwickelt. Man hat einen 
allgemeinen Satz aus der Grenze der Treffsicherheit der 
Strandbatterien abzuleiten versucht. Allein jeder 
Artillerist — ich habe selbst die Ehre, ein solcher zu 
sein — weiss, dass Treffsicherheit ein relativer Be- 
griff ist, der von dem Masse der „St^-euimg'* abhängt, 
welches man eben noch zulassen zu können glaubt, und 
der daher selbst auf willkürlich gewählten Vorausset- 
zungen beruht. Zudem ändert sich der Begriff der Ka- 
nonenschussweite mit den Fortschritten der Technik. 

Was nun den Inhalt der Rechtssätze über das Durch- 
fahrtsrecht selbst anbelangt, so betreffen sie das Ver- 
bot, die Meerenge für den Schiffsverkehr gänzlich zu 
sperren, sei es durch eine regelrechte Blockade, eine 
sogenaimte Steinblockade, eine Minensperre u. s. w. 



8 DER GEGENWÄRTIGE STAND DES PROBLEMS. 

Im Küstengewässer bedeutet dies zunächst eine Be- 
schränkimg der Hoheitsrechte des Uferstaates, im 
Kiistengewässer und im offenen Meer überdies eine 
Beschränkung der erlaubten Mittel der Kriegführung. 
Nach beiden Seiten hin ist es aber im Völkerrecht 
völlig unentschieden geblieben, tffie weit diese Be- 
schränkung geht. 

1780 hat Spanien gelegentlich der Belagerung von 
Gibraltar die Strasse von Gibraltar nicht vollständig 
abgesperrt, obwohl die beiderseitigen Kästenmeerzo- 
nen Kriegsschauplatz waren. Es nötigte lediglich die 
neutralen Schiffe, welche die Meerenge passieren woll- 
ten, bei sonstiger Konfiskation unter Begleitung 
spanischer Kriegsschiffe entlang der afrikanischen 
Küste zu fahren ^). Die Frage der Sanktion soll hier 
nicht erörtert werden. Wie steht es aber mit der Be- 
schänkung der Durchfahrt an sich? Ging Spanien 
weiter als es durfte, oder weniger weit, oder traf es 
gerade das Maximum des Zulässigen? 

Zeitlich 'viel näher liegt uns ein anderes Beispid. 
Bekanntlich haben die Japaner im russisch-japanischen 
Krieg die Tsugarustrasse zwischen Nippon und Jeso 
als Seeverteidigungsgebiet erklärt, jedoch mit Rück- 
sicht darauf, dass es sich um einen internationalen 
Verkehrsweg vom Grossen Ozean in das Japanische 
Meer handelte, nicht schlechthin gesperrt, sondern 
die Durchfahrt neutraler Schiffe bestimmten Be- 



^) Vgl. statt viider HautefeuiUe, Des droits et des devoirs nentres 
en temps de guerre maritime, 10. Aufl., 185S, I, q6, 97. Nys, Le droit 
intematioiial, Nouvelle Edition, I, 496, III, 187; Schühing in Niemeyers 
Zeitschrift für Internationales Privat- und öffentliches Recht, XVI 
(1906), S. 142, Anm. 3. 
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schränkungen unterworfen. Insbesondere durften die 
Schiffe nur bei Tag und mit japanischen Lotsen pas- 
sieren ?). War dies nun gerade das höchste zulässige 
Mass der Beschränkung, oder war es mehr, oder vid- 
leicht weniger? Konnten sich beispielsweise neutrale 
Schiffe mit Recht daiüber beschweren, dass zur Nacht- 
zeit ihre Fahrt aufgehalten werde oder dass sie etwa 
ungünstiger behandelt werden als konkuirierende 
japanische Schiffe? 

Es handdt sich jedoch keineswegs nur um irgend 
welche geringfügigen Details der Durchfethrtsmodali- 
täten. Das Prinzip der unbedingten Durchfahrt 
selbst ist praktisch in Frage gestellt, wenn den zuläs- 
sigen kriegerischen Massregehi keine feste Schranke 
gezogen ist. Beispielsweise könnte der Uferstaat jede 
vollständige Sperrung wenigstens eine längere Zeit 
hindurch damit rechtfertigen, dass er sie als eine nur 
vorübergehende bezeichnete, oder es könnte die Durch- 
fahrt zwar scheinbar gestattet, in Wahrheit aber durch 
weitgehende Schikanen aller Art praktisch vollkom- 
men gehemmt werden. 

Aber auch im Frieden kann die seepolizeiliche Re- 
gdung der Durchfahrtsmodalitäten seitens des Ufer- 
staates oder die praktische Handhabung der ein- 
schlägigen VorschriftöTi eine völkerrechtswidrige Ein- 
schränkung des Rechtes der freien Durchfahrt zur 
Folge haben. Wenn die Türkei das Passieren der Meer- 

>) Vgl. Schüching a. a. O., 145, 146 und in der Zeitschrift ,J>etB 
Recht", XVI (1912), No. 10, S. 299, 300; WeUsUin, Die Seemineo' 
frage im Völkerrecht, Dissertation Leipng, 1909, S. 35, 36; Martin, 
Die Verwendung von Minen in Meerengen, Dissertation Würzburg, 
1914, S. 33, 34. 
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engen von Konstantinopel an die Erteilung eines Fir- 
mans geknüpft hat, so lag darin praktisch keine 
Beeinträchtigung der freien Durchfahrt, solange, wie 
es tatsächlich der Fall war, die Bewilligung ohne 
Schwierigkeiten zu erlangen war und daher nur als 
eine Formsache betrachtet werden konnte. Immerhin 
hängt es doch ganz von den Bedingungen ab, an 
welche in solchen Fällen die staatUche Gesetzgebung 
die BewiUigung knüpft, ob dem Völkerrecht ent- 
sprochen ist oder nicht. Gerade um dies zu beurteilen, 
müsste man jedoch wissen, welches Mass von seepoli- 
zeilichen Beschränkungen das Völkerrecht dem Ufer- 
staat anzuordnen freistellt. 

Es wäre mit dem völkerrechtlichen jus passagii 
nicht im Einklang, wenn der Uferstaat seine Seebe- 
hörden disjimktiv ermächtigt, die BewiUigung nach 
freiem Ermessen zu erteilen oder zu versagen ^), oder 
wenn er zwar kategorisch ^) bestimmte Durchfahrts- 
bedingungen gesetzUch statuiert, mit diesen aber 
völkerrechtHch nicht anerkannte Einschränkungen 
verfügt. Welche Einschränkungen sind nun abfer 
völkerrechtHch anerkannt und welche nicht ? Es dürfte 
beispielsweise völkerrechtlich zulässig sein, die Einho- 
limg einer BewiUigung vorzuschreiben, wenn die Inter- 
vention der Behörde sich etwa auf FeststeUungen 
zu statistischen Zwecken u. dgl. zu beschränken hätte 
imd der verursachte Aufenthalt sich innerhalb massi- 
ger Grenzen bewegte, im übrigen aber die Durchfahrts- 



^) Laun, Kategorische und disjunktive Normen, im Archiv des 
öffentUchen Rechts, XXXIV (1915), S. z62ff. und das freie Ermessen 
und seine Grenzen, 1910, S. ^yü, 6iff. 
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bewüligung unter Ausschluss jedes behördlichen freien 
Ermessens nicht verweigert werden dürfte. Allein 
schon, wo die „massigen" Grenzen für den zeitlichen 
Aufenthalt anlässlich der statistischen Aufnahme zu 
ziehen seien, ist ganz unentschieden. 

Ebenso unentschieden aber ist es, welche sach- 
lichen Gründe einer völligen Verweigerung der Durch- 
fahrt das Völkerrecht anerkennt, also insbesondere, 
was im Zweifel noch als „friedliche'' Durchfahrt, 
als passage „inoffensif" zu betrachten sei. Auch dieser 
Begriff steht keineswegs fest. Man denke nur etwa an 
das Verteidigungsrecht" bewaffneter Handelsschiffe, 
oder an die Möglichkeit, dass an den Küsten der Meer- 
enge ein Landheer operiert, oder ein Aufstand ausge- 
brochen ist, dem auch ein unbewafftietes Handels- 
schiff Dienste leisten kann, oder an Zwischenfälle, 
wie jener der russischen Flotte bei ihrer Durchfahrt 
den Aermelkanal im russisch- japanischen Krieg, wobei 
friedliche Fischerboote beschossen wurden, weil man 
sie für japanische Kriegsschiffe hielt. Der Hinweis 
auf diese wenigen Beispiele dürfte genügen, um darzu- 
tun, dass der Begriff der freien Durchfahrt, des „pas- 
sage inoffensif ' noch in hohem Masse einer Klärung 
bedürfte. Ebensowenig steht fest, welche Grarantien 
der FriedKchkeit der Uferstaat etwa von einem durch- 
fahrenden Schiff verlangen dürfe. Ja nicht einmal das 
kann mit vöUiger Sicherheit beantwortet werden, ob 
und in welcher Weise der Uferstaat berechtigt sei, die 
Friedlichkeit der Durchfahrt eines Schiffes zu prüfen. 

Es sind demnach die gnmdlegendsten allgemeinen 
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Fragen des Meerengenrechtes noch ungeklärt. Trots* 
dem hat der Literatur des Völkerrechtes bisher ver- 
hältmässig wenig zutage gefördert, was geeignet wäre, 
einer künftigen näheren Regelung der Materie als 
Grundlage zu dienen. 

Das Recht der friedlichen Durchfahrt durch Meeren- 
gen hat sich gegenüber den älteren Ansprüdien einiger 
Staaten auch in die Literatiu: Aach und nach durchge- 
setzt. Galiani darf vielleicht als einer der ersten ge- 
nannt werden, welche dem Meerengenproblem die 
gebiSirende Beachtung geschenkt haben, indem er 
den Ansprüchen Englands auf den Kanal La Manche 
und Venedigs auf den „golfo Adriatico" im Namen der 
Meeresfreitheit entgegentritt ^). Ausdrücklich hebt er 
hiebei hervor, dass die Schriftsteller über derlei Sou- 
veränitätsansprüche auf Meeresteile keineswegs einig 
sind. Noch G. F. Martens ^) stellt die Meerengen 
ausdrücklich dem Küstengewässer gleich, ohne für die 
befahrenen Meerengen* eine allgemeine Ausnahme im 
Interesse des Weltverkehrs zu statuieren. Seitdem hat 
sich längst eine communis opinio bei den Autoren 
des Völkerrechts in der Richtung gebildet, dass die 
friedliche Durchfahrt durch Meerengen zwischen 
offenen Meeren oder Meeresteilen den Schiffen aller 
Staaten offen stehe. Allein weiter als auf diesen allge- 
meinen und ziemlich unbestimmten Satz erstreckt 
sich die Uebereinstimmimg nicht *). Keineswegs ist 

^) De' doveri, de' principi neutrali verso i principi guerregianti, e di 
questi verso i neutrali, libri due, 1782, I, cap. 10, § i, S. 418 — ^420. 

*) Pt^cis du droit des gens moderne de l'Europe, § 40. 

*) Vgl. auch die Literaturübersicht bei Stoerk in HoUzendorffs 
Handbuch des Völkerrechts, 1887, II, § 96. 
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es unbestritten anerkannt, dass die Durch&hrt in dem 
früher erörterten Sinne unbedingt offen stehe. Zwar 
treten viele Autoren mehr oder weniger ausdrücklich 
dafür ein, dass die Durchfahrt zu allen Zeiten — daher 
auch im Kriege — allen Arten von Schiffen — daher 
auch den Kriegsschiffen und Truppentransporten 
Kriegführender — geöffnet sein müsse ^). Es werden 
aber auch heute noch Stimmen laut, welche die 
völlige Sperrung einer Meerenge im Kriege unter 
Umständen, insbesondere für Kriegsschiffe oder Trup- 
pentransporte als gerechtfertigt ansehen^. Andere 
Autoren gehen zwar nicht so weit, wollen aber die 
Durchfahrt doch nur mit Beschränkungen, nament- 
üch im Imteresse der Verteidigung des Uferstaates, 
zulassen^), so dass die Frage offen bleibt, wie weit der 



^) Vgl. statt Vieler HautefeuiUe, Des droits et des devoirs des na- 
ÜQns neutres en temps de guerre maritime, I, 1858, S. 99; Klesn^ 
Ixna et nsages de la neutralit6, II, § 170; Lawrence, The principles 
of intematiöiial. Law, § 108. MarHU in Hinneberg's Kultur der Ge- 
genwart II, VIII, S. 444; Oppenheim, International Law, I, § 195; 
WesUake, International Law, I, eh. IX; Liszt, Das Völkerrecht, § 26, 
II, 3; AbribcU, Le d^troit de Magellan, 1902, S. 188; Schüching, Die 
Verwendung von Minen im Seekrieg, in Niemeyer's Zeitachrift für 
Internationales Privat- und öffentliches Recht, XVI (1906), S. I2iff 
und im „Recht", XVI (1912), S. 299; Hershley, The Essentials of 
International Public Law, § 196; Rocholl, Die Frage der Minen im 
Seekrieg, 1910, S. 132; Berg, Die Seeminen im Krieg, Dissertation 
Würzburg, 1910, S. 66. 

*) Z. B. Bonfils, Manuel de droit international public, herausg. v. 
Fauchille, § 507; Merignac, Trait6 de droit public international, 
II, 1907, S. 588; Kumrow, Der Bosporus und die Dardanellen, Dis- 
sertation Würzburg, 1913, S. 84, 98; Martin, Die Verwendung von 
Minen in Meerengen, Dissertation Würzburg, 1914, S. 33-35, 60, 
61; Wehberg, Das Seekriegsrecht, 1915, S. 86. 

*) Beispielsweise Pradier-Fodärd, Trait6 de droit international pu- 
blic, II, § 654; VaUel, Le droit des gens, I, § 292; PhiUimore, Conmien- 
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Uferstaat mit derlei Beschränkungen gehen dürfe. 

Es sind also selbst die wichtigsten Fragen über das 
Durcbfahrtsrecht wenig geklärt. Der Begriff der 
Meerenge wird zumeist nicht erörtert, die Frage nach 
seinen Grenzen sowohl hinsichtlich der Maximalbreite 
als hinsichtlich der Wichtigkeit für den Verkehr gar 
nicht aufgeworfen. Der Inhalt des Durchfahrtsrechtes 
wird nur ganz im Allgemeinen umschrieben, man 
vermisst eine genauere Präzisierung, bis zu welchen 
Grenzen der Uferstaat vermöge seiner Hoheitsrechte 
im Küstengewässer, oder die Kriegführenden, falls 
die Meerenge Kriegsschauplatz ist, die freie Durchfahrt 
beschränken dürfen. Selbst ausführliche und gründ- 
liche Darstellungen des Völkerrechtes begnügen sich 
zumeist damit, dieses Recht mehr oder weniger einge- 
hend aus den Verkehrsinteressen zu erklären, etwa 
noch eine Geschichte des Problems beizufügen, und 
legen vielfach das Hauptgewicht auf die Darstellung 
der Verträge über die einzelnen Meerengen und Ka- 
näle, namentlich die türkischen Meerengen, den Suez- 
und Panamakanal. 

Eine wertvolle Vorarbeit auch für die legislativ- 
politische Behaiidlung des Meerengenproblems bietet 
der Aufsatz von Schücking, Die Verwendung von 
Minen im Seekrieg, in Niemeyer' s Zeitschrift für Inter- 
nationales Privat- und öffentliches Recht ^). 

taries upon international Law, 3 ed., I, S. 265, anm. d; Calvo, Le 
droit international th6orique et pratique, I, § 368; Piidelihre, Pr6cis 
de droit international public, I, 1894, No 407; Nys, Le droit inter- 
national, NouveUe 6dition, I, S ^^95; Despagnet, Cours de droit inter- 
national public, § 417; Lozd, La question des d6troits, 1908, S 11, 12 
») XVI (1906), S. i2iff. 
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Schücking lässt die besonderen Normen, wie sie 
z.B. für den Bosporus und die Dardanellen bestehen, 
beiseite und unterscheidet „für das im Zweifel anzu- 
wendende Recht" ^), mithin de lege lata, drei Katego- 
rien von Meerengen: 

I.) „Meerengen, die in ein geschlossenes Meer 
führen", z.B. die Strasse von Kertsch. 

2.) „Meerengen, die ebenfalls auf beiden Seiten von 
einem Uferstaat beherrscht werden und zwar von 
einem offenen Meer in das andere führen, aber regel- 
mäßig doch nur für die nationale Schiffahrt in Be- 
tracht komimen". z.B. der Solent zwischen der bri- 
tischen Insel und der Insel Wight. 

3.) „Meerengen, die zwei offene Meere miteinander 
verbinden imd der internationalen Schiffahrt dienen." 

Die Meerengen der beiden ersten Kategorieen könne 
der sie beherrschende Uferstaat sperren, ebenso sein 
Gegner im Krieg. Bezüglich der dritten Kategorie 
seien wieder drei Gruppen zu unterscheiden: 

a) „Meerengen, die in ihrer ganzen Längen- Ausdeh- 
nung so breit sind, daß sie abgerechnet die Küsten- 
meerzonen der Uferstaaten in ihrer Mitte noch einen 
Teil freien Meeres darstellen", z.B. der Kanal. 

b) „Solche Meerengen, die teils so breit sind, daß 
sie abgerechnet die Küstenmeerzone der Uferstaaten 
in ihrer Mitte noch einen Teil des freien Meeres dar- 
stellen, teils aber ledigUch Küstenmeer sind." 

c) „Solche Meerengen, die in ihrer ganzen Ausdeh- 
nung lediglich Territorialmeer sind." 

Für die Meerengen der ersten Gruppe (a) gelte 

«) S. 140. 
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zunächst das gemeine Recht. Die freie See könne 
Kriegsschauplatz sein. Hier sei auch eine Minensperre 
zulässig und die Schiffahrt müsse sich einen Weg 
durch das neutrale Küstenmeer suchen. Nur wenn 
dieses wegen Untiefe nicht passierbar ist, so dürfe 
die Sperre nur relativ sein, d.h. es müsse im Interesse 
des internationalen Verkehrs für die neutrale Schiff- 
fahrt ein Weg offen gelassen werden. Doch dürfe der 
Kriegführende sich vorbehalten, diesen von Fall zu 
Fall unter besonderen Vorsichtsmaßregeln zu zeigen. 
Auch wenn beide Uferstaaten sich im Kriege befinden, 
dürfe die Sperre der ganzen Meerenge nur als eine 
solche relative durchgeführt werden. 

Die Meerengen der zweiten Gruppe stehen, soweit 
sie in ihrem Verlaufe offenes Meer einschließen, denen 
der ersten, in den übrigen Teilen denen der dritten 
gleich. 

Die Meerengen der letztgenannten Gruppe können, 
wenn die Uferstaaten neutral sind, nicht Kriegsschau- 
platz sein, daher sei für dritte Mächte die Möglichkeit 
einer Minensperre nicht gegeben. Wenn aber der 
Uferstaat Krieg führe, sei ihm eine relative Sperre 
gestattet ^). 

Schücking hat später in dem Aufeatz „Die Minen- 
sperre der Dardanellen und ihre Rechtsfolgen" in der 
Zeitschrift „Das Recht" *); seine Lehre auf einen 
praktischen Fall im italienisch-türkischen Ejrieg ange- 
wendet. Er gelangt hier zu dem Ergebnis, daß die 
Türkei nicht berechtigt war, die Dardanellen völlig 

1) S 140—146 ' 

*) XVI, No 10 V. 25. Mai igi2, S. 300. 
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durch Minen zu sperren, wie sie es tatsächlich getan 
hat ^). In diesem Aufeatz betont Schücking, wie drin- 
gend notwendig es sei, daß die Nonnen der Zweiten 
Haager Friedenskonferenz über die Verwendung von 
Minen im Seekrieg eine Ergänzung in Bezug auf die 
Meerengen erfahren. Für diese Ergänzung schlägt er 
vor, die MögUchkeit zu eröffnen, daß die durch eine 
völkerrechtswidrige Sperre geschädigten Individuen 
ihre Rechtsansprüche gegen den Staat, der die Sperre 
verfügt hat, vor einem internationalen Gericht einkla- 
gen können, und erinnert an Art. 9 Abs. 3 des Regle- 
ments des Instituts für internationales Recht über 
die Verwendung von Minen: „Cette responsabilit6 
pourra etre mise en jeu, m&ne par des particuliers, 
devant le tribunal international comp6tent." 

Den Ausführungen Schücking's in dem zuerst ge- 
nannten Aufsatz haben sich drei kleinere Arbeiten 
von Wetzstein, Berg und RochoU im WesentUchen 
angeschlossen ^), wobei auch Bemerkimgen de lege 
ferenda gefallen sind. So tritt Wetzstein dafür ein, 
dass nach dem Muster des früher erwähnten japa- 
nischen Vorgehens in der Tsugarustraße es allgemein 
zur Pflicht gemacht werde, bei Minensperren in Meer- 
engen eine Durchfahrt für neutrale Schiffe wenigstens 
bei Tage und unter Mitgabe eines Lotsen offen zu 
halten. Dies würde die Sicherheit der Schiffahrt in 



») Vgl. dazu die bei Wehberg, Das Seekriegsrecht, 1915, S. 86, 
Anm. I, zitierte Literatur 

*) Wetzstein, Die Seeminenfrage im Völkerrecht, Dissertation Leip- 
zig, 1909, S 35, 36; Berg, Die Seeminen im Krieg, Dissertation Würz- 
burg, 1910, S. 66, 67; RochoU, Die Frage der Minen im Seekrieg, 
1910, S. 132 ff. 
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hohem Maße gewährleisten. Denn bei einer Meerenge 
handle es sich nur um ein ganz bestimmtes Wasserge* 
biet, das an seiner Grenze gegen die hohe See durch 
Wachtkreuzer und vom Lande aus leicht zu über- 
wachen sei, so daß die Vorsichtsmaßregel allen pas- 
sierenden Schiffen zugute kommen werde. Die Neu- 
tralen dürften sich der nicht allzu großen Beschrän- 
kung gerne fügen, der Kriegführende aber werde in 
seinen Rechten kaum geschmälert, zumal er die 
Möglichkeit gewinne, die durchfahrenden Schiffe zu 
kontrollieren und eine Störung der Minensperre zu 
verhindern ^). 

Martin, welcher de lege lata die völlige Sperrung 
einer Meerenge durch Minen im zwingenden Interesse 
der Landesverteidigimg, der Selbsterhaltung des Staa- 
tes für zulässig hält ^) tritt unter anderem gegen die 
Bewertung der japanischen Maßregeln durch Schüc- 
hing und Wetzstein auf. Hie Vorkehrungen Japans 
seien in dem einen konkreten Fall ohne Schaden für 
die japanischen Interessen durchführbar gewesen; es 
sei jedoch sehr fraglich, ob die Maßnahmen der Tsuga- 
rustraße für andere Meerengen ausreichend wären ^). 

In sehr beachtenswerter Weise spricht sich Dupuis *) 
dafür aus, daß der Gebrauch von Minen in den Meer- 
engen, welche zwei freie Meere miteinander verbinden. 



>) a. a. O., S. 35, 36. 

') Die Verwendung von Minen in Meerengen, Dissertation Würz- 
burg, 1914, S. 35, 60, 61. 

•) a. a. O., S. 33, 34. 

^) Le droit de la guerre n^aritime d'aprds les Conferences de la 
Haye et de Londres, 191 1, § 356. 



\ 



DER GEGENWÄRTIGE STAND DES PROBLEMS. I9 

beschränkt, wenn nicht verboten werden sollte. 
Die Durchfahrt müsse als ein Recht der friedlichen 
Schiffe aller Flaggen, selbst in Kriegszeiten anerkannt 
werden, wäre dies auch um den Preis einer Servitut, 
welche dem Uferstaat auferlegt würde. Diese Servitut 
sei mit den Verteidigungsnotwendigkeiten der krieg- 
führenden Staaten leicht in Einklang zu bringen. 
Einesteils müsse genau bestimmt, definiert und abge- 
grenzt werden, was unter Meerengen, welche zwei 
freie Meere verbinden, zu verstehen sei. Es sei nicht 
notwendig, daß die Durchfahrt in allen Meerengen 
frei sei; es genüge, wenn sie es in jenen sei, „oü il est 
indispensable, sous peine de supprimer une route 
commerciale fr6quent6e'\ Wo mehrere benachbarte 
Meerengen vorhanden sind, sei die Offenhaltung einer 
von ihnen ausreichend. Damit seien die Einwen- 
dungen, wie sie beispielsweise von Japan auf der 
Zweiten Haager Friedenskonferenz gegen das Ver- 
bot des Minenlegens in Meerengen vorgebracht wor- 
den sind, gegenstandslos. Andererseits ginge es, 
indem man die Zahl der mit einer Servitut belas- 
teten Meerengen reduzieite, nicht, wenn den Krieg- 
führenden die Veipflichtung auferlegt vfürde, zur 
Verteidigung solcher Meerengen nur elektrische Minen 
zu verwenden oder doch wenigstens die Strasse nicht 
ganz mit automatischen Minen zu sperren und Lotsen 
bereit zu stellen, damit den teilweise ausgelegten 
Minen ausgewichen werden könne. 

Wehherg ^) ist der Meinung, dass es Verhältnisse gebe 



^) Das Seekriegsrecht, Handbuch des Völkerrechts, herausg. v. 
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in denen eine völlige Sperrung einer Meerenge nicht 
zu vermeiden ist, wie zum Beispiel bei der Schliessung 
der Dardanellen. Ein kühner imd mit grossen See- 
streitkräften versehener Angreifer werde unter Untistän- 
den auch eine Minensperre trotz gewaltiger Verluste 
zu durchbrechen suchen. Man könne einem Staat, 
für dessen Selbsterhaltung die Verhinderung der 
Durchfahrt ein Lebensinteresse bedeute, das Recht 
nicht verweigern, die Minensperre in so scharfer Weise 
durchzuführen, dass eine Durchbrechimg ausgeschlos- 
sen ist. Die Staatengemeinschaft werde durch die 
Erlaubnis absoluter Minensperre nur in ihrer Schif- 
fahrt geschädigt, der kriegführende Staat aber könne 
dadurch vor Untergang bewahrt werden. Der richtige 
Weg zur Lösung des Problems hege in der NeutraU- 
sierung der Meerengen. Jedoch sei nur in seltenen 
Fällen die Lage der Meerengen so, dass ihre absolute 
Sperre durch ein Lebensinteresse der Kriegführenden 
geboten sein kann. Bei den Dardanellen hält dies 
der Autor für zweifellos, im übrigen aber seien die 
Verhältnisse doch meist andere. Beispielsweise würde 
eine absolute Sperre des Kanals zwischen England 
und Frankreich niemals gerechtfertigt sein. Daher 
seien die Schücking' sehen Vorschläge wohl realisierbar, 
nur müsse man für jene Meerengen, welche, wie die 
Dardanellen, eine besondere Lage haben, Ausnahmen 
festsetzen. Vorbedingung hiefür sei eine besondere 
Prüfung der Lage der einzelnen Meerengen. 
Neben der rein oder vorwiegend juristischen Litera- 

Stier-Somlo, IV. Band, i. u. 2. Abteilung, Besonderer Teil, 1915, 
S. 86, 87; auch in der Zeitschrift für Völkerrecht, VIII (1914), S. 537. 
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tur ist weiter die politische zu erwähnen. Namentlich 
von pazifistischer Seite ist die Lösung der Meerengen- 
frage im Sinne der Verkehrsfreiheit wiederholt ganz 
allgemein gefordert worden. So hat beispielsweise 
Den Beer Poortugael in seinem Buche Le droit des 
gens en marche vers la paix et le guerre de Tripoli 
1912/ mit dem Sätze „Tout la monde pour tout le 
monde'' die Niederteissung aller Sperren und Barrie- 
ren gefordert, und er hat dies insbesondere auch auf 
Meerengen bezogen i). Morel, Truth and War, 1916, 
verlangt unter anderem eine Ersetzung der engli- 
schen Meeresbeherrschung durch eine internationale 
Kriegsflotte und internationalen Meerengenbesitz. 
Diese Beispiele könnten leicht vermehrt werden. 

In Anbetracht all der erwähnten, in der Theorie und 
Praxis herrschenden Unklarheiten, Unsicherheiten 
imd Unvollkommenheiten des Rechtszustandes ist es 
von umso grösserer Bedeutung, dass wenigstens für 
besonders wichtige Meerengen einzelne Fragen oder 
Fragenkomplexe durch spezielle Verträge ausser Streit 
gestellt worden sind. Dies ist denn auch in mehrfacher 
Hinsicht geschehen. Die wichtigsten hieher gehörigen 
Verträge sind: 

Der Londoner Meerengevertrag vom 13 Juü 1841 
zwischen Preussen, Oesterreich, Frankreich, England, 
Russland und Sardinien betreffend die Schüessimg der 
Dardanellen imd des Bosporus. 

Art. 10 und Anhang I des Pariser Friedens vom 30 
März 1856. 

^) Die Friedenswarte, XIV, 1912, S. 204, 205. 
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Art. 2 des Londoner Vertrags vom 13 März 1871 
1871 zwischen den Unterzeichnern des Pariser Frie- 
dens. 

Art. 63 der Berliner Kongressakte. 

Art. 5 des Vertrags vom 23 JuU 1881 zwischen 

Argentinien und Chili über die Magellanstrasse. 

Art. 7 des engHsch-französischen Vertrags vom 8 
April 1904 über Aegypten und Marokko, betreffend 

die Meerenge von Gibraltar. 

Art. 6 des französisch-spanischen Marokkovertrags 

vom 27 November 1912, betreffend die Meerenge von 

Gibraltar. 

Die Deklaration der drei skandinavischen Staaten 
vom 21. Dezember 1912 über deren NeutraHtät im 
Seekrieg, welche im Punkt ic) des I. Kapitels der 
vereinbarten NeutraUtätsregeln Bestinunungen über 
den Sund, den Grossen imd den Kleinen Belt traf. 

Schon ein ganz flüchtiger Ueberbhck über die 
Rechtsquellen zeigt, dass die ganze Materie bisher 
nur zu einem sehr kleinen Teil durch Verträge gere^ 
gelt war, und dass auch diese Regelung nicht zureichte, 
weil sie einerseits sachlich lückenhaft imd unvollkom- 
men war, anderseits nur partikulares, zwischen zwei 
oder einigen Staaten vereinbartes, dritte Staaten 
nicht bindendes Recht darstellte. 

B. Ein zweiter Fragenkomplex ergibt sich durch die 
Schaffung künstUcher Wasserstrassen, welche Teile 
des mare liberum miteinander verbinden. Hier stösst 
das Verkehrsinteresse nicht bloss auf Hoheitsrechte, 
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sondern auf die volle Gebietshoheit des Staates, dessen 
Gebiet die Wasserstrasse durchschneidet, wobei noch 
besondere Komplikationen daraus entspringen kön- 
nen, dass andere Staaten finanziell oder technisch an 
dem Bau der Wasserstrasse beteiligt waren oder in 
der Folge an deren Erhaltung und Verwaltung be- 
teiUgt sind. Es kann nun nach den Grundsätzen des 
Völkerrechtes über die Gebietshoheit schwerhch ein 
Zweifel darüber obwalten, dass ein Staat in der Herr- 
schaft über die künstUchen Wasserstrassen seines Ge- 
bietes völkerrechtlich nur dann und nur so weit be- 
schränkt ist, als er solche Beschränkungen vertrags- 
mässig auf sich genonunen hat. Das Mittel, dem inter- 
nationalen Verkehr ähnliche Rechte auf die „unbe- 
dingte'- Benützung einer künstlichen Wasserstrasse 
sicherzustellen, wie solche unbedingte Durchfahrts- 
rechte bezügUch der Meerengen bestehen, ist daher die 
IntemationaHsierung des Kanales durch einen völker- 
rechtUchen Vertrag. Würde man einen allgemeinen 
Grundsat s des Völkerrechtes anerkennen oder schaf- 
fen wollen, wonach etwa jeder Kanal, der Teile des offe- 
nen Meeres miteinander verbindet, ohne einen solchen 
Vertrag, gewissermassen ipso jure ganz oder in gewis- 
sen Richtungen der Gebietshoheit des Staates, auf 
dessen Gebiet er Hegt, entzogen wird, so könnte dies 
in der Folge zu den schwersten KonfUkten führen und 
würde voraussichthch den Bau solcher Wasserstras- 
sen überaus erschweren, wenn nicht gar verhindern. 
Das vorUegende Referat kann daher nur die durch 
besonderen Vertrag internationalisierten Kanäle in 
den Bereich der Erwägungen mit einbeziehen. 
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Internationalisierte Kanäle komen heute nur zwei 
in Betracht, der Suezkanal und der Panamakanal. 
Hierbei sind auch die Trajekte über den Nicaragua- 
kanal zu erwähnen. Die wichtigsten bezügUchen Ver- 
träge sind : . 

Der Vertrag der Vereinnigten Staaten von Amerika 
mit Neu-Granada vom 12 Dezember 1846 über die 
Durchfahrt durch die zu schaffenden Wasserwege 
durch den Isthmus von Panama ; 

Der Clayton-Bulwer-YertTz^g vom 19 April 1850, 
zwischen Grossbritaimien und den Vereinigten Staaten 
über den Panamakanal; 

Der Suezkanalvertrag vom 29 Oktober 1888; 

Der erste ( nicht ratifizierte) Ray-Pauncefote-Yer- 
trag vom 5 Februar 1900 zwischen Grossbritannien 
und den Vereinigten Staaten über den Panamakanal; 

Der zweite, ratifizierte Hay-Pauncefote-YeTtvBjg vom 
18 Novenber 1910 zwischen England imd den Ver- 
einigten Staaten über den Panamakanal; 

Der Hay-VariUa-YeTtTBjg vom 18 November 1903 
zwischen den Vereinigten Staaten und Panama be- 
treffend die Gebietshoheit im Bereich des Panama- 
kanals. 

Art. 6 des engUsch-französischen Vertrags vom 8 
April 1904 über Aegypten und Marokko, betreffend 
den Suezkanal. 

Der Vertag vom 8 Februar 1913 zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Nicaragua über den Nicaraguar 
kanal. 

II. Infolge der zerspUtterten und unzureichenden 
Regelimg des Rechtes der Meerengen imd intematio- 
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nalisierten Kanäle sind nun verschiedene Bestrebun- 
gen aufgetreten, welche entweder eine allgemeine 
internationale Normierung des ganzen Rechtsgebietes 
oder doch Ergänzung der bestehenden Rechtsquellen 
verlangten. 

So hat beispielsweise schon die Assembl6e g6n6rale 
de la Ligue de la Paix et de la Libert6 in ihrer am i6 
September 1883 zu Genf gefassten Resolution über die 
Neutralisierung der skandinavischen Staaten gefor- 
dert, dass ein internationaler Kongress unter anderen 
das Recht der Meerengen,welche die Nordsee mit der 
Ostsee verbinden, einer Regelung unterwerfe. Es sollte 
die damals verlangte NeutraUsation der drei skandi- 
navischen Staaten insbezondere auch zmn Gegenstand 
haben: 

„Deuxiömement, d'assurer en tout temps, mime en 
temps de guerre, ä tout bätiment de commerce ou de 
guerre, quelque soit son pavillon, beUig^rant ou non^ 
la pleine Ubert6 de passer de la mer du Nord dans la 
Baltique et vice-versa, isol6ment ou en flotte." Der 
Sund imd der Kleine Belt sollten den Kriegsschiffen 
Kriegführender geschlossen, allen übrigen Schiffen zu 
jeder Zeit offen sein. Der Grosse Belt sollte zwar allen 
Schiffen zu jeder Zeit offen stehen, es sollte aber diesen 
Schiffen auf den Gewässern imd an den Küsten dieser 
Meerenge sowie innerhalb einer Kanonenschussweite 
vor der Einfahrt und nach der Ausfahrt jeder Akt der 
FeindseUgkeit wie überhaupt jedes „fait de guerre" 
verboten sein. Der Beitritt zu der geforderten Kon- 
vention sollte allen Staaten Europas offen gelassen 
werden. 
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In ähnlichem Sinne hat sich der internationale 
Friedenskongress zu B»n, einberufen von der Inter- 
national Arbitration and Peace Association, am 6 
August 1884, der erste skandinavische Friedenskon- 
gress zu Göteborg am 19 August 1885, der erste Allge- 
meine Friedenskongress am 26 Juni 1889 ausgespro- 
chen. Später hat dann der vierzehnte Allgemeine Frie- 
denskongress nochmals gleiche Forderungen gestellt. 

Es würde viel zu weit führen, wenn hier versucht 
werden sollte, alle Wünsche und Beschlüsse aufzuzählen, 
welch§ in verschiedenen Körperschaften und Versamm- 
lungen über internationale Wasserstrassen zum Aus- 
druck gekommen sind. An den Arbeiten dreier Kör- 
perschaften beziehungsweise Versammlungen kann 
jedoch hier nicht vorübergegangen werden. Es sind die 
Arbeiten des Instituts für internationales Recht, der 
Zweiten Haager Friedenskonferenz und der Interpar- 
lamentarischen Union. 

A. Das Institut für internationales Recht fand 
Anlass, sich mit dem Gegenstande näher zu befassen, 
als es 1894 zu Paris die Definition imd die Rechts- 
verhältnisse der Küstengewässer behandelte i). Es 
beantragte nämlich in der dritten Kommission der 
Berichterstatter Barclay die Aufnahme der folgenden 
Bestimmimgen in den in Beratimg stehenden Ver- 
tragsentwurf : 

Art. 10 Cet article ne conceme que les d6troits dont 
r6cart n'exMe pas douze milles. 

Les dispositioijs des articles ci-dessus (nämlich 

^) Annuaire de Tlnstitut de droit international, XIII (1894 — 1895), 
S. 125«. 
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Über die Rechtsverhältnisse im Küstengewässer) s'y 
appliquent sauf les modifications et distinctions sni- 
vantes: 



1° 



(betrifit die Ausdehnung der beiderseitigen staatlichen 
Hoheitsrechte bis zur Mittellinie) 

2°. Les d6troits dont les cotes appartiennent au 
meme Etat et qui sont indispensables aux conununi- 
cations maritimes entre deux ou plusieurs Etats autres 
que r Etat riverain, fönt partie de la mer territo- 
riale du riverain quelque soit le rapprochement des 
cötes. 

3° Les d6troits dont les cötes appartiennent au 
meme Etat mais qui, par le fait, ne communiquent 
qu'avec cet Etat et ont ime largeur plus ou moins sem- 
blable ä celle des ri viferes, sont assimil6es ä celles-ci'' ^). 

Zu den Unterscheidungen des zweiten Absatzes 
bemerkte der Antragsteller, sie entsprächen der gel- 
tenden internationalen Praxis ^)), als Beispiele für 
Punkt 3 führt er den Solent (zwischen der Insel Wight 
und der britischen Insel) und die Menai-Strasse 
(zwischen der Insel Anglesey und der britischen 
Insel) ^) an. 

In der Plenarsitzung vom 29. März 1894 wurden 
nun zimächst die beiden ersten Sätze in einen zusam- 
mengezogen, welcher lautete: 

„Les dispositions des articles pr6c6dents s'appU- 
quent aux d6troits dont r6cart n'exMe pas douze 



1) a. a. O., S. 161, 162. 
*) a. a. O., S. 161, Anm. 2. 
*) a. a. O., S 162, Anm. x. 
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milles, sauf les modifications et distinctions suivan- 
tes." 1) 

Zu Punkt 2 (bezw. 3) des zweiten Absatzes bemerkte 
Ed. Rolin, der Wortlaut könnte so aufgefasst werden, 
als ob die Schliessung von Meerengen zwischen zwei 
freien Meeren als zulässig anerkannt würde. Er be- 
antragte daher folgende Fassung: 

„Les d6troits qui servent de passage habituel d'une 
mer Ubre ä une autre ne peuvent jamais Stre fermfe." 

Dieser Text wurde angenommen *). In der Sitzung 
vom 31 März 1894 wurde er nochmals geändert und 
lautete in der endgültig beschlossenen Redaktion: 

„Les d6troits qui servent de passage d'une mer libre 
ä une autre mer Hbre ne peuvent jamais etre fermfe." 

In dieser Form erfolgte die Annahme ohne weitere 
Bemerkungen ^). 

Um keinen Zweifel darüber aufkommen zu lassen» 
dass schon bestehendes jus speciale über einzelne 
Meerengen unberührt bleibe, wurde im Art. 11 ausge- 
sprochen : 

„Le r6gime des d6troits actuellement soumis ä des 
Conventions ou usages sp^daux demeure r6serv6.'' *) 

In der Session von Gent 1906 wurde in der Plenar- 
sitzung vom 25 September gelegentlich der Bera- 
tung einer Regelung des Gebrauchs von Untersee- 
minen *) auf einen übrigens nicht näher begründeten 
—————— i 

*) a a O, S 320 
*) a a O, S 321. 
») a. a. O., S. 327, 328, 331. 
*) a. a. O., S. 327, 331. 

'^) Annuaiie de l'Institut de droit international, XXI (1906), er- 
schienen 1907» S. 33off. 
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Antrag Kaufmannes ^), dem sich Eä.Rolin ansdüoss *), 
einstimmig ausgesprochen, dass den neutralen Staaten 
verboten sein solle, in Meerengen, welche in ein offenes 
Meer führen, automatische Kontaktminen zu legen. 
Der beschlossene Text, welcher vom Antrag Kaufmann 
nur ganz unwesentUch abwich, lautete: „Mais les 
Etats neutres ne peuvent placer de telles mines dans 
le passage des d6troits qui conduisent dans une mer 
ouverte" •). 

Die Session von Florenz, 1908, sah sich vor die Auf- 
gabe gestellt, diesen Beschluss zu den Ergebnissen der 
Haager Konferenz in Beziehung zu setzen. Auf Vor- 
schlag des Berichterstatters E. Rolin wurde jener 
Text unverändert als Abs. 2 an den Artikel 6 der 
Florentiner Resolution angefügt, welcher den neu- 
tral^i Mächten bezügUch des Minenlegens vor ihren 
Küsten die Beobachtung der Regeln für Kriegführende 
auferlegte *). 

Die Resolution von Florenz war als Grundlage für 
einen Bericht und für weitere Beratungen gedacht *). 
Diese wurden der folgenden Session, zu Paris 1910, 
vorbehalten. 

Es wurden nunmehr in der vierten Kommission des 
Instituts eingehende Vorarbeiten durchgeführt. Die 
Kommission entschied sich auf mehrfache Anregung, 
namenthch seitens A, Rolin' $^), dafür, in Interesse der 

« 

^) a. a. O., S. 340. 

*) a. a. O., S. 341. 

•) a. a. O., S. 341, 345. 

*) a. a. O., XII, S. 225. 

*) a. a. O., 223. 

^ a. a. O., XXIII (1910) S. 194. 



c 
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friedlichen Schiffahrt eine Ausdehnung der Rechts- 
pflicht, welche in den Resolutionen von Gent und 
Florenz nur den Neutralen zugedacht war, auch auf 
die kriegführenden Staaten auszudehnen, Es wurde 
daher Art. VI Abs. 2 des Florentiner Entwurfes ge- 
strichen, dem Art. IV des Kommissionsprojektes, 
welcher die Minenblockade der Küsten und Häfen des 
Gegners verbot, der folgende Text als Absatz 2 hinzu- 
gefügt : „II est 6galement interdit de placer des mines 
automatiques de contact dans le passage des d6troits 
qui conduisent dans une mer ouverte" ^). 

In der Plenarsitzung vom 2 April 1910 beantragte 
Kaufmann, diese Bestimmung nur für die Neutralen 
festzusetzen, wie dies dem Beschluss von Gent ent- 
sprach, dagegen die Rechte und Fliehten der Kriegfüh- 
renden besonders zu regeln. Der von ihm vorgeschla- 
gene Text lautete : 

„a) II est interdit aux Etats neutres de placer des 
mines automatiques de contact dans les d^troits qui 
constituent la seule ou la principale communication 
entre deux mers ouvertes. 

b) L'Institut de Droit international recommande de 
r6gler par des Conventions sp6ciales le regime qui, 
dans le cas ou un des Etats limitrophes est bellig6rant, 
doit etre observ6 pour chacun des diff6rents d6troits 
libres important le plus au commerce mondial." *). 

Es kam jedoch zu keinen sachlichen Beschlüssen, 
vielmehr wurde die Behandlimg der Meerengenfrage 
wegen Zeitmangels einem späteren Zeitpunkte vorbe- 

^) a. a. O., 190, S. 194, 203. 
*) a. a. O., 456. - 
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halten^). Tatsächlich wurde die Frage des Minen- 
legens in Meerengen schon in der Vollversammlung des 
Instituts zu Madrid am 17 April 1911 neuerdings 
aufgeworfen, aber auch hier einem späteren Zeitpunkt 
vorbehalten ^). 

Hingegen sind die Arbeiten des Instituts aus den 
Jahren 1909 und 1910 zunächst noch in einer anderen 
Richtung zu erwähnen. 

1909 wurde in der dritten Kommission die Erörte- 
rung der Regeln für die Neutralität im Seekrieg 
dadurch in Angriff genommen, dass Dupuis und 
LapradeUe ein Fragenprogramm an alle Mitglieder 
richteten'). Punkt XII dieses Fragenprogramms 
lautete : 

Un Etat neutre est-il tenu d'interdire le passage 
dans ses eaux territoriales aux navires de guerre 
bellig6rants ? A-t-il le droit de Tinterdire en totalit^ ou 
en partie ? S'il a ce droit, peut-il en user m^e en ce 
qui conceme les d6troits unissant deux mers Hbres?''*) 

Aus den Antworten sind folgende hervorzuheben: 

Holland, Lerh und Harburger verneinten den letzten 
Satz der Frage XII ohne Angabe von Gründen *). 
Kaufmann verneint ebenfalls, bezieht die Antwort 
aber auf „les d6troits qui fönt la principale ou la seule 
Qommunication entre deux mers Hbres" •) Kebedgy 
antwortet : nein, vorbehaltlich des Rechtes, Minen zu 



a. a. O.. 456, 457, Art. 4 Abs. 2 der Beschlüsse. 

Annuaire, XXIV, (i9ii)> S. 300, 302 Art. 7 der Beschlüsse. 

a. a. O., XXIII (1910) S. 23«. 

a. a. O., S. 29. 

a. a. O., S. 139, 144, 149- 

a. a. O., S. 174. 
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legen*). Ausführlicher äusserten sich den Beer Pow- 
tugad und A. Rolin. 

Der erstere wies darauf hin, dass bei grosser Aus- 
^ dehnung der Küstengewässer, wie dies namentlich in 
Archipeln, z. B. in Niederländisch-Indien, zutreffe, der 
Uferstaat die Versorgung der Kriegsschiffe Krieg- 
führender durch Transportschiffe nicht verhindern 
könne, wenn er nicht berechtigt sei^ nach seinem 
Ermessen und im Verhältnis zu seinen Ueberwachungs- 
mitteln und Kräften Schiffen der Kriegführenden, 
wenigstens zum Teile, die Durchfahrt durch seine 
Küstengewässer zu verbieten. Besonders in einem 
Archipel, wo es naturgemäss eine grosse Anzahl von 
Wasserstrassen gebe, müsse er das Recht haben, die 
Durchfahrt durch Meerengen, welche Teile des offen- 
nen Meeres miteinander verbinden, mit Ausnahme 
einer von ihm bezeichneten Durchfahrt, zu verbieten *). 
A. Rolin gab der Meinung Ausdruck, dass das Recht 
der freien Durchfahrt nur für die „routes maritimes 
indispensables" gelten könne. Daneben gebe es minder- 
wichtige Meerengen „qui ne constituent, en aucune 
fagon, de grandes routes maritimes''. Die Zufahrt zu 
solchen den Schiffen Kriegführender zu verbieten, 
habe der neutrale Staat das Recht, aber nicht die 
PfUcht »). 

Der namens der 3. Kommission von Dupuis erstat- 
tete Bericht schlug folgende Regelung vor: 

„Art. 12 L'Etat neutre n'est pas tenu d'interdire le 



*) a. a. O., S. 176. 
•) a. a. O., S. 93, 97. 
») a. a. O., 93. 94» 169. 
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passage, dans ses eaux territoriales, aux navires de 
guerre bellig6rants et ä leur prises. 

n peut rinterdire dans les portions de ces eaux qtii 
sont en dehors des routes maritimes nteessaires ä la 
navigation; il doit le permettre dans les d6troits qui 
constituent le seul moyen de passage d'mie mer libre 
ä xme autre mer libre" ^). 

Ein Kontravotmn Lapradelles, welches im Wesent- 
lichen dafür eintrat, dass das freie Ermessen der 
neutralen Staaten durch genau umgrenzte völker- 
rechtliche Pflichten ersetzt werde, schlug keine aus- 
drückliche Regelung der Meerengenfrage, dagegen un- 
ter anderen namentlich die folgende Bestimmung vor : 

„Art. 4: Dans rint6ret de sa s6curit6 personnelle, 
TEtat neutre peut fermer Celles de ses eaux qu'il juge 
nteessaire d'interdire aux navires de guerre bellig6- 
rants, ä condition : i^ de r^server ainsi la navigation 
Sans Tarrgter ; 2^ de d6terminer les zones interdites dans 
le temps de paix ; 3® de les fermer aux navires de com- 
merce des bellig6rants" ^). 

Ldder führten die wertvollen Vorarbeiten zu kei- 
nem unmittelbaren Ergebnis. Das Institut sah in den 
Sitzungen zu Paris am 30 und 31 März 1910 von einer 
Beschlussfassung in merito ab, weil es im Augenblick 
nicht opportun erschien^ die einschlägigen Entschei- 
dungen der Zweiten Haager Friedenskonfemz, welche 
Aussicht hatten, ratifiziert zu werden, zum Gegen- 
stand einer Diskussion zu machen. ') 

^) Annuaire XXIII (1910) S. 94, 98. 
*) a. a. O., 118, 129. 
») a. a. 0., 413, 428. 

3 
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FauchiUe hat in seinen Entwurf des Seekriegs* 
rechtes, den er 1912 dem Institut unterbreitete ^)^ 
unter anderem folgende uns interessierende Bestim- 
mungen aufgenommen: 

„Art. I : Th6ätre des hostilit^s. — Les actes d'hosti- 
lit6 ne sont permis que dans la pleine mer, ainsi que 
dans le territoire ms^time et les eaux territoriales 
des Etats bellig6rants, y compris les d^troits et les 
canaux, ä condition que ces parties de la mer n'aient 
pas 6t6 conventionellement neutralis6es/' 

„Art. 15. Mines söus-marimes. — II est interdit de 
placer en pleine mer des mines automatiques de 
contact, amarr6es ou non. 

n est 6galement d^fendu de placer des mines auto- 
matiques de contact dans le pasage des d6troits con- 
duisant dans une mer ouverte.*' 

Gegenüber der Formulierung in Art. i schlug 
Kaufmann vor: 

„Les hostilit^s ne peuvent avoir lieu ni dans les 
eaux territoriales des nations neutres, ni dans les par- 
ties de la mer conventionellement neutralis6es, ni dans 
les canaux ou d^troits afiect6s d'une semblable neu- 
tralit6." «) 

A. Rolin sprach sich für die Streichung der Kanäle 
in Art. i '), Beichmann für die gänzliche Streichung 
des Art. i aus *). 

Was Art. 15 anbelangt, so sprach sich Meurer gegen 



») Annuaire. XXV, (1912). S 8i£f 
*) a. a. O., S. 143, 208. 
») a. a. O., 186, 238. 
^ a. ai O., S. 186, 227. 
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das von FauchiUe vorgeschlagene Verbot des Legens 
von Minen in Meerengen ebenso wie im freien Meer 
aus, „denn die Minen seien ein Schutzmittel, auf wel- 
ches namentlich schwache Staaten nicht verzichten 
können'*^). Beichmann empfahl den Vorschlag Kauf- 
mannes in der Sitzung vom 2 April 1910 ^). Bar trat 
dafür ein, dass das Legen von Minen in Meerengen 
ausnahmsweise zum Zwecke der Verteidigung einer 
sehr wichtigen Stadt zugelassen werden solle, wenn 
neutrale Schiffe mit genügender Sicherheit passieren 
können '). Er beantragte daher folgende Bestimmung: 
„Pourtant le placement de mines automatiques dans 
un d6troit est permis comme moyen de defense d'une 
ville ou forteresse d'une dmportance trös-grande, si 
Ton fait conduire avec assez de süret6 les navires 
neutres par un passage non barr6 par les mines/' *) 
Kaufmann befürwortete die Streichung des Verbotes 
des Legens von Minen in Meerengen (Art. 15 Abs. 2) *). 
Hammarskjold bemerkt: „Si Talin^a i est conforme 
aux rfeolutions de Tlnstitut, Talin^a 2 reste toujoure 

« 

r6serv6 et pour cause.*' •) 

Ein neues Projekt FauchiUes ^) formulierte Art. i ent- 
sprechend mehrfach vorgebrachten Anregungen fol- 
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„Art! I. Th6ätre des hostilit6s. - Le th^ätre de la 
guerre maritime comprend: 

2^ les eaux territoriales des belligdrants, y 

compris leurs d6troits et leurs canaux maritimes 

Des actes d'hostilit^ ne peuvent avoir lieu ni dans 
les eaux des Etats neutres, ni dans les parties de la 
mer, les d^troits et les canaux conventionellement 
neutralisfe/' 

Die Bestimmung des früheren Art. 15 Abs. 2 ist mit 
Rücksicht auf die laut gewordenen Einwendungen 
weggestrichen. ^). In der Begründung hiezu *) ver- 
tritt FauchiUe seinen früheren grundsätzlichen Stand- 
punkt, nach welchem das Minenlegen in Meerengen zu 
verbieten wäre. Der Vorschlag Bar's, eine minenfreie 
Fahrrinne offen zu lassen, sei unrealisierbar. Veran- 
kerte Minen können sich losreissen. Man könnte höch- 
stens solche Minen gestatten, welche durch das Los- 
reissen unschädUch werden. 

Die Verteidigung der Uferstaaten sei jedoch ausrei- 
chend gesichert, wenn ihnen die Verwendung abhängig 
ger Minen gestattet werde. Es sei daher folgender 
Absatz 2 des nunmehrigen Art. 23 (im ersten Entwurf 
Art. 15) zu empfehlen: 

„Sauf le respect du droit de souvepdnetö territoriale 
et des stipulations conventionelles r6glant la Situation 
de certains d6troits, il est 6galement d^fendu de placer 
des mines automatiques de contact dans le passage des 

*) Art. 23, a. a. O., S. 275. 
») a. a. O., S. 332—334- 
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d6troits qui constituent la seule ou la principale com- 
xnumcation entre deux mers libres." 

Da jedoch das Institut de droit international zu 
Madrid die Meerengenfrage vorbehalten habe, so habe 
er diese Stelle nicht in den Entwurf angenommen, 
sondern ziehe es vor abzuwarten^). 

Was nun den Artikel i anbelangt, so ist FauchiUe 
später auf seinen ersten Vorschlag zurückgekom- 
men. *). Es konzentrierten sich jedoch, wie hier gleich 
hinzugefügt sei, so wohl die Konunissionsarbeiten als 
die Plenarberatungen zu Oxford 1913 auf ganz andere 
Punkte, als diejenigen sind, welche ims hier interes- 
sieren*). In der endgiltigen Fassung, welche Art. i 
erhalten hat *), ist von Meerengen und Kanälen keine 
Rede. Auch das Verbot des Minenlegens in Meerengen 
ist in diesem Zusammenhang nicht erledigt worden. 
Art. 23 Abs. I des zweiten Entwurfes ist 1913 ohne den 
Absatz 2 sowohl in der Konunission ^) als im Plenum 
(als Art. 20 ^) )ohne Debatte angenommen worden und 
so auch in die endgiltige Redaktion übergegangen ^). 

Hiegegen war das Legen von Minen in Meerengen 
Gegenstand spezieller Studien. 1912 nahm das Institut 
dieses zu Paris und Madrid vorbehaltene Problem 
wieder auf Am 10 Juli 1912 erstattete E. Rolin einen 
Bericht ^ welcher zunächst untersuchte was unter 

») a. a. O., 334. 

•) Annuaire, XXVI, (1913) S. 183. 

») a. a. O., S. i8i£f, 5o6ff, 6ooff. 

^ a. a. O., S. 642. 

•) a. a. O., S. 227. 

•) a. a. O., S. 531. 

') a. a. O., S. 646. 

*) Aimuaire, XXV, 42iff. 
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Meerengen zu verstehen sei^). Rolin schied zuerst 
die künstlichen Wasserstrassen aus, weil sie entwed^ 
der staatlichen Gebietshoheit oder besonderen Ver- 
trägen unterHegen. Weiter warf er die Frage auf, wie 
weit ein Meeresteil sein dürfe, ohne seinen Charakter 
als Meerenge zu verlieren, femer wo der Anfang und 
das Ende der Meerenge und damit die Grenze des 
Geltungsgebietes des zu schaffenden Meerengenrechtes 
anzunehmen sei. In beiden Beziehungen sei der Sprach* 
gebrauch in Bezug auf dasjenige, was noch als „Meer- 
enge" beziehimgsweise zu einer Meerenge gehörig be- 
zeichnet werden könne, sehr schwankend. Jede Defini- 
tion sei gefährHch, Es müsse daher der Praxis und be- 
sonderen internationalen Verträgen überlassen wer- 
den, genauer festzusetzen, welche Meeresteile als 
Meerengen zu betrachten seien imd welche deren 
Ausdehung sei. Daher sei im Wortlaut des zu schaffen- 
den Reglements jede genaue Definition zu vermeiden, 
vielmehr ledigUch die Anwendbarkeit auf Kanäle 
auszuschUessen und auf „passages maritimes entre 
des mers übres" zu beschränken ^). In der Folge be- 
zeichnet er die Meerengen als „bras de mer servant 
de passage naturel d'une mer Hbre ä une autre mer 
Ubre"«). 

Der Bericht geht nun zu der Frage über, ob die 
Rechtssätze über das Minenlegen in Küstengewässem 
ohne weiteres auf Meerengen übertragbar seien. Dies 
sei zu verneinen und selbst für jenen Teil der Meer- 



*) a. a. O., 423ff. 
•) a. a. O., 424, 425. 
*) a. a. 0., 426. 
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engen, welcher ins Küstengewässer falle, müsse 
die Meerengen im Interesse des Welthandels ein Son- 
derrecht geschaffen werden. Denn im Welthandel 
seien ebenso die Neutralen, mid zwar gerade um der 
Verteidigung ihrer Neutralität willen, interessiert, 
wie die Ejriegführenden. Daher sei in Meerengen das 
Legen von Minen schlechtweg zu verbieten. Es können 
nur Ausnahmen für solche Meerengen geschaffen 
werden, welche nicht den Charakter von „passages 
nteessaires au commerce universer' besitzen, zum 
Beispiel der St. Georgskanal und der Nordkanal. 
Hingegen stehe jenes Interesse des Welthandels einer 
Befestigung der Meerengen durch die Uferstaaten 
nicht entgegen. Diese Frage sei von der Frage des 
Minenlegens streng zu scheiden. 

Der Bericht schlug vor, in den Entwurf einer Rege- 
lung des Minenlegens die folgende Bestimmung aufzu- 
nehmen: 

„Le placement des mines sous-marimes est interdit 
en tout temps dans les eaux m&nes territoriales des 
d6troits, c'est ä dire dans les bras de mer servant de 
passages maritimes naturels d'une mer Ubre ä une 
autre mer Hbre" ^). 

Ueber diesen Bericht gab den Beer Poortugael am 
29 JuU 1912 ein schriftliches Gutachten ab *). Hier 
pflichtete er zunächst dem Grundgedanken E. Rolins 
bei, dass die Interessen des freien friedlichen Verkehrs 
denen der Kriegführung voranzugehen hätten. Allein 
jene zuerst genannten Interessen heischen nicht die 

*) a. a. O., 428. 
•) a. a. O., 429if. 
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freie Durchfahrt von Kriegsschiffen Kriegführender. 
Die Erfordernisse des friedlichen Verkehrs mässen 
viehnehr mit dem Lebensbedürfnis mid dem souve- 
ränen Recht des Staates auf Selbsterhaltung in Ein- 
klang gebracht werden. Einem Staate das Legen von 
Minen in Meerengen selbst in seinem Küstengewässer 
zu verbieten, wäre ein so weitgehender Eingriff in 
dieses Recht, dass er nur gleichzeitig mit einer Ga- 
rantie gegen den Angriff feindlicher Kriegsschiffe 
verwirkHcht werden könnte. Die für das friedliche 
Leben der Völker unentbehrUchen Wasserstrassen 
müssen daher „netdral'' erklärt werden, dies heisse 
„inaccessibles en temps de guerre aux navires de 
guerre d'autres nations que Celles en possession des 
deux cötes." Eine internationale Flotte der neutralen 
Staaten, schon im Vorhinein organisiert und für diesen 
Zweck bestimmt, müsse für die Beobachtung jener 
„NeutraHtät" sorgen. 

Weiter wendet sich den Beer Poortugael gegen die 
Unbestimmtheit des Begriffes der Meerenge im Be- 
richte E. Rolin's. Es gebe, namentHch in Archipeln> 
eine grosse Menge von Meerengen. Der neutrale Staat 
müsse, schon aus Gründen der Ueberwachung, be- 
fugt sein, alle bis auf eine, die gewöhiüiche Route, zu 
schüessen. Daher sei an Stelle des von Rolin vorgeschla- 
genen folgender Text in den Entwurf aufzimehmen: 

„Le placement des mines sous-marines est interdit, 
en tout temps, dans les eaux-mgmes territoriales des 
d6troits qui forment un passage n6cessaire aux navires 
de commerce, sur les routes maritimes usit6es, d'une 
mer ouverte ä une autre mer ouverte. 
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Ces ddtroits jouiront d'une neutralit^ absolue/* ^) 

In der Schlussitzung zu Christiajüa vom 31 August 
X912 beantragte LapradeUe, das Problem der inter- 
nationalen Kanäle auf die Tagesordnung der nächsten 
Session (Oxford 1913) zu setzen^). Der Vorschlag 
wurde angenommen und /. B. Scott zum Berichter- 
statter bestellt'). Leider kam es 1913 zu einer Be- 
handlimg der Frage nicht. Dagegen befand sich auf 
der Tagesordnung der nächsten Tagung unter anderen 
auch der Punkt ,,Placement de mines sous-marines 
dans les d6troits. R^lementation'\ Die Tagung 
hätte zu München im August 1914 stattfinden sollen ^). 
In Wirklichkeit ist es anders gekomen. 

B. Die zweite Haager Konferenz, welche bekannt- 
lich im VIII. Abkommen die Legung von unterseei- 
schen selbsttätigen Kontaktminen behandelt hat, 
erörterte gelegentlich der Beratungen über diese 
Materie auch das Minenlegen in Meerengen^). 

Die erste Unterkommission der dritten Kommission 
erörterte in der ersten Sitzung vom 27 Juni 1907 die 
Frage, ob das Minenlegen örtlich beschränkt werden 
solle. Hiebei wurde von RöeU, dem Vertreter der Nie- 



') a. a. O.» 431. 

•) a. a. O, 677, 678 

•) a. a. O., 679. 

«) a. a. O., XXVI. 687, 689. 

*) Vgl. auch statt Vieler die Uebersichten von Rocholl, Die Frage 
Minen im Seekrieg, 1910. S. 48ff.; Wetxstein, Die Seeminenfrage im 
Völkerrecht, 1909, S. 33ff; Berg, Die Seeminen im Krieg, 1910, S. 
47ff.; Dupuis, Le droit de la guerre maritime a'aprte les Conferences 
de la Haye et de Londres, 1911, insb. § 307; Schücking, Das Recht, 
XVI (1912), No. 10. S. 298ff; Martin, Die Verwendung von Minen 
in Meerengen, 1914, S. loff. 
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derlande, ein Zusatz zu dem in Diskussion stehenden 
englischen Entwurf, und zwar als Art. 4 Abs. 3, be- 
antragt, welcher lautete : ,,£n tous cas les d6troits qui 
unissent deux mers libres ne peuvent pas Stre bar- 
t£s''^). RöeU erklärte diesen Antrag dahin, dass mit 
ihm lediglich bezweckt sei, den Neutralen das Recht 
der Durchfahrt durch solche Meerengen zu sichern, 
welche zwei freie Meere mit einander verbinden, Meer- 
engen, welche nicht gänzlich gesperrt werden dürfen. 
In der Theorie bezweifle niemand, dass, abgesehen 
von den Fällen spezieller Konventionen, in den Meer- 
engen, welche zwei freie Meere verbinden eine Durch- 
fahrt frei gelassen werden müsse. 

Es sei aber wichtig, diesen Grundsatz durch einen 
Vertrag festzulegen, welcher klar ausspräche, dass 
diese Meerengen nicht gesperrt werden dürfen, ohne 
dass der friedüchen Schiffahrt eine Verbindung frei 
bleibe. Es sei selbstverständlich, dass der Uferstaat 
Bedingungen für die Durchfahrt statuieren könne, 
beispielsweise durch Beigabe eines Lotsen für die 
passierenden Schiffe. Selbstverständlich sei es, däss 
die Meerengen, welche in ein geschlossenes Meer 
führen, ausgeschlossen seien. RöeU schloss seine Aus- 
führungen mit den Worten : „Une rfegle est necessaire ; 
si Ton s'abstenait de formuler une, la Situation serait 
intenable et Tabsence de toute stipulation donnerait 
iieu ä des r6criminations et ä des disputes, que, ä tout 
point de vue, il faut tächer d'6carter.'' ^) 

^) Deuzidme Confdrence internationale de la paix. Actes et da- 
•cuments. III, S. 406, 439, 661, 66«, Vgl. auch a. a. O., S. 523 
*) 9u a. O., S. 406. 
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Dieser Antrag wurde mit anderen Anträgen einem 
Prüfmigsausschuss (Comit6 d'Examen) überwiesen ^). 
Hier wm-de ihm die Fassmig gegeben : ,,Dans aucun 
cas la communication entre deux mers libres ne peut 
etre barr6e entiferement; mais le passage ne sera permis 
qu'aiix conditions, qui seront indiqu6es par les auto- 
ritfe comp6tentes" ^. 

(regen den holländischen Vorschlag wandte Keiroku 
Tsudzuki namens Japans schon in der Unterkommis- 
sion ein, dass eine^ derartige Regelung den geographi- 
schen Verhältnissen der Inselmächte nicht entspreche. 
Die zahlreichen Meerengen, welche die japanischen 
Inseln von einander trennen, seien ein intergrierender 
Bestandteil des Staatsgebietes, würden aber trotsdem 
unter die von Holland beantragte Definition fallen. 
Die japanische Delegation könne daher nicht zustim- 
men '). 

Im Prüfungsausschuss wurden Bedenken wegen 
Eingriffs in die staatlichen Hoheitsrechte im Küs- 
tenmeer und wegen der bestehenden besonderen Ver- 
träge für einzelne Meerengen laut. Daher wurde 
der holländische Antrag nach einem vorläufigen 
Meinungsaustausch noch durch den folgenden Zusatz 
ergänzt : „Ces dispositions ne portent aucune atteinte 
aux rfegles 6tabUes par les traitfe existants, ni aux 
droits de la sou verainet 6 territoriale.'' *) 

Trotzdem fand der Antrag eine geteilte Aufnahme. 



^) a. a. O., S. 439. 

*) a. a. O., S. 406. 

») a. a. O., S. 531. 

^) a. a. O.« S. 406. 
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r 

Tsudzuki sprach sich in der Unterkommission dahin 
aus, Japan könne dem Vorschlag bloss dann zustim- 
men, wenn er nur die Neutralen betrete, welche ihre 
Küsten durch Minen verteidigen ^). Später gab Shima-- 
mura im Priifungsausschuss namens der japanischen 
Delegation eine in einem weiteren Sinne ge&sste 
Erklärung ab, welche nach dem Wortlaut des Be-* 
richtes Streifs so aufgefasst werden kann, dass Japan 
schon dann dem Antrag beistimme, wenn dieser sich 
auch auf die Neutralen beziehe. Es sei jedoch unwahr- 
scheinhch, dass die japanischen Meerengen jemals 
gänzUch für die neutrale Schiffahrt gesperrt werden 
würden. Japan sei bereit, die folgende Bestinunung 
anzunehmen : 

„II est d&irable que la communication entre deux 
mers Ubres ne soit pas barr6e enti^ement par des 
mines automatiques de contact. Toutefois, le passage 
pourra y etre soumis ä des conditions qui seront dtor^ 
t6es par les autorit6s comp6tentes'' *). 

Der Vertreter der Vereinigten Staaten von Amerika 
Sperry erklärte, dass er mit Recht auf die grosse Zahl 
von Meerengen in den Philippinen, auf die Unsicher- 
heit der Ergebnisse, zu welchen die in Rede stehende 
Bestimmung führen könnte, und auf die besonderen 
bereits bestehenden Verträge über einzelne Meerengen 
an der Diskussion nicht teilnehmen könne, zumal der 
Gegenstand die Grenzen seiner Instruktion über- 
schreite ^). 

*) a. a. O., S. 532. 
*) a. a. O., S. 407. 
•) a. a. O., S. 407. 
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Namens der türkischen Delegation gab Turkhan 
Pascha die folgende Erklärung ab, welche er später in 
der dritten Konmiission ^) und schliesslich in der 8. 
Plenarsitzung vom 9 Oktober 1907 ^) wiederholte : 

»,La D61^ation Imp6riale Ottomane croit de son 
devoir de d6clarer qu'6tant donn6 la Situation excep- 
tionelle cr66e par les traitfe en vigueur aux d6troits 
des Dardanelles et du Bosphore, d^troits qui sont partie 
intdgrante du territoire, le Gouvernement Imperial 
ne saurait, d'aucune fagon, prendre un engagement 
quiquonque tendant ä limiter les moyens de defense 
qu'il pourrait juger n6cessaire d'employer pour ces d6- 
troits, en cas de guerre ou dans le but de faire respecter 
sa neutralit6." ') 

Weiter erhoben sich im Prüfungsausschuss Zweifel 
über die juristische Tragweite der Formel, Man fragte, 
welche Meerengen als ,,imissant deux mers libres" 
zu betrachten seien und bis zu welchem Punkt die 
Rechte der Gebietshoheit eine Anwendung des Prinzi- 
pes ausschlössen. Die deutsche und die spanische 
Delegation erklärten ohne Instruktionen zu sein. Im 
Namen der russischen machte Behr geltend, dass die 
bestehenden SpezialVerträge über einzelne Meerengen 
auf politischen Erwägungen beruhen und daher nicht 
Gegenstand einer Diskussion auf der Konferenz sein 
können. Es bUebe also nur die Regelung eines Teiles 
der Meerengen übrig. Zweierlei Recht zu schaffen sei 
aber inkonsequent und «sehr gefährlich imd würde 



^) a. a. O., S. 440. 
*) a. a. O., S. 280. 
•) a. a. O., III, 407. 
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eine neue Quelle von Konflikten bilden. Das Problem 
der Meerengen, welche zwei Meere verbinden, liege 
daher überhaupt ausserhalb der Zuständigkeit der 
Konferenz und die russische Delegation könne an der 
Diskussion und Beschlussfassung über diese Materie 
nicht teilnehmen. ^) 

Infolge all dieser Erklärungen und Vorbehalte be- 
schloss der Prüfungsausschuss einstimmig, in die Re- 
gelung keine Bestimmung über die Meerengen aufzu- 
nehmen; man begnügte sich damit, „unzweideutig 
festzustellen („il fut nettement 6tabli"), dass durch 
die zu fassenden Beschlüsse über das Minenlegen an 
der gegenwärtigen Rechtslage bezüglich der Meeren- 
gen nichts geändert werde ^). 

Diese Feststellung gab Röell Veranlassung, später 
in der Kommission auf die MögUchkeit eines Missver- 
ständnisses aufmerksam zu machen. Mit Rücksicht 
auf diese Feststellung könne nämlich das Fehlen einer 
besonderen Bestimmung über die Meerengen im be- 
schlossenen Text so aufgefasst werden, als ob die 
Meerengen von dem ganzen Abkommen über die Ver- 
wendung von Minen ausgenommen werden sollten '), 
eine Auffassimg, nach welcher in Meerengen beispiek-. 
weise auch Minen gelegt werden dürften, welche den 
vereinbarten technischen Vorschriften nicht entspra* 
chen ^). Es müsse daher ausgesprochen werden^ dass 
die Meerengen „bien et düment" unter die Stipula- 

^) a. a. O., S. 407. • 

*) a. a. O., S. 407, 408. ' 

*) a. a. O., S. 440. 

*) Vgl. Martin, Die Verwendung von Minen in Meerengen, Dis- 
sertation Würzburg, 1914, S. 17. 
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tionen und Verbote der beschlossenen Normierung 
fallen. Nach emem Meinungsaustausch einigte man 
sich schliesslich dahin, dass jener Passus des Berichtes 
entsprechend modifiziert werden solle ^). Daher wurde 
im endgültigen Bericht noch ein Satz hinzugefügt, wel- 
cher es als selbstverständlich bezeichnete, dass die 
technischen Vorschriften allgemeine Anwendimg zu 
finden hätten *). Diese Stelle wurde von der Kommis- 
sion gebilligt ') und ist auch in den Bericht, den 
Streit namens der dritten Kommission an die Konfe- 
renz erstattete, übergegangen *). Der Wortlaut ist der 
folgende : 

„II fut nettement 6tabli que, par les stipulations de 
la Convention ä conclure, rien n'est chang6 en quo! 
que ce füt ä la Situation actuelle des d6troits. Toutefois^ 
pour autant que les d6clarations pr6cit6es ne s'y oppo- 
seraient pas, il a 6t6 consid6r6 comme naturel que les 
conditions techniques, Stabiles par ce Reglement se- 
raient d'tme application g6n6rale/' 

Der niederländische Antrag hat demnach in der 
dritten Kommission leider zu keinem positiven Ergeb- 
nis geführt. 

In der Sitzung der 3. Kommission vom 26 September 
1907 wurde seitens Kolumbiens ein Antrag gestellt^ 
welcher, obwohl er das Meerengenproblem nur in 
einem Punkte berührte, doch für die hier folgenden 
Ausführungen von grossem Interesse ist, weil er einen 



^) Actes et documents, III, S. 440, 441» 458. 
■) a. a. O., S. 446, 459. 
•) a. a. O., 447. 
*) a. a. O., I, 293. 
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neuen und sehr wichtigen Gesichtspunkt in die De- 
batte brachte. Es wurde nämlich die Aufnahme fol- 
gender Bestimmung in den Entwurf vorgeschlagen: 
».L'eniploi des mines automatiques de contact amar- 
r6es est absolument interdit except6 comme moyen 
de defense, 

Les bellig6rants ne pourront se servir des dites mines 
que pour la protection de leuts propres cötes et seule- 
ment jusqu'ä la distance de la porthe maxime des 
Canons. 

Dans le cas des bras de mer ou des passages mariti- 
mes navigables conduisant exclusivement aux cötes 
d'une seule Puissance, cette Puissance pourra barrer 
leur entr6e, pour sa protection, en pla^ant des mineä 
automatiques de contact amarr6es. 

II est absolument interdit aux beUig6rants de placer 
des mines automatiques de contact amarr6es en pleine 
mer ou dans les eaux de Tennemi" ^). 

Santiago Perez Triana begründete diesen Antrag mit 
dem Hinweis auf die Notwendigkeit, den Gebrauch 
eines so mörderischen und heimtückischen Kriegs- 
mittels wie die automatischen Kontaktminen, welchen 
vollkommen zu unterdrücken unmöglich sei, wenig- 
stens nur auf die Verteidigung zu beschränken. Auch 
im Verhältnis von Individuum zu Individuum sei ja 
die Tötung als Mittel der persönlichen Verteidigung 
gestattet •). Der Antrag wurde namentlich seitens 
Grossbritanniens und China's befürwortet. Hiebei gab 
die britische Delegation die Erklärung ab, in England 

^) Actes et documents, III, S. 447, 448, 680; I, S. 292. 
«) a. a. O., S. 448. 449. 
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sei die Verwendung von Minen selbst zur Verteidigung 
verboten. Es entspann sich weiter eine Debatte, in 
welcher namentlich seitens Oesterreich-Ungams und 
des Deutschen Reiches auf die Schwierigkeit der Unter- 
scheidung von Angriffe- und Verteidigungsmitteln 
lungewiesen wurde* In der Abstinunung erhielt der 
Antrag i6 gegen 15 Stimmen bei 6 Enthaltungen und 
7 Absenzen und galt daher, da er nicht die absolute 
Majorität hatte, als abgelehnt^). Für den Antrag 
stimmten Bolivia, China, Columbien, Cuba, Ecuador, 
Spanien, Grossbritannien, Guatemala, Haiti, Nieder« 
lande, Peru, Persien, Portugal, Salvador, Urugaiy, 
Venezuela. 

Der Bericht der dritten Konmussion über das Legen 
unterseeischer automatischer Kontaktminen wurde 
der 8. Plenarversanmilung der Konferenz am 9 Ok*- 
tober 1917 vorgelegt*), wobei der Berichterstatter 
Streit sowohl über den niederländischen als über den 
kolumbischen Antrag und deren Schicksale referier- 
te»). 

In dieser Sitzung wurde der Entwurf einer Konven- 
tion über das Legen automatischer Kontaktminen ^) 
mit einigen Vorbehalten, so insbesondere einer Er- 
klärung Turkkan Paschas, betreffend die Dardanellen 
und den Bosporus, welche mit dessen früheren Erklä- 
rungen übereinstimmte, einhellig angenonunen ^). Da 



») a. a. 0., S. 450, 451. 

*) a. a. 0., I, S. 277££. 

•) a. a. 0., I, S. agi — 293. 

*) a. a. 0., I, S. 293ff. 

») a. a. 0., I, S. 280. 
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in diesem Entwurf die erörterten Vorschläge der Nie- 
derlande und Kolumbiens nicht angenommen waren^ 
so waren damit diese Anregungen gescheitert. 

Noch in einem anderen Zusammenhange kam die 
dritte Kommission der Haager Konferenz auf die 
Meerengenfrage zu sprechen, tmd zwar bei Beratung 
des Konventionsprojektes über die Rechte und Pflich- 
ten der Neutralen im Seekrieg in der zweiten Unter- 
kommission. Hier lag ein grossbritannischer Entwurf 
vor, welcher im Artikel 30 dem neutralen Staat ge- 
stattete, seine Territorialgewässer für einzelne Schiffe 
oder verschiedene Gattungen von Schiffen gänzlich 
zu sperren^). In der Sitzung der Unterkommission 
vom 27 Juli 1907 lenkte nun der Erste Delegierte 
Schwedens Hammarskjöld die Aufmerksamkeit auf 
die Meerengen, welche im Küstengewässer liegen^ und 
erinnerte an den Beschluss des Instituts für interna- 
tionales Recht, welches schon 1894 ausgesprochen 
hatte : „Les d6troits qui servent de passage d'une 
mer libre ä une autre mer Ubre ne peuvent jamais 
6tre fermfe. *) Wenn Artikel 30 des grossbritannischen 
Vorschlags angenommen werde, so müsse für die Meer- 
engen eine Ausnahme geschaffen werden, deren Inhalt 
jenem der erwähnten Resolution des Instituts ent- 
spräche'). Auf Aufforderung des Präsidenten TomieUi 
formulierte Hammarskjöld einen Zusatzantrag, wel- 
cher mit dieser Resolution gleichlautend war. Der 



>) a. a. O., III, S. 698. 

*) Annuaire de Tlnstitat de droit international, XIII, (1894 — 95)« 
S. 328, 331. 
*) Actes et documents, III, S. 586. 
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Präsident wies nun darauf hin, dassder Fall im Artikel 

31 des grossbritannischen Entwurfes vorgesehen sei» 
Dieser Artikel lautete nämlich : ^, Auctme des disposi^ 
tion contenues aux articles pr^Ments ne seria inter- 
pr6t6e de fa^on ä prohiber le passage simple des eaux 
neutres en temps de guerre par im navire de guerre ou 
auxiliaire d'un bellig6rant/' ^) Daraufhin wurde die 
Erörterung der Frage bis zur Diskussion über Artikel 

32 vertagt*). 

Diese Diskussion fand in der Sitzung vom 30 Juli 
statt'). Hier machte zunächst Turkhan Pascha na- 
mens der türkischen Delegation den Vorbehalt» dass 
angesichts der in Kraft stehenden Verträge über die 
Dardanellen und den Bosporus, welche integrierende 
Bestandteile des ottomanischen Gebiets seien, diese 
Meerengen keinesfalls unter Artikel 32 faUen könnten 
Die ottomanische Regierung könne in keiner Weise 
eine Verpflichtung eingehen, welche darauf abzielte» 
ihre undiskutablen Rechte auf diese Meerengen zu 
beschränken. Der Vorbehalt wurde später in der 8. 
Plenarsitztmg der Konferenz vom 9 Oktober 1907 
wiederholt. *) 

Auch Japan machte den Vorbehalt, dass es be- 
züglich der japanischen Meerengen auf keine V erpflich- 
tung eingehen könne % 

Der weitere Verlauf der Debatte in der Unterkom- 
mission war der folgende. 
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Der Präsident stellte einen dänischen Vorschlag 
zur Diskussion, welcher den Art. 32 in der folgenden 
Weise formulierte : ,, Aucune des dispositions contenues 
aux articles pr6c6dents ne sera interpr6t6e de fa^on 
ä prohiber en temps de guerre le passage simple des 
eaux neutres, unissant deux mers libres par un navire 
ou navire auxiliaire d'un belligdrant ^). 

Vedd begründete diesen Antrag, der übrigens auch 
von Schweden tmterstützt wurde*), mit folgenden 
Erwägungen: Die Anerkennung eines tmbeschränk- 
ten Rechtes der Durch&ihrt der Kriegsschiffe Krieg* 
führender stünde mit dem Recht der Neutralen in 
Widerspruch, ihre Gewässer zu Verteidigungszwek* 
ken zu sperren. Das Minenlegen falle nun zwar in 
die Kompetenz einer anderen Kommission. Die bei- 
den Probleme seien aber konnex und es bestehe ein 
Interesse daran, die Hoheitsrechte der Neutralen in 
ihren Küstengewässem nicht derart zu besehränk^i, 
dass ihnen eines der wirksamsten Mittel zur Aufrecht- 
erhaltung der Vorschriften der Konvention selbst 
genonmnien würde'), 

Art. 32 wurde nunmehr einem Prüfungsausschuss 
überwiesen ^), führte aber zu keinem Ergebnis. Der 
Austausch der Meiningen, welcher hier stattfand, 
schien auf der Annahme zu beruhen, dass ein neutraler 
Staat selbst die einfache Durchfahrt durch begrenzte 
Teile seiner Küstengewässer verbieten dürfe, aber 



») a. a. 0.. 595' 699. 
«) a. a. O., 595. 
») a. a. O. S. 596. 
*) a. a. O. S. 596. 
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dass dieses Verbot sich nicht auf Meerengen erstrecken 
kfone, welche zwei freie Meere mit einander verbin* 
den ^). Die von Schwed^i und Däneufiark aufgewor- 
fenen Fragen wurden daher nicht ausdrücklich be- 
antwortet und der Berichterstatter Renault konnte in 
seinem Bericht an die dritte Kommission von ihnen 
sagen, sie Moirden imter der Herrschaft des allgemeinen 
Völkerrechtes beschlossen^). 

C. Die i6. interparlamentarische Konferenz in Brüs- 
sel 1910 hat auf Antrag des deutschen Abgeordneten 
Pachnicke unter Hinweis auf die Regelung der Magel- 
lanstrassen-, Suez- und Panamakanalfrage die mög- 
lichste Ausdehnung dieser Regelung auf alle interoze- 
anischen Meerengen und Kanäle {„k tous les d^troits 
et canaux interoc6aniques") im Interesse des internatio- 
nalen Verkehrs und des allgemeinen Friedens gefor- 
dert und eine Kommission zum Studium dieser Frage 
eingesetzt '). 

In den Beratungen dieser Konmiission zu Paris 
1911 ^) erhob sich gleich zu Beginn der Arbeiten die 
Frage, ob nur die interozeanischen Wasserstrassen im 
strengen Sinn des Wortes zu behandehi seien, wobei 
es auf die Auslegung des Wortes „Ozean'' an kam. Die 
Kommission war der Meinung, dass die Erörterung der 



») a. a. 0., I, 305. 

*) a. a. 0., I, 305. Vg. zum Vorhergehenden unter anderen Dupuis, 
Le droit de la guerre maritime d'apr^ les Conferences de la Haye 
et de Londres, 191 1, § 307. 

*) Annuaire de l'Union interparlementaire, I (1911), 33 u. 65. 

^) Procds verbaux de la Conmiission des d^troits et des canaux 
maritimes, (im Folgenden zitiert als Protokolle), I. 
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skandinavischen und der türkischen Meerengen nicht 
desw^en auszuschliessen sei, weil die Ostsee und das « 
Schwarze Meer nicht als „Ozean" bezeichnet werden 
können» verneinte daher einstinunig die aui^eworf ene 
Frage und gab sich, um jeden Zweifel auszuschliessen, 
den ganz allgemeinen Namen „Comnüssion des De- 
troits et des Canaux Maritimes'' ^). Später wurde je- 
doch die Erörterung, was speziell die Kanäle anbe- 
langt, auf die interozeanischen Kanäle beschränkt ^). 
Die Frage, ob Meerengen und Kanäle in einem ein- 
heitlichen Vertragsentwurf zu behandeln seien, wurde 
einstimmig mit nein beantwortet*). Auch von der 
Verfassung eines Mustervertragsentwurfes, welche 
mit Modifikationen auf die einzelnen Fälle anwendbar 
wäre, wurde Abstand genonunen *). Hingegen erklärte 
sich die Kommission einstinunig dafür, dass bestimmte 
Meerengen und Kanäle, welche geeignet wären, dem 
allgemeinen Kriegsrecht, dem „droit conunun de la 
guerre" entzogen zu werden, zum Gegenstand beson- 
derer Studien gemacht werden sollten, zum Zwecke 
der Ausarbeitung einer Reihe von Sondervertragsent- 
würfen ^). Zu dieser mühevollen Arbiet ist die Kom- 
mission allerdings später nicht mehr gelangt, bis der 
Krieg den Arbeiten des Instituts ein vorläufiges 
Ende machte. 

Damit war zunächst die Frage in den Vordergrund 
gerückt, welche Wasserstrassen Oberhaupt im Einzelnen 

1) Protokolle I, S. 3, 4. 

2) Prot. I, S. 20, 21. 

3) Prot. I, S. 4. 

*) a. a. 0., S. 4, 5. 
*) a. a. O., S. 5. 
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in Betracht zu ziehen seien. Es wurde eine vorläufige 
Liste entworfen, welche 23 der wichtigsten Meerengen 
und 4 Kanäle, nämlich den Kaiser Wilhelmskanal, den 
Suezkanal, den Kanal von Korinth und den Panama- 
kanal umfasste ^). Aus diesen Wasserstrassen nun soll- 
ten jene einer speziellen Regelung unterworfen werden, 
bei welchen es das allgemeine Handelsinteresse und 
das Interesse des internationalen Friedens erheischt *). 

Die Kommission entschied femer, einstimmig, dass 
sie auch jene Wasserstrassen zu behandeln habe, deren 
beide Ufer einem und demselben Staat gehören und 
dass sie auch eine etwaige Modifikation schon bestehen- 
der Verträge in Erwägimg zu ziehen habe*). Auch 
dazu ist es später nicht mehr gekommen. 

Auf Grund dieser Beschlüsse wurde dann eine „de- 
finitive Liste'* derjenigen Wasserstrassen entworfen, 
bei welchen das allgemeine Handelsinteresse und das 
Interesse des internationalen Friedens nach Ansicht 
der Kommission eine besondere Regelung erforderte 
und auf welche sich daher die Studien der Kommis- 
sion erstrecken sollten^ 

Diese Liste umfasst: 

i). Die Meerengen zwischen der Nord- und Ostsee; 

2.) Die Meerenge von Gibraltar; 

3.) Die Meerengen von Konstantinopel; 

4.) Den Suezkanal (hauptsächlich unter dem Ge- 
sichtspimkte der Verbreiterung der neutralisierten 
Zone) ; 



^) a. a. O., S. 6. 
•) a. a. O., S. 7. 
•) a. a. O. 
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5«) Die Meerengen von Bab-el Mandeb und Hör- 
mnz; 

5.) Die japanischen Meerengen; 

7,) Die Belle-Isle-Strasse (Newfoundland) ; 

8.) Die Strasse von Juan de Fuca (Vancouver- 
Island) ; 

9.) Den Panamakanal. 

Bezüglich der unter 6 bis 8 genannten Strassen 
sollten vor allem die interessierten Gruppen darüber 
befragt werden, ob ein Studium der Frage wünschens- 
wert sei. ^) 

In der Sache selbst schloss sich die Konmiission 
den Anträgen des portugiesischen Mitgliedes Penha 
Garcia über eine Reihe allgemeiner Grundsätze an. 
Penha Garcia wurde beauftragt, diese Grundsätze zu 
formulieren '). 

Sein diesbezügUcher Bericht umf asst folgende Punk- 
te: 

i) Meerengen und Kanäle sind von verschiedener 
rechtlicher Natur. 

2.) Künstliche Kanäle auf dem Gebiete eines Staates 
unterliegen der Souveränität des letzteren. 

3.) Natürliche Meerengen unterliegen dem Grund- 
satz der Meeresfreiheit, soweit sie nicht in den Bereich 
der Küstengewässer fallen; soweit dagegen letzteres 
zutrifft, gelten die Grundsätze der Halteouveränität 
oder unvollständigen Souveränität. 

4.) Das Interesse des internationalen Handels und 
des allgemeinen Friedens fordert jedoch, dass unter 

^) a. a. O., S. 12, 13, Axmuaire de l'Union, II (1912}» 41. 
*) a. a. O., S. II. 
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Umständen von diesen allgemeinen Prinzipien abge* 
gangen werde. 

5«) Alle Wasserstrassen, welche von ansehnlichem 
Interesse für den internationalen Handel sind, müssai 
neutralisiert werden, nicht nur zu gunsten des neutral 
len Handels in Kriegszeiten, sondern auch im Interes- 
se des Weltfriedens, 

6.) Die Neutralisation mnfesst: die Freiheit und 
Gleichheit aller Flaggen bei der Durchfahrt im Frieda 
und im Krieg und die freie Benützung zu jeder Zeit 
gemäss den Reglements ; die Unzulässigkeit der Bloc* 
kade der neutralisierten Wasserstrassen; das Ver- 
bot jeder kriegerischen Handlimg in der neutralisier* 
ten Zone ; das Verbot der 2^rstörung oder Unbrauch- 
barmachung der Kanäle, Materialien, Einrichtungen 
und Konstruktionen ; endlich die Regelung der Durch- 
fahrt, der Wiederversorgung und des Aufenthaltes 
von Kriegsschiffen. 

7.) Hingegen ist das Verbot der Befestigung nicht 
im Wesen der NeutrahsationgelegenTEsT ist" jedoch 
6ehr wünschenswert, namentUch für Kanäle, bezüg- 
lich welcher es sich mit den Interessen der Verteidi- 
gung des Tenitoriums immer leicht in Einklang 
bringen lässt. 

8.) Für Ijedes jVertragsgebiet soll eine internatio- 
nale Ueberwachungskommission nach Art derjenigen, 
welche durch den Suezkenalvertrag geschaffen ^worden 
ist, ins Leben jgerufen 'werden. 

9.) Es wäre nützlich, die neutralisierte Zone an den 
Mündimgen der Kanäle auf 5 Seemeilen zu erweitem. 

10.) Die Abschaffung des Durchsuchungsrechtes 
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in dieser Zone wäre gleichfalls sehr wünschenswert. 

II.) In der Neutralisierung der Meerengen ist der 
wesentliche Punkt die Abschaffung des Blockade- 
rechtes. 

12.) Es soll verboten sein, in Kriegszeiten die 
Leuchttürme in den Meerengen und den neutralisierten 
Kanälen zu verlöschen ^). 

Es wurde nun am 23 Februar 1912 eine Rundfrage 
an alle Mitglieder der Kommission gerichtet, erstens» 
ob zu den in die Liste aufgenommenen Wasserstrassea 
noch andere hinzuzufügen seien, zweitens, welche 
Aenderungen an den Prinzipien mit Rücksicht auf 
die Interessen der einzelnen Ländergruppen vorzuneh- 
men seien *). 

Die eigelaufenen Antworten hatten hauptsächlich 
folgendes zum Gegenstand : 

Von deutscher Seite wurde die Ausarbeitung eines 
Mustervertrages angeregt, welcher jedoch nicht die 
Grundlage für einen allgemeinen Vertrag, sondern für 
SpezialVerträge bilden sollte. Unter diesen Verträgen 
sollten vor allen jene bezüglich der Dardanellen und 
des Panamakanals erörtert werden, letzterer haupt- 
sächlich mit Rücksicht auf die Frage der Befestigung 
durch die Vereinigten Staaten. Die Kanäle, welche 
keinen interozeanischen Charakter haben und von 
geringer Bedeutimg für den Handel sind, wie der 
Kaiser Wilhelmskanal, sollten nicht Gegenstand der 
Kommissionsberatung sein. 

Die norwegische Gruppe wünschte die Einbeziehung 

*) PK>t. S. 8 — II, u. 13 — 15, Annuaire de l'Union, II (1912), 42, 43. 
■) Ptt>t., II, S. 42. 
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der Meerengen von Messina und Sunda in die Studien 
der Kommission tmd betonte die Wichtigkeit der Neu- 
tralisation der Meerengen zwischen der Nord- und 
der Ostsee. 

Niederländischerseits wurde der Ueberzeugung Aus- 
druck gegeben, dass die Neutralisation einer Wasser- 
strasse nicht die Pflicht der Uferstaaten in sich be- 
greife, ausserhalb der Küstengewässer die Respek- 
tierung dieser Neutralität durch die Kriegführenden 
zu erzwingen. 

Die japanischen Delegierten fassten eine Resolution, 
welche die Neutralisierung der vier japanischen Meer- 
engen als unannehmbar bezeichnete und den Wunsch 
aussprach, die Interparlamentarische Union möge vor 
Beginn jeder Diskussion diese vier Meerengen von der 
Liste streichen. Es handelte sich um folgende vier Was- 
serwege: die Strasse von Korea, die Strasse von 
Shimonoseki (zwischen Kiushiu und Nippon), die 
Strasse von Tsugaru (zwischen Nippon und Yezo) und 
die La P6rouse-Strasse zwischen Yezo und Sachalin. 
Bezüghch der Strasse von Tsugaru beriefen sich die 
Delegierten auf ein im russisch- japanischen Krieg ge- 
schaffenes Präjudiz, indem Japan damals seine Ho- 
heitsrechte unwiedersprochen ausgeübt habe, bezüg- 
lich der Strasse von Shimonoseki auf den Umstand, 
dass diese Meerenge nicht die einzige Verbindung 
zweier freier Meere sei, auf die geringe Breite der 
Strasse (weniger als 3 km), auf die Aehnlichkeit der 
Verhältnisse mit jenen bezügUch des Kanals von Kiel 
und auf die enormen Kosten, welche Japan der Schutz 
der Meerenge verursache. Hinsichtlich der beiden ande- 
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ren Meerengen wurde geltend gemacht, dass sie eine 
Zone freien Meeres umfossen, innerhalb welcher einer- 
seits die Interessen des Verkehrs nach den Grundsätr 
zen der Meeresfreiheit ohnedies gewahrt seien, anda:^ 
sdts aber Japan auf das Recht der Blockade und der 
Durchsuchung von Schiffen nicht verzichten könne. 
Auch im Küstengewässer der beiden Meerengen könne 
Japan keine weitergehende Einschränkung seiner 
Hoheitsrechte anerkennen als jene, welche sich aus der 
„servitude internationale du droit de pasage inoffen-* 
sive" des allgemeinen Völkerrechtes ergibt. Darüber nur 
aus dem Grunde, weil es sich um eine Meerenge handle, 
und ohne ,,motifs sp^aux" hinauszugehen, sei durch«^ 
aus unerlaubt und ein Attentat auf die Souveränität 
des Staates. 

Die Deklaration schliesst mit dem Ausdruck der 
Ueberzeugung, die Kommission werde nicht zulassen» 
dass ein Staat zum Nutzen anderer geschädigt werde. 
Eine Spanische Erklärung sprach sich gegen die 
Schliessung der Dardanellen und für die Neutralisa- 
tion aller Meerengen und Kanäle aus, da der Zugang zu 
neutralen Häfen und Küsten stets frei bleiben müsse» 
femer für die Redaktion eines Musterprojektes über 
die Neutralisierung der Meerengen und Kanäle, welche 
mit den Deklarationen und Wünschen den verschie- 
denen Parlamenten übermittelt werden sollte^). 

Eine weitere Einwendung wurde in der Kommis- 
sionsberatung selbst, welche 1912 zu Genf stattfand, 
vorgebracht. Der türkische Delegierte Bustany Effendi 
verlangte namens seiner Gruppe, die Kommission mö- 

») Prot., II, S. 44—47. 
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ge die Meerengen von Konstantinopel, da sie ebenso 
in den Bereich dero ttomanischen Souveränität fallen, 
wie die japanischen Strassen in den Bereich der Sou* 
veränität Japans, aus der Diskussion ausscheiden; 
anderenfalls könne Redner der Sitzung nicht bei- 
wohnen ^). Später formuUerte er seinen Wunsch dahin, 
man möge die politischen Probleme aus der Diskussion 
ausschliessen und sich auf das Studium der kommer- 
ziellen Interessen beschränken ^). 

Der rumänische Delegierte Dissesco trat den türjki- 
sehen Einwendungen mit der Behauptung entgegen, 
dass es sich nicht um einen Eingriff in die türkische 
Souveränität sondern um das Studium eines grossen 
internationalen Problems handle. Hiegegen würde es 
dem allgemeinen Interesse des Weltverkehrs wider- 
sprechen, wenn die Verbindung des Schwarzen Meeres 
mit dem Mittelmeer gesperrt werden dürfe. Weiter 
wies Dissesco auf das Problem hin, welches daraus 
entstehe, dass Handelsschiffe nach der Durchfahrt in 
Kriegsschiffe umgewandelt werden. Dies sei eine der 
wichtigsten Fragen. Ess ei anzustreben, dass alle Meer- 
engen und Kanäle von internationaler Bedeutung 
(„a3^ant une importance universelle") „inmiunisiert'* 
werden, aber geschützt gegen jeden kriegerischen 
Angriff und dem Kriegsrecht gänzUch entzogen. 
Schliesslich trat der Redner für die Ausarbeitung eines 
Mustervertrages über die Neutralisation der Meerengen 
und Kanäle ein ^). 



^) a. a. O., S. 48. 
*) a. a. O., S. 52. 
*) a. a. O., S. 48, 49. 
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Penha Garcia (Portugal) beleuchtete die Frage der 
Meerengen und Kanäle in wirtschaflicher Hinsicht, 
indem er sich auf verkehrsstatistische Daten stützte; 
und ging an der Hand von Zitaten auf die im Völker- 
recht herrschende Lehre über die juristische Seite des 
Problems ein. Der schwierigste Gesichtspunkt sei je-^ 
doch der politische. Man müsse zuerst den Bereich des 
Möglichen abstechen und dann etappenweise vorgehen^ 
indem man zuerst jene Fragen herausgreife, welche 
schon jetzt eine Lösung gestatten, und nach und nach 
eine Verständigung über alle anderen Probleme zu 
erreichen trachten. Eben um dies zu ermöglichen, müsse 
die Frage vollständig studiert werden. Eine Trennung 
des politischen vom kommerziellen Problem sei un* 
durchführbar ^). 

Van Doam (Niederlande) hob hervor, dass Inte- 
ressengegensätze sich hauptsächlich bezüglich der 
einzelnen Fälle, nicht aber hinsichtlich der allgemei- 
enn Grundsätze ergeben. Daher wäre es vorteilhaft» 
mit der Abfassung eines allgemeinen Mustervertrages 
zu beginnen '). 

Umgekehrt sprach sich Kavalevsky (Russland) dafür 
aus, dass mit dem Studium der einzelnen Fälle, aber 
unter Ausschaltung der politischen Seite, begonnen 
werde. Denn ein vorheriges Festlegen allgemeiner 
Grundsätze berge die Gefahr, dass man später von 
ihnen abgehen müsse. 

Dissesco warf die Frage auf, ob nicht den türkischen 



*) a. a. O., S. 50-— 52. 
•) a. a. O., S. 53. 
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und russischen Wünschen nach Eliminierung der po* 
litischen Fragen dadurch Rechnung getragen werden 
könne, dass man das Studium auf die Regehx für die 
Durchfahrt von Handelsschiffen beschränke. Diese 
Anregung wurde von KoväUvsky unterstützt. Demge- 
genüber wies der Generalsekretär Lan^e darauf hin, 
dass es sich ja nur um vorläufige Studien handle, an 
denen auch der türkische Delegierte teilnehmen könne» 
ohne sein Pariamen toder gar seine Regierung zu 
binden^). 

Man einigte sich schliesslich zum Zwecke der Erle-« 
digung sämtlicher vorgebrachten Einwendungen auf 
die von Lange vorgeschlagene Formulierung folgender 
zwei Fragen: 

I.) Soll die Kommission mit der Ausarbeitung eines 
Mustervertrages beginnen oder soll sie unmittelbar in 
die Erörterung der besonderen Fälle eintreten? 

2.) Sollen, die Studien der Kommission sich auf die 
Regeln für Kriegsschiffe in den Meerengen und Kanä- 
len erstrecken? *). 

Die Kommission besloss, nachdem sich auch noch 
Beckmann (Schweden) in diesem Sinne ausgesprochen 
hatte, einstimmig, zuerst einen Mustervertrag aus- 
zuarbeiten. Was die zweite Frage anbelangt, wies 
Penha Garcia darauf hin, dass sie nur bezüglich der 
türkischen Meerengen schwierig sei. Die Kommission 
entschied sich dafür, die Regeln für Kriegsschiffe ein- 
zubezidien ^. Penha Gar da wurde mit der Verfassung 

*) a. a. O., 53, 54. 
•) a. a. O., S. 54. 
•) a. a. O., S. S5' 
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der Verfassung des Vertragsentwurfs betraut^). 
|Das von diesem Mitgliede erstattete eingehende und 
ausgezeichnete Referat *) wurde der dritten Versamm- 
lung der Kommission am 8 Januar 1913 zu Paris 
vorgelegt. Der Bericht geht davon aus, dass gewisse 
Seewege ähnlich wie grosse Flüsse die Träger des in* 
temationalen Austausches geworden sind. Auf ihnen 
müsse die Sicherheit, Freiheit und Gleichheit aus ju- 
ristischen, ökonomischen und historischen Gründen 
gewährleistet sein . Es wird mm das Arbeitsgebiet 
umschrieben, das sich die Kommission abgesteckt hat. 
Dann wird auf die Verschiedenheit der geltenden 
Rechtssätze in den Bereichen der staatlichen Gebiets* 
hoheit, der beschränkten Gebietshoheit im Küstenge- 
wässer und der Meeresfreiheit hingewiesen und betont, 
dass die Neutralisation der Meerengen und Kanäle 
' Modifikationen und Derogationen gegenüber alle drei 
Gruppen von Rechtssätzen bedeute. Bei der Statuie- 
rung dieses Sonderrechtes für einzelne Fälle ergeben 
sich zwar Schwierigkeiten, immerhin wäre es nützlich, 
durch eine internationale Kommission gewisse allge- 
meine Grundsätze festzustellen, welche das Völker« 
recht seit lange anerkent. Solche seien: das Recht 
der freien Durchfahrt für Handelsschiffe, selbst in 
Kriegszeiten ; das Verbot der Blockierung von Meeren« 
gen; das Verbot des Löschens von Leuchttürmen in 
Meerengen; die Neutralisation aller Kanäle mit an« 
sehnlichen internationalem Verkehr. Es sd zwar miss- 
lich, die Hoheitsrechte der Staaten anzutasten, aber 

*) a. a. O., S. 56. 
«) Prot.. III. Si. ff. 
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die Bedürfnisse der Gesamtheit der Völker schaffen 
Verpflichtungen, welche man völkerrechtliche Servi- 
tuten nenne und welche jene Hoheitsrechte beschrän- 
ken* Doch dürfen solche Beschränkungen nicht wei- 
tergehen, als sie für die internationalen Wirtschaftsbe- 
dürfnisse und den Weltfrieden wesentUch sind. 

Aus diesen Erwägungen seien folgende Schlussfolge- 
rungen zu ziehen: 

I.) Die Neutralisation solLbeschränkt werden auf die 
,,grandes voies de transit maritime ou conunandant le 
d6bouch6 de ports appartenant ä des Etats diff6rents" ; 

2.) Die Meerengen, deren Breite die zweifache Brei- 
te der Küstengewässer überschreite, seien in einer an- 
deren Lage als jene, welche gänzUch in die Zone der 
Küstengewässer fallen; besonders schwierig sei die 
Lage jener Meerengen, welche ihrer ganzen Ausdeh- 
nung nach Küstengewässer eines und desselben 
Staates bilde ; 

3.) bei näherem Studium ergebe sich, dass die ge- 
samten Schwierigkeiten auf die geographischen und 
politischen Besonderheiten zweier oder dreier einzel- 
ner Fälle zurückzuführen seien. 

Der Konunission stehe nun ein zweifacher Weg 
offen: entweder einen Text zu verfassen, welcher den 
einzelnen Fällen nicht Rechnung trüge und lediglich 
als ein Wunsch der interparlamentarischen Union 
aufzufassen wäre; oder einen Entwurf auszuarbeiten« 
der einen genügend breiten Spielraum zur Anpassung 
böte, ohne dass in die unmittelbare Lösung der Ein- 
zelfragen eingegangen würde ^). 

») a. a. O., III. s. 1—8. 
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Penha Garcia legte der Kommission mit seinem Be- 
richt einen Entwurf einer Konvention über die Neu- 
tralisation der Meerengen und maritimen Kanäle 
vor ^), welcher die gewonnenen Gesichtspunkte in i8 
Leitsätzen, 8 für die Meerengen, deren Begriff nicht 
näher abgegrenzt wird, lo für die „canaux maritimes, 
reliant deux mers et ayant un fort transit internatio- 
nal", zu formulieren versucht. 

Für die Meerengen wird die Freiheit der Durch- 
fahrt anerkannt und ihr der Vorrang gegenüber den 
Hoheitsrechten der Uferstaaten zugesprochen, die 
Blockade verboten, das Minenlegen nur in der Weise 
gestattet, dass der friedlichen Schiff fahrt eine aus- 
reichende Fahrrinne offen bleiben müsse; das Aus- 
löschen von Leuchttürmen wird untersagt; über 
feindselige Akte in den . Meerengen wird angeordnet, 
dass sie die Durchfahrt neutialer Schiffe nicht länger 
als 24 Stunden aufhalten dürfen und dass sie in jenen 
Zonen verboten seien, in welchen die Errichtung von 
Befestigungsanlagen nicht gestattet ist; endlich wird 
die Schaffung von befriedeten Zonen, in denen die 
Errichtung von Befestigungsanlagen nicht erlaubt ist» 
besonderen Verträgen vorbehalten. 

Die Sätze über die Kanäle gewähren nebst der Frei- 
heit der Purchfahrt auch noch ausdrücklich die Gleich- 
heit aller Flaggen und die Billigkeit und Gerechtigkeit 
der Durchfahrtsbedingungen und Kanalgebühren; die 
Beschädigung der Kanalanlagen u. s. w., die Blocka- 
de, die Durchsuchung und Kaperung von Schiffen 
innerhalb dreier Meilen von den Kanalmündungen, 

^) a. a. O., S. 8, 9. 
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die Ein- und Ausschiffung von Truppen u. s, w,, der 
Aufenthalt und die Approvisionierung von Kriegs- 
schiffen Kriegführender werden ähnlich wie in den 
heute geltenden Verträgen verboten ; für die Ausfahrt 
eines Schiffes eines Kriegführenden Staates wird ein 24 
Stunden-Intervall nach der Ausfahrt eines feindlichen 
ICriegsschiffes statuiert ; die Festsetzung von Zonen, in 
denen die Anlage von Befestigungswerken verboten 
sein soll, wird ebenso wie bezüglich der Meerengen 
besonderen Verträgen überlassen. 

Zu diesem Bericht und Entwurf lagen der Kommis- 
sion auch einige schriftliche Aeusserungen anderer 
Mitglieder vor^). So wandte sich Pachnicke (Deutr 
sches Reich) gegen die Begriffsbestimmung der Kanäle 

und schlug dafür vor: „diejenigen , welche sich 

für eine* internationale Regelung eignen''. Er wolle 
damit den Nordostseekanal ausschliessen und verden- 
ke es auch den Türken nicht, wenn sie die Dardanellen 
besonders behandelt wissen wollen. Van Houten (Nie- 
derlande) warf die Frage auf, ob es nicht vorzuziehen 
wäre, das Verbot der Befestigung und das Verbot 
feindseliger Akte mutatis mutandis auf alle Meerengen 
auszudehnen *). 

In der Sitzimg der Kommission vom 8 Januar 
1913 fügte Penha Garcia seinem Bericht noch einige 
Bemerkungen hinzu. Als die Brüssler Konferenz 1910 
die Kommission geschaffen habe, sei das Problem, 
welches alle Geister beherrschte, jenes der Befes- 



^) a. a. O., S. 10, II. 

*) S. II 2^ile II soll es offenbar nicht heissen ,,a, geth" sondern 
A, geth". 
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tigung des Panamakanals gewesen. Damals habe der 
Konferenz ein einheitlicher Entwuirf für Meerengen 
und Kanäle vorgeschwebt. Aber der Vorteil einer 
solchen Vereinigung sei zweifelhaft. Denn es handle 
sich nur um zwei Kanäle, jene von Suez und Panama. 
Der Nordostseekanal und der Kanal von Korintb 
seien für den internationalen Verkehr nicht wesent* 
heb. Es bleiben daher nur zwei bereits abgeschlossene 
Verträge zu erörtern. Die einzige bestrittene Frage 
sei in dieser Hinsicht jene der Gleichheit der Flaggen. 
Auf diese Frage wolle Redner nicht eingehen. Er habe 
sie auch in seinem Entwurf nicht erhoben, dieser be- 
schränke sich auf die Wiedergabe der Bestimmungen 
der beiden Konventionen. Es sei jedoch daran zu 
erinnern, däss der Panamakanalvertrag nur zweiseitig 
sei, es wäre vielleicht vorteilhaft, ihn zu einer allge- 
meinen Konvention zu erweitem ^). 

Es folgte nun eine längere Debatte '). 

D' EsUmrneües de Canstant (Frankreich) warnte vor 
einer zu weitgehenden Neutralisation, welche nur 
Gelegenheiten zu Eingriffen in die Sicherheit und 
Freiheit, insbesondere der kleinen Mächte schaffen 
würde. 

Kovalevski betonte das Interesse, welches seiner 
Meinung nach Russland an der Schliessung der türki- 
schen Meerengen für Kriegsschiffe habe, weil es an- 
derenfalls zwei Miliarden für Flottenrüstungen im 
Schwarzen Meer ausgeben müsste. 

Der Präsident Lord Weardale wies auf den Zusam- 



>) a. a. O.» S. 12. 
*) a. a. O., S. 12 ff. 
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menhang des Meerengenproblems mit jenem der 
Begrenzmig der Küstengewässer hin. Es sei zu 
erwägen, ob die Kompiission nicht bei der Union 
eine Vereinheitlichmig der Regehi über das Küsten- 
meer in Anr^ung bringen solle. Dieser Vorschlag 
wurde von Penha Garcia unterstützt. Hingegen machte 
Lange darauf aufmerksam, dass dies zu weit führen 
würde. Man müsse sich auf die Vereinheitlichung der 
Grenzen des Küstengewässers beschränken. Es nahmen 
noch einige Redner zu dem Gedanken Weardale's 
Stellung, wobei namentlich die Schwierigkeit der 
Vereinheitlichung der Regehi über die Ausdehnung 
der Küstengewässer hervoi^ehoben wurde. Man ge^ 
langte jedoch zu keinem Ergebnis . 

G^en den Beiicht Penha Garcia's noiachte Lange 
geltend, dass hier der juristische Gesichtspunkt zu 
sehi in den Vordergrund getreten sei. Die Scheidung 
zwischen Meerengen und Kanälen sei ja begründet; 
aber anderseits wäre gerade das ein grosser Fort- 
schritt, wenn das Recht der Meerengen möglichst 
jenem des Suez- und Panamakanals nachgebildet 
würde. Es konnte beispielsweise für die Durchfahrt 
der Kriegsschiffe durch Meerengen ein Intervall von 
24 Stunden festgesetzt werden. Allerdings werde es 
immer schwer sein, jene Meerengen und Kanäle, 
welche der Neutralisation unterworfen sein sollen, 
durch eine genaue Redaktion zu erfossen. Man könne 
aber einerseits jene Meerengen ausschliessen, deren 
Brdte beispielsweise 20 Kilometer übersteigt, ander- 
seits „les canaux n'ayant pas une importance vraiment 
mondiale''. Von Kanälen blieben daher nur jene von 
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Suez und Panama übrig. Ausserdem sei das Wort 
,;rieutraliser" zu vermeiden und an dessen Stelle 
Stelle zu setzen : ,,soustraire au regime commun de la 
guerre". 

Wo mehrere parallele Meerengen zwei freie Meere 
verbinden, müsse eine von ihnen gegen kriegerische 
Akte geschützt werden. Zur Vermeidung von Missver- 
ständnissen sei festzustellen, dass die anderen Meeren- 
gen den allgemeinen Regeln des Völkerrechtes unter- 
stellt bleiben. 

Penha Garcia replizierte, dass eine Gleichstellung 
von Meerengen und Kanälen praktisch undurchführ- 
bar sei. Beispielsweise sei die Regel der 24 Stunden 
auf Meerengen nicht anwendbar. 

Die Generaldebatte wurde darauf geschlossen und 
die Spezialdebatte ^) eröffnet, welche in der Sitzung 
vom 9 Jännef^ 1913 *) ihre Fortsetzung fand. 

Zu dem ersten Punkt, der Freiheit der Durchfahrt, 
bemerkte Penha Garcia diese Forderung gegenüber 
dem bestehenden Zustand einen Fortschritt bedeute. 
Denn die Durchfahrt durch die türkischen Meerengen 
sei auch für Handelsschiffe an die Erteilung eines 
Firmans geknüpft. Allerdings werden solche Fiimane 
regelmässig ohne Schwierigkeit erteilt, wenigstens 
im Frieden. Aber es bestehe doch die Möglichkeit 
einer Verweigenmg. 

Kovalevski wiederholte Seine Ausfühnmgen über das 
Interesse Russlands an dei Schliessung der tür- 
kischen Meerengen für ICriegsschiffe. Penha Garcia 

») a. a. p., S. 16 ff. 
«) a. a. O., S. 20 ff. 
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war der Meinung, die Kommission solle diese Frage aus 
der Erörterung ausschliessen, während Munch (Däne- 
mark) die ganze Frage der türkischen Meerengen in 
einer besonderen Konvention behandelt wissen wollte. 

Die Kommission behielt sich yor, auf den ganzen 
Problemkomplex in zweiter Lesung zurückzukommen. 

Weiter kam die Abgrenzung der Küstengewässer 
neuerlich zur Sprache und die Kommission entschied 
sich dafür, dass eine Vereinheitlichung dieser Grenzen 
studiert werde. 

Nunmehr gelangten die Verbote der Blockade, der 
völligen Minensperre und dei Aufhaltung der neu- 
tralen Schiffahrt durch feindselige Akte in einer 
längeren Dauer als 24 Stunden gleichzeitig zur Diskus- 
sion. Lange machte darauf aufmerksam, dass zwi- 
schen dem Verbot der Blockade und der Zulassung 
feindlicher Akte ein gewisser Widersprich bestehe. 
Man möge sich vor Augen halten, dass man einen 
Wunsch der Union für eine Neuregelung im Interesse 
der Sicherheit des Weltverkehrs vorzubereiten habe. 
Wenn man feindselige Akte zulasse, so werden Handel 
und Schiffahrt unausweichlich gehemmt. 

D' Estournelles de Constant meinte, es seien gewichti- 
ge Einwendungen gegen eine Regelung zu gewärtigen, 
welche das Recht der Verteidigung beeinträchtige. 
Man müsste dann neue Garantien schaffen. Das Wort 
Neutralisation sei nicht glücklich, es gebe Anlass 
zu Missverständnissen. Lange pflichtete dieser letzten 
Bemerkung zu und empfahl das Wort „Ausserstreit- 
stellung", das viel genauer sei, sich aber nicht ins 
Französische übersetzen lasse. 
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Grieg (Norw^;eii) emp&hl, mit Rücksicht auf 
die Verwickeluiig des Problems vagere Formeln zu 
wählen. Die Zeit, ein R^lement auszuarbeiten, sei 
noch nicht gekommen, man miisse sich damit be- 
gnügen, Wünsche auszusprechen. Demgegenüber wies 
Penha Garcia auf die Nützlichkeit einer Regelung hin. 
Er erinnerte daran, welchen Eindruck die kürzlich 
veröffentlichten Ideen eines französischen Admirals 
über eine Minensperre in der Strasse von Calais in der 
öffentlichen Meinung hervorgerufen hatten. 

Munch gab der Ansicht Ausdruck, dass es einen 
Rückschritt bedeuten würde, wenn feindselige Akte 
in den Meerengen nicht ausdrückUch verboten wür- 
den. Hingegen wendete Penha Garcia ein, dass das 
Verbot feindseU^er Akte mit dem Verteidigungsrecht 
der Uferstaaten unvereinbar sei. Munch replizierte, 

ff 

dass die Neutralisation der Meerenge dem Uferstaat 
eine neue Sicherheit geben werde. 

Die übrigen Punkte des Entwürfe über die Meer- 
engen gaben keinen Anlass zu einer Debatte. Dagegen 
entspann sich in der Sitzung vom 9 Jänner 1913 ^) 
eine längere Diskussion über die Bestimmungen be- 
treffend die Kanäle. 

Zunächst änderte die Kommission nach einem 
Meinungsaustausch die Begriffebestimmung der der 
Regelung unterworfenen Kanäle in „Tous les canaux 
interoc6aniques proprement dits''. Hiebei war man 
darüber einig, dass dies nur den Suez- und den Pana-^ 
makanal betreffe. 

>) a. a. O., S. 20 ff. 
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Die Erörterung des ersten Punktes des Entwurfes, 
nämlich über die freie Durchfahrt auch der Kriegs- 
schiffe, führte die Kommission wieder zur Behand- 
lung der Meerengen, insbesondere jener von Kon- 
stantinopel, sowie 2u Fragen der Arbeitsmethode 
zurück, doch tauchten keine wesentlichen neuen 
Gesichtspunkte auf. Im Uebrigen wurden an dem 
Entwürfe zwei Aenderungen vorgenommen: erstens 
wurde das Verbot des Auslöschens der Leuchttürme 
ausgesprochen, wie für die Meerengen ; zweitens wurde 
die neutralisierte Zone von 3 auf 6 Seemeilen von den 
Kanalmündungen ausgedehnt, entsprechend einem 
Beschluss des Instituts für internationales Recht. 
Der Wortlaut des Entwurfes in der von der Kom- 
mission beschlossenen Fassung ist im Anhang II 
abgedruckt. 

Grieg warf dann noch die Fragen der Kontrolle und 
der Sanktion auf. Penha Garcia entgegnete, in Kriegs- 
zeiten sei eine Kontrolle unmöglich, inmierhin werde 
er der Aiuregimg in seinem Bericht Rechnimg tragen. 
Lat^e erinnerte daran, dass die Kommission in ihrer 
ersten Sitzung eine Kontrolle durch eine internationale 
Kommission nach dem Muster der Kommission in 
Konstantinopel für den Suezkanal in Aussicht genom- 
men hatte. Die Einsetzimg einer solchen Kommis- 
sion sei eine Konsequenz der gewünschten interna- 
tionalen Regelung. Anderseits würde die Kommission 
im Geiste der interparlamentarischen Union handeln, 
wenn sie sich für eine schiedsgerichtliche Schlichtung 
der Streitigkeiten aus den Verträgen über Meerengen 
und Kanäle ausspräche. 
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Die Kommission stimmte diesen Ansichten zu. 
Man einigte sich schliesslich dahin, dass Penha Garcia 
der nächsten Konferenz einen Bericht über die Arbd- 
ten der Kommission erstatten solle. Dieser Bericht 
solle bestimmte Leitsätze enthalten, welche als schon 
gegenwärtig durchführbar betrachtet wurden. 

Diese von Penha Garcia redigierten Leitsätze, deren 
Wortlaut unten im Anhang III abgedruckt ist, sind 
die folgenden: 

I. Die Anwendung der Verträge über die Magel- 
lanstrasse, den Suezkanal und den Panamakanal auf 
alle Meerengen und interozeanischen Kanäle bietet 
zu viel Schwierigkeiten, um sie schon jetzt als eine 
mögUche Lösung empfehlen zu können. 

IL Trotzdem gibt es gewisse Grundsätze, welche, 
sofort für alle zivilisierten Staaten im Interesse des 
internationalen Verkehrs imd des Weltfriedens an- 
nehmbar sind 

Diese Grundsätze sind: 

a) Die ausdrückliche Anerkennung des Rechtes 
aller Handelsschiffe ohne Unterschied der Flagge 
auf freie Durchfahrt diu'ch alle Meerengen, welche 
zwei Teile des offenen Meeres (deux mers non intferieu- 
res) verbinden, und durch alle interozeanischen Ka- 
näle im strengen Sinn des Wortes und zwar im Frieden 
und im Kriege. 

b) Das strenge Verbot der Blockade dieser Meer- 
engen und Kanäle. 

c) Das verbot, mit Minen oder Torpedos die Durch- 
fahrt durch diese Wasserstrassen vöUig zu sperren 
und die Verpflichtung, die Schiffahrt von der Lage 
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der Minen und Torpedos in den benachbarten Terri- 
torialgewässem in Kenntnis zu setzen. 

d) Das Verbot, selbst in Kriegszeiten die Leucht- 
türme, welche die Durchfahrt durch die Wasserstrasse 
bezeichnen, zu verlöschen. 

e) Die Anerkennung der Schiedsgerichtsbarkeit oder 
anderer freundschaftlicher oder rechtlich geordneter 
Wege zur Schlichtung von Streitigkeiten über die 
Anwendung oder Auslegung dieser Verträge. 

III. Einige besondere Fälle mit Ausnahmscharakter 
bedürfen eines längeren Studiums und neuerlicher 
Diskussionen ^). 

Diese Beschlüsse wurden mit einem Bericht Pehha 
Garcia's der XVIII. Interparlamentarischen Konfe- 
renz im Haag (3 — ^5 September 1913) vorgelegt*). 
Hier forderte ztmächst Damad Ferid Pascha (Türkei), 
dass die türkischen Meerengen aus den zu beratenden 
Bestimmungen ausgeschieden würden, denn der durch 
die Londoner Konvention tmd die späteren Verträge 
festgelegte Zustand sei für die Verteidigung Kon- 
stantinopels notwendig. Roszkowski (Oesterreich) 
machte darauf aufmerksam, dass von Kriegsschiffen 
nicht die Rede sei und dass daraus geschlossen werden 
könnte, den Kriegsschiffen sei die Durchfahrt durch 
Meerengen verboten. Ein solches Verbot sei unmög- 
lich. Daher müsse der Berichterstatter auf der näch^ 
ten Konferenz zu der Frage Stellung nehmen. Pack- 
nicke (Deutsches Reich) trat neuerlich für die Ver- 



^) Prot. III, Annexe; Annuaire de l'Union interparlamentaire, 
IV (1914), S. 38. 39. 
*) Annuaire jie l'Union interparlementaire, IV (1914), S. 36 ff. 
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fassung eines Mustervertrages ein, da die Union 
nicht alle streitigen Punkte regeln, wohl aber eine 
Vorarbeit für die nächste Friedenskonferenz schaffen 
kcmne. Neguksco (Rumänien) wies auf einige Lücken 
hin, beispielsweise in Bezug auf die Durchfahrt von 
entwaffoeten Kriegsschiffen und von freiwilligen 
Flotten, welche nach der Durch&dul in Kriegsflotten 
verwandelt werden. Die Konferenz ging jedoch auf die 
vorgebrachten Gesichtspunkte nicht weiter ein. Die 
Anträge der Kommission wurden vielmehr — mit 
dem von türkischer Seite gemachten Vorbehalt — 
einstimmig angenommen und die Kommission be- 
auftragt, einen endgültigen Entwurf eines völkerrecht- 
lichen Vertrages auszuarbeiten und hiebei diejenigen 
unter den erörterten Grundsätzen aufzunehmen, wel- 
che geeignet seien, schon im Augenblick von der 
Gesamtheit der zivilisierten Staaten akzeptiert zu 
werden, endUch, die übrigen Arbeiten fortzusetz^ ^). 

In einer noch am 5 September 1913 abgehaltenen 
Sitzung der Kommission *) übernahm es Penha Garcia, 
den von der Union gewünschten Entwurf auszuar- 
beiten. Er lud jedoch zimächst Naradungian Effendi 
ein, den türkischen Gesichtspunkt über die Meerengen 
von Konstantinopel zu entwickeln. 

Dieser hob hervor, es sei sehr schwierig, die bisher 
festgestellten Grundsätze auf die Meerengen von Kon- 
stantinopel anzuwenden. Diese beiden Meerengen seien 
in mehnbcher Hinsicht in einer ganz besonderen Lage. 



^) a. a. O.» S. 38. Vgl. auch die Protokolle der Kommission, IV, S. 2. 
•) Prot., IV, I U. 
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Das Problem müsse in der Weise gelöst werden, dass 
die gegenwärtige Rechtslage bezüglich jener Meer* 
engen unverändert erhalten werde. Vor allem sei im 
Frieden keine Schwierigkeit zu fürchten; die Firmane, 
mit welchen die Durchfahrt bewilligt wird, werden 
regelmässig und ohne Verzögerung erteilt, kein Han- 
delsschiff habe Anlass zur Klage gefunden. In Kriegs- 
zeiten sei die Frage viel verwickelter. Im italienisch- 
türkischen Krieg sei die ottomanische Regierung ge- 
nötigt gewesen, die Dardanellen zu schliessen imd 
gegenüber der Bedrohung durch die italienische 
Flotte den Eingang dieser Meerenge mit Torpedos zu 
schützen. Eine solche Massregel sei auch in einem 
künftigen ähnlichen Falle nach Ansicht der tür- 
kischen Regierung tmvermeidlich. Es sei eine imter 
Militär&Lchleuten sehr bestrittene Frage, ob man unter 
solchen Umständen eine Durchfahrtsrinne freilassen 
könne. Täte man dies so würden viel bedeutendere 
Verteidigungsanlagen an den beiden Ufern erforder- 
lich tmd selbst ein dreifacher Verteidigungsgürtel: 
Befestigung, ICriegsschiff , Torpedo, würde kaum genü- 
gen. Der erste Admiral einer Grossmacht habe er- 
klärt, es sei nicht schwer, mit Aufopferung einiger 
Schiffe die Meerenge zu forcieren, wenn dem Handel 
eine Durchfahrt offen gelassen wäre. 

Dadurch, dass Griechenland nunmehr verschiedene 
Inseln des Aegäischen Meeres besitze und seine Kriegs^ 
schiffe sich öfters in der Nachbarschaft der Darda- 
nellen zeigen werden, sei die Gefahr eines plötzlichen 
Angriffes auf Konstantinopel noch größer. Es werde 
daher das Verbot der Blockade nicht genügai, man 
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müsse auch das Erscheinen fremder Flotten an der 
Mündimg der Meerengen verbieten. 

Aus allen diesen Gründen könne schon heute er- 
kannt werden, dass auf die Dardanellen eine analoge 
R^elung wie auf die anderen Meerengen nicht an- 
wendbar sei. Im Uebrigen sei das Marmorameer ein 
Bijmenmeer und daher seien die beiden Meerengen, 
welche in dieses Meer führen, nicht unter den Begriff 
der ,,d6troits reliant deux mers non int6rieures'' zu 
subsumieren. 

Gegen das zuletzt vorgebrachte Argument wendete 
Pehha Garcia ein, man müsse die beiden Meerengen 
von Konstantinopel als eine einzige betrachten, welche 
zwei freie Meere miteinander verbinde, nänüich das 
Aegäische Meer mit dem Schwarzen Meer. 

Noradungian Effendi warf dann noch die Frage 
auf, wie man Handelsschiffe behandeln solle, welche 
dazu bestimmt sind, nach dem Passieren der Meerengen 
in Kriegsschiffe verwandelt zu werden. Die Aenderung 
des gegenwärtigen Rechtszustandes sei überhaupt 
mit so grossen praktischen Schwierigkeiten verknüpft, 
dass er beantrage, die beiden türkischen Meerengen 
aus den Arbeiten der Kommission auszuscheiden. 

HoÜ (Grossbritannien) wies auf die Mehrdeutigkeit 
des Ausdrucks „Ubre passage'' hin. Er nehme an, dass 
das Prisenrecht der Kriegführenden durch die vorge- 
sehene Freiheit der Durchfahrt nicht in Frage ge- 
stellt werde, ebensowenig das Kontrollrecht bezüg- 
lich der Kriegskonterbande. Wenn dies sich so verhal- 
te» so müsse auf jeden Fall die Durchfahrt bei Nacht 
Verboten werden. 
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Penha Gar da erwiderte, „libre passage'' bedeute 
die Untersagung feindseliger Akte gegen Handels- 
schiffe. Das Prisenrecht und das Durchsuchungsrecht 
seien daher durch die im Bericht enthaltenen Vor- 
schläge aufrecht erhalten. Die Absicht sei, Meerengen 
und Kanäle gleichzustellen. 

Penha Garcia übernahm nun die Ausarbeitung des 
von der Konferenz der interparlamentarischen Union 
gewünschten Vertragsentwurfes, Noradungian Effendi 
die Verfasstmg einer Denkschrift, welche die von ihm 
vorgebrachten Gesichtspunkte zu entwickeln hätte ^). 
Diese zuletzt genannte Arbeit kam leider nicht zustan- 
de*). Hiegegen legte Penha» Garcia in der nächsten 
Sitzung der Kommission, welche am 17 April 1914 
zu Brüssel stattfand *) einen Vertragsentwin-f vor *). 
Dieser hatte folgenden Inhalt: 

Art. J. Die Gleichheit der Behandlung und die 
freie Durchfahrt durch alle Meerengen, welche Teile 
des freien Meeres (deux mers non int6rieures) mit 
einander verbinden, und in allen interozeanischen 
Kanälen im eigentlichen Sinnie des Wortes werden 
anerkannt und allen Schiffen ohne Unterschied der 
Flagge, im Frieden und im Krieg zugesichert. 

Die besondere Regelung der Durchfalirt von Kriegs- 
schiffen in den Meerengen von Konstantinopel bleibt 
vorbehalten. 

Art. 2. Die Schiffe der Kriegführenden bleiben 



>) Prot., IV, s. 4. 
») a. a. O., V, S. 2. 
») a. a. O., V, S. I ff. 
*) a. a. O., V, Anhang 2. 
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den Verträgen und Gebräuchen des Seekriegsrechtes 
und den besonderen Verträgen, welche hinsichtlich 
einzelner Meerengen und Kanäle gelten, unterworfen. 

Art. 3. Das Recht der freien Durchfahrt soll ge- 
mäss den Vorschriften der Staaten, in deren Kiisten- 
wässem die Meerengen und Kanäle liegen, ausgeübt 
werden. 

Wenn diese Staaten selbst Krieg führen, so kann die 
DurchfeJui: wählend der Kriegsdauer entsprechend 
dem Verteidigungsbedürfnis an strengere Vorschriften 
geknüpft sein; aber diese Vorschriften dürfen niemals 
bis zur völligen Sperrung der Durchfahrt für die 
Neutralen gehen, vorbehaltlich der ausnahmsweisen 
Sperrung bei Nacht. 

Art. 4. Die Blockade der im Art. i genannten Was- 
serstrassen ist strenge verboten. 

Art. 5. Es ist verboten, selbsttätige Kontaktminen 
oder Torpedos, welche nicht durch denjenigen, welcher 
sie gelegt hat, beaufsichtigt werden können, derart 
anzubringen, dass sie die Durchfahrt neutraler Schiffe 
durch die genannten Wasserstrassen völlig versperren. 

Art. 6. Die Leuchttürme, welche die Durchfahrt 
durch jene Wasserstrassen bezeichnen, dürfen, ^.uch 
in Kriegszeiten, nicht verlöscht werden. 

Art. 7. Differenzen und Streitigkeiten über die in 
dem Vertrag enthaltenen Prinzipen werden, wenn sie 
nicht direkt unter den Staaten geschlichtet werden 
können, stets vor ein Schiedsgericht gebracht. 

Bei der Debatte über Art. i dieses Entwurfes ^) kam 
es zuerst zu einer Erörterung des Begriffes „mer non 

») a. a. o., v, s. 3 ff . 
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int6rieure'\ Lange wies auf die Erklärungen der otto- 
manischen Delegierten sowohl in der letzten Sitzung 
als im Haag hin, wonach das Marmorameer ein Terri*^ 
torialmeer sei. Wenn diese Auslegung richtig sei» so sei- 
en die Bestimmungen des Entwurfes auf die türki- 
schen Meerengen von vornherein tmanwendbar. Red^ 
ner sei allerdings nicht dieser Meintmg. Aach Penha 
Garcia erklärte, einer solchen Auflasstmg nicht heitre^ 
ten zu können. Das Marmorameer sei kleiner als der 
Genfersee, man könne daher den Bosporus und die 
Dardanellen nicht als zwei verschiedene Arme des Mee>- 
res betrachten. In der folgenden Erörterung traten die 
Schwierigkeiten bezügUch der türkischen Meerengen 
neuerlich zutage, ohne dass ein neuer Gesichtspunkt 
aufgetaucht wäre. Insbesondere betonte der russische 
Delegierte Efremoff ebenso wie früher Kovalevsky, dass 
Russland im Falle oder Oeffntmg jener Meerengen für 
Kriegsschiffe genötigt wäre, seine Seestreitkräfte im 
Schwarzen Meer zu vermehren. Es sei besser, die 
Durchfahrt von Kriegsschiffen, insbesondere durch 
Vertragsmeerengen, vorzubehalten. Efremoff eilnnerte 
diesbezügUch an den seinerzeitigen japanischen Pro- 
test. 

MoUesen beantragte namens der dänischen Gruppe, 
für den Fall, als der Vertragsentwurf auch die Durch- 
fahrt von Kriegsschiffen betreffen sollte, die Aufnahme 
folgender Bestimmung : „Dans le cas oü deux mers li- 
bres sont reH^es par plusieurs passages navigables, il 
ßuffit cependant que les principes sus-6nonc6s soient 
observfe pour un seul des dites passages". 

Eickhoff (Deutschland) regte an, den ganzen Ver- 

6 
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tragsentwurf ausdrücklich nur auf Handelsschiffe zu 
beziehen. Dadurch würden die Schwierigkeiten ver- 
mieden. 

Penha Garcia, schlug hing^en eine Einigung in der 
Weise vor, dass dem Art. i Absatz 2 die folgende allge- 
meine Fassung g^eben würde : ,,Le r^;ime particulier 
des navires de guerre dans certains d6troits et canaux 
maritimes reste r&erv6". Dieser Text gelangte, obwohl 
Bedenken gegen die Unbestimmtheit der Formulie- 
rung laut wurden, vorbehaltlich einer zweiten Lesung 
nach der Diskussion der übrigen Artikel, zur Annahme. 

Artikel 2, 3 und 4 wurden ohne eine bemerkenswerte 
Debatte und ohne sachliche Aenderungen angenom- 
men. 

Zu Art. 5 fügte die Kommission auf eine Anregung 
Lange's folgende Bestimmtmg hinzu : „Le placement de 
torpilles dans les eaux avoisinantes' de ces d6troits et 
canaux maritimes ne doit pas constituer un danger 
pour le passage des vaisseaux neutres et avis en sera 
donn6 ä la navigation''. 

Zu Art. 6 bemerkte Penho Garcia, da das Auslöschen 
der Leuchttürme ein wichtiges Verteidigungsmittel- 
für gewisse Lander sei, würde es genügen, das Verbot 
des Auslöschens auf jene Leuchttürme zu beschrän- 
ken, welche die Zugänge bezeichnen. Dies wurde an- 
genommen. 

Art. 7 erhielt auf Antrag Lange's den in der Interpar- 
lamentarischen Union in anderem Zusammenhange 
bereits wiederholt gebrauchten Wortlaut. Diese For- 
mulierung besagte: 

Wenn Meintmgsverschiedenheiten über die Ausle- 
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gung oder Anwendung der Vertragsbestimmungen 
durch diplomatische Verhandlungen nicht beigel^ 
werden können, so werden die sich ergebenden Streit* 
fälle vor dem ständigen Schiedshof im Haag ausgetra- 
gen. 

Der Schiedsvertrag wird gegebenen^ls nach den Art. 
53 und 54 des Abkommens vom i8 Oktober 1907 über 
die friedliche Erledigimg internationaler Streitfälle 
festgestellt. 

Auf Grund der beschlossenen Aenderungen wurde 
nun der Entwurf einer zweiten Lesung tmterzogen und 
angenommen. Der endgülHg beschlossene Wortlaut ^) 
ist im Anhang IV abgedruckt.- 

Hiezu wurde ein Resolutionsentwurf angenommen, 
welcher den Wunsch der XIX. Interparlamentarischen 
Konferenz ausdrückte, die Mächte mögen die Frage 
der Meerengen und Kanäle auf die Tagesordnung der 
nächsten Friedenskonferenz setzen, und welcher den 
erörterten Vorentwurf der Aufmerksamkeit der Mäch- 
te empfahl^). Tatsächlich bildete auch diese Frage 
einen eventuell in Aussicht genommenen Punkt des 
projektierten Programms der Interparlamentarischen 
Union für di^e dritte Haager Friedenskonferenz •). 

Was die übrig bleibenden Gegenstände anbelangt, so 
beschloss die Kommission die Beratung der in dem 
Entwürfe nicht gelösten Fragen bis zur nächsten In- 
terparlamentarischen Konferenz, welche für den 19 



>) Prot., V, S. 7, 8; Annuaire de l'Union interparlamentaire, IV 
(19x4), S. 81. 
. *) Prot., V, S. 10. Annuaire, a. a. O. 

*) Annuaire de l'Union, IV (1914), S. 89. 
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bis 21 August 1914 in Stockholm geplant war^), zu 
vertagen •)• 

Die weitere Entwicklung ist durch den Krieg unter«- 
brochen worden. 

D. Der Krieg hat übrigens die Erörterung des Meer- 
engenproblems keineswegs zur Ruhe gebracht. Auch 
während des Krieges sind Stimmen laut geworden^ 
welche eine Regeltmg der Frage und zwar im Sinne 
einer Sicherung des internationalen Verkehrs forder- 
ten. So hat die permanente Kommission der NationaU- 
tätenkonferenz in ihre am 12. November 1915 zu Lau- 
sanne beschlossene ,,Ddclaration des droits des natio- 
nalit6s" folgenden Satz aufgenommen: 

„VI. Internationalisation. 

Les mers, d6troits et canaux maritimes sont libres et 
neutres. H sont soumis, quant ä la police» Tam&iage- 
ment et Tentretien, au r^;ime de Tintemationalisation. 
Ce regime s'applique aussi ä certaines parties de terri- 
toire n6cessaires pour leur assurer la libert6 effective 
ainsi qu'aux ports intemationaux de fait, qu'il serait 
dangereux de livrer ä la domination d'un Etat uni- 
que" »). 

Die Organisation Centrale pour une Paix durable 
hat zwar in ihr Mindestjprogranun keine Regelung der 
Meerengenfrage aufgenommen. Aber der officielle 

*) Annuaire de rUnion, IV (1914), S. 123 £f. 

») Ptot.. V, S. 9. 

^) 5. Gabrys, Le Probldme des nationalitds im Recueil de Rapports 
der Organisation Centrale pour une Paix durable, Haag, 19x6, I, 
S. 67 ff. 
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Kommentar bemerkt, dass diese Frage mit allen von 
der Organisation behandelten Problemen eng ver- 
knüpft sei. Die NeutraKsierung der grossen Seewege, 
Meerengen und Kanäle, sei es durch Einsetzung einer 
internationalen Verwaltung wie beim Suezkanal, sei es 
durchs andere vertragsmässige Festsetzungen, bilde 
eine Vervollständigung der Reformen des Seekriegs- 
rechtes. Die „Freiheit der Meere" unter anderem durch 
eine NeutraHsierung der Seewege zu sichern, sei eines 
der grossen Ziele, auf die sich die Anstrengungen aller 
Friedensfreunde richten müssen ^). 



>) Ein dauernder Friede. Offizieller Kommentar des Mindespro- 
gramms (deutsche Ausgabe) S. 42. 



II. VORSCHLXGE des BERICHTERSTATTERS.' 



Schliessung eines Vertrages über die Meerengen 
und Kanäle würde bezwecken, ein Sonderrecht, ein jus 
particulare, zu schaffen, welches Ausnahmen von den 
allgemeinen Sätzen des Völkerrechtes über das offene 
Meer, die Küstengewässer und die staatliche Gebiets- 
hoheit enthielte. Es muss dahe^; erstens der GeUungsbe- 
reich jenes Sonderrechtes erörtert werden, nämlich der 
Kreis imd die Ausdehnung der Wasserstrassen, auf 
welche sich die besondere Regelung beziehen soll, zwei- 
tens der Inhalt der besonderen Rechtssätze, also das 
materielle für die Wasserstrassen zu schaffende Recht» 
soweit es von dem aligemeinen Völkerrecht abweichen 
soll. 

Beide Gegenstände der Untersuchung stehen in 
Wechselbeziehtmg zu einander. Man kann den Um- 
fang der Ausnahme nicht bestimmen, ohne den sachU- 
chen Inhalt der geplanten Ausnahmsgesetze zu ken- 
nen. Umgekehrt ist der Inhalt einer R^elimg offenbar 
davon abhängig, auf welche Objekte die zu schaffen- 
den Normen Anwendung finden sollen. Wie inuner da- 
her hier die Reihenfolge der Darstellung gewählt wird, 
es wird immer zum Teil Früheres das Spätere voraus- 
setzen müsMn. Im Endergebnis, im Vertragsentwurf, 
wird jedoch aus formal-logischen Gründen an erster 
Stelle der Geltungsbereich des Übereinkommens, der 
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Kreis und die Ausdehnung der unter das Abkommen 
gestellten Wasserstrassen, umgrenzt werden müssen. 
Daher sei auch hier diese Materie zuerst erörtert. 



A. Der GeUungsbereich des Vertrages. 

I. Eine Regeltmg des Rechtes der internationalen 
Wasserstrassen hat mit zwei verschiedenen Objekten 
zu tun: mit Meerengen und mit Kanälen. 

A. Die Objekte der zweiten Art bedürfen in Bezug 
auf die zu treffende Auswahl keiner langen Erwägung. 
Heute konunen nur vier Kanäle in Betracht, nämlich 
jene von Suez, Panama, Korinth und Kiel. Von diesen 
scheiden die beiden zuletzt genannten aus, weil mit ge- 
ringem Umweg natürliche Wasserstrassen offen stehen» 
sodass der ungeheuere Eingriff in die Gebietshoheit» 
den eine Intemationalisierung des Kanals bedeuten 
würde, ausser allem Verhältniss zu den errungenen 
Vorteilen für den Verkehr stünde und daher nicht ge- 
rechtfertigt werden könnte. Es bleiben nur die Kanäle 
von Suez tmd Panama, dieselben, die auch bisher al- 
lein Gegenstand einer vertragsmässigen Regeltmg ge- 
wesen sind. Auch die Commission des Detroits et des 
Canaux maritimes der Interparlamentarischen Union 
ist, wie wir gesehen haben, zu dem Ergebnis gelangt^ 
dass nur diese beiden Kanäle für eine internationale 
Regelung in Betracht kommen. 

Im Hinblick auf diese Umstände kann eine Erörte- 
rung des allgemeinen Begriffe der Kanäle entfallen. 
Daher sind wohl auch Erwägungen, wie beispielsweise 
jene der Conunission des Detroits et des Canaux mari- 
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times, ob nur die »»interozeanischen'' Kanäle einar Re- 
gelung z\x unterwerfen seien oder auch andere, für die 
Formulierung eines künstigen Abkommens gegen- 
standslos. Legislativ-technisch ist hier eine taxative na-- 
menUiche Aufzählung der dem Abkonunen unterworfe- 
nen Kanäle am Platze. Diese Aufzähltmg hätte nur 
den Suezkanal und den Panan%ahanai zu umfassen und 
milsste in Zukunft von Fall zu Fall erweitert werden. 

Hingegen tritt bei den Kanälen eine andere Frage 
praktisch in den Vordergrund. Wenn nämlich ein Ver- 
trag, welcher inhaltlich einen Kanal internationalisiert 
nur von zwei oda* einigen Staaten geschlossen ist, so 
können zwar zimächst für dritte Staaten aus ihm keine 
Rechte und Pflichten abgeleitet werden; es kannte 
sich aber ein Staat auf die Ldure vom Vertrag zugun« 
sten Dritter berufen ^). Dies könnte politisch zu den 
grössten Verwicklungen fähren. Dauert der Zustand 
der Oefhiung für alle Nationen längere &it mit ^^Nvs&en 
und ohne Einspruch dritter Staaten, so könnte unttf 
Umständen argumentiert werden, dass sich ein Ge* 
wohnheitsrecht gebildet habe, welches auch dritte 
Staaten binde. Der Widerstreit der politischen Interes- 
sen würde durch die sich hieraus ergebende Rechts- 
imsicherheit noch verschärft. 

Es muss daher eine klare, allgemein anerkannte 
Rechtslage angestrebt werden. Diese kann nur in dear 
Anerkennung eines, wenn auch vielleicht inhaltlich 
beschränkten Rechtes auf Durchfahrt für aiU Staaten 
durch einen aUgemeinen völkerrechtliche:! Vertrag be- 

^) Vgl. auch GÜüio Dienm in Niemeyer^s Zeitschrift f&r intematio- 
naks Rocht, XXV (19x5), S. 19 ü 
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stehen. Ein precarium, eine nach Belieben widerrufli- 
che Duldung der Durchfahrt wird den Bedürfnissen 
des internationalen Verkehrs nicht gerecht, denn sie 
zwingt den Handel und die Schiffahrt, in ihren Kalku- 
lationen jeden Augenblick mit der Sperre zu rechnen, 
auch wenn diese tatsächlich jahrelang nicht erfolgte« 
Daher ergibt sich als eine überaus wichtige Forderung 
im Interesse des zukünftigen Weltverkehrs und des 
sukünftigen Weltfriedens, dass, was imma* über den 
Suezkanal, den Panamakanal und zukünftige andere 
Kanäle statuiert wird, in a22^^metnen Verträgen als all« 
gemein bindend erklärt werde. 

Diese Forderung ist so wichtig, dass ihre Erfüllung 
selbst um den Preis inhaltlicher Konzessionen ange- 
strebt werden muss. Besser ein inhaltUch unvollkom- 
mener, äussersten Falles sogar die SchifEahrt einer Na- 
tion bevorzugender, aber allgemein anerkannter und 
respektierter Vertrag, als die voUkonunensten Bestim- 
mungen, wenn sie formell nur für zwei oder einige 
Staaten Rechte und Pflichten schafEen. Er ist bei- 
spielsweise sicherlich für die Stabilität des Weltver- 
kehrs weniger störend tmd für den Weltfrieden weniger 
gefährlich, wenn etwa türkische oder ägyptische 
Schiffe im Suezkanal, amerikanische im Panamakanal, 
eine von allen Staaten vertragsmässig anerkannte Be- 
günstigung hinsichtlich der Durchfahrtsgebühren ge- 
messen, als wenn zwar die volle Gleichbehandlung aller 
Flaggen, aber nur in einem Vertrag zwischen zwei 
Mächten zugesichert wird, sodass dritten Staaten 
stets die Spammg droht. 

Ob und in wie weit solche Konzessionen an einen 
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• 

Staat notwendig sind, um seine Zustimmung zur lur. 
temationalisierung eines auf seinem Gebiete Uegendea 
oder zu bauenden Kanals zu erhalten, hängt in jedem 
einzelnen Falle von politischen Machtsverhältnissen 
ab, auf welche hier nicht eingegangen werden kann. 
Für den Su^kanal wären solche Konzessionen ein 
Rückschritt und daher jedenfalls zu vermeiden. Für 
den Panamakanal, für den Nicaraguakanal und andere 
künftig vielleicht zu bauenden Kanäle könnten sie 
m^licherweise den einzigen praktisch gangbaren Weg 
darstellen, welcher zur vollkommenen Intemationali« 
sierung führt. Sind sie in solchen Fällen unvermeid- 
lich, so werden sie für den einzelnen Kanal besonders 
festgelegt werden müssen. Die folgenden Vorschläge 
können auf solche Besonderheiten keine Rücksicht 
nehmen, sondern gehen von dem Idealfall aus, wie et 
ja im Suezkanalvertrs^ bereits im Wesentlichen ver- 
wirklicht war, nämlich davon, dass solche Konzessio- 
nen nicht erforderlich sind. 

Daher werden die imten folgenden Vorschläge die In- 
temationalisienmg des Suez- und Panamakanals ohne 
Einschränkungen und Konzessionen zum Gegenstand 
haben und die mit Rücksicht auf die politischen Macht- 
verhältnisse etwa erforderlichen Modifikationen spe- 
ziellen Untersuchungen überlassen. 

B. Viel verwickelter als bei den Kanälen hegen die 
Dinge bei den Meerengen. Die Zahl der Meerengen, an 
denen der internationale Verkehr ein Interesse hat, ist 
so bedeutend, und die Verkehrsinteressen selbst sind so 
mannigfach abgestuft, dass hier der Versuch einer 
taxativen Aufzählung auf sehr grosse Schwierigkeitai 
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stossen Moirde. Ganz abgesehen von den sachlichen 
Weitläufigkeiten und Komplikationen, zu denen eine 
solche Fragestellung führen müsste, bestünde die 
grosse Gefahr, dass jeder einzelne Staat gerade bei den 
in seinem Küstengewässer oder in seiner besonderen 
Interessensphäre gelegenen Meerengen Einspruch err 
hebt. Es könnten leicht Empfindlichkeiten geweckt 
imd Reibungen erzeugt werden, welche das ganze 
Werk zum Scheitern bringen. Endlich könnten auch 
für die Zukunft Unzukömnüichkeiten daraus entste^ 
hen, dass jede Aendenmg in den Verkehrs Verhältnissen 
eine Aendenmg der liste der taxativ aufgezählten, un- 
ter das Sonderrecht gestellten Meerengen erfordern 
würde. 

Es ist zu hoffen, dass diese Schwierigkeiten vermie- 
den werden könnten, wenn es gelänge, durch eine allr 
gemeine Formel, eine clausula generalis, das Wesent^ 
lichste des Begriffes der für den internationalen Ver- 
kehr wichtigen Meerengen herauszuheben und das Ab- 
kommen auf alle unter diesen Begriff fallenden Meer- 
engen zu beziehen. Eine solche Regelung würde nicht 
ausschUessen, dass für einzelne Meerengen spezielle 
Verträge geschlossen oder schon bestehende ältere 
SpezialVerträge in Kraft gelassen werden. 

Es wäre daher zunächst zu untersuchen, ob sich all- 
gemeine Merkmale für jenen Begriff der Meerenge fin- 
den lassen. Dabei müsste es sich nicht nur darum han- 
deln, eine Formel aufzustellen, welche angibt, welche 
Meerengen unter das Abkommen fallen, sondern auch 
eine solche, aus welcher sich der örtUche Umfang und 
die Grenzen der einzelnen Meerengen ableiten lassen. 
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Denn die allgemeine Fonnel wäre wertlos, w^on fiir 
jede einzelne Meerenge das Geltungsgebiet durch Son« 
derverträge örtlich abgegrenzt werden miisste. 

Wenn es gelingen sollte, solche allgemeine Begriffe- 
merkmale zu finden, so wird es trotzdem unerlässlich 
sein, die Möglichkeit abweichender SpezialVerträge ins 
Auge zu fessen. Daher wird später von den Spezialver-* 
trägen die Rede sein. 

Was nun den allgemeinen Begriff der Meerenge an* 
belangt, so ist, wie unten in anderem Zusammenhangs 
nochmals zur Sprache konunen wird, das für unseren 
Zweck Wesentliche folgendes: es soll verhindert wer- 
den, dass die Seeverbindung zwischen den einzelnen 
Teilen des offenen Meeres an jenen Punkten, wo dies 
technisch möglich wäre, nämlich in den Meerengen, 
für den internationalen Verkehr vollständig gesperrt 
werde. Daher muss eine „Meerenge'' in dem Spezifik 
sehen Sinne des zu schaffenden Uebereinkommens 
erstens von jenen Meeresteilen unterschieden werden» 
deren völlige Versperrung für die Durchfahrt ausser- 
halb des Bereiches praktischer Möglichkeit liegt — 
dies ist das Problem der Breite — zweitens aber auch 
von jenen Meerengen im geographischen Sinne, deren 
technische Absperrung den internationalen Verkehr 
gar nicht oder nur unwesentlich berühren würde — 
dies ist das Problem der Ausscheidung der für den 
Weltverkehr bedeutimgslosen Meerengen. 

Eine allgemeine Regelung des Meerengenrechtes 
wird vor allem einen nach diesen beiden Seiten hin tun- 
lichst bestimmten Begriff jener Meerengen, auf wel- 
che sich das geplante internationale Abkonunen be- 
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ziehen soll, schauen müssen. Denn die eingangs darge^ 
legten Erwägungen haben gezeigt, dass der Begriff der 
Meerengen, auf welche bisher das unbedingte Durch*- 
fahrtsrecht bezogen worden ist, sehr unpräzise und 
nicht eindeutig bestimmt ist. Auch die bisher vorlie- 
genden legislativ-politischen Vorarbeiten haben, wie 
wir gesehen haben, verhältnismässig wenig zur Klä- 
rung gerade dieser Fragen beigetn^en und die Com- 
mission des Detroits et des Canaux maritimes hat sich 
in ihrem Entwurf damit begnügt, es auf die „ditroits 
reliant deux mers non int^rieures"' zu beziehen ^). In 
dieser Formel sind die beiden oben als lösungsbedürftig 
erkannten Probleme nicht berührt, weder jenes der 
Breite noch jenes der Ausscheidung der für den Welt- 
verkehr bedeutimgslosen Meerengen. 

i) In Beziehung auf das erste Problem lässt sich 
leicht eine scharfe Grenze ziehen, indem man eine 
MaximalhreiU festsetzt, welche ein Meeresteü, an 
der schmälsten Stelle gemessen, nicht übersteigen darf, 
um noch als Meerenge im Sinne des Abkommens zu 
gelten. Allerdings ist es überaus schwierig, zu ermit- 
teln, welches denn nun die geeignetste Maximalgrenze 
sei. Hiefür dürften namentlich die folgenden Ge- 
sichtspunkte in Betracht kommen. 

Je niederer die Grenze ist, desto geringer ist zunächst 
die Zahl der Meerengen, welche von der Regelung be- 
troffen werden. 

Je niederer die Grenze ist, desto geringer sind aber 



^) Union interparlementaire. Procds-verbaux de la Commission des 
Detroits et des Canaux maritimes, V, S. 3 ff., S. 7; oben S. unten, 
Anhang III, Axt. i. 
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auch die Widerstände, welche überwunden werden 
müssen. Die energische Verwahrung, welche die japa- 
nische Delegation der Commission des Detroits et des 
Canaux maritimes gegen die Neutralisation der Stras- 
sen von Korea und La P&ouse einlegte, zeigt, auf wel- 
che Schwierigkeiten eine Einbeziehung breiter Meer- 
engen stösst ^). Dabei muss hervorgehoben werden, 
dass zwar die Strasse von Korea, als ein Ganzes gemes- 
sen, über i8o, jene von La Pdrouse aber nur über 40 
km. breit ist. Nun hat aUerdings die ausserordentliche 
Entwicklung des Minenkrieges, wie überhaupt das 
Fortschreiten der Kriegstechnik, den Beurteilungsmas- 
stäb für die Enge oder Breite einer Meerenge vielleicht 
nicht imwesentlich verrückt. Eine Strasse von etwa 33 
km Breite wie jene von Calais erscheint uns heute mit 
einer solchen Selbstverständlichkeit als eine Meer- 
,,enge'\ dass man vielleicht nunmmehr auch bei breite- 
ren Meerengen auf einen geringeren Widerstand hoffen 
kann, wenigstens dann, wenn das Abkommen inhalt- 
lich nicht zu weit geht, insbesondere feindseUge Akte 
gegen feindliche Schiffe und feindliche Ware nicht aus- 
schliesst. 

Es muss nun gefragt werden, welches denn das für 
unseren Zweck charakterische Merkmal der Meer- 
,,enge'' ist, welches es bewirkt, dass hier die allgemei- 
nen Rechtssätze über das offene Meer und die Küsten- 
gewässer nicht ausreichen. Offenbar liegt es in der ge- 
ringen Breite jenes Meeresteils, welchen man als Meer- 
enge bezeichnet. Daher wäre zu untersuchen, ob eine 

^) Union interparlementaire; Procds-verbaux de la Commission 
des Dtooits et des Canaux maritimes, II, S. 45 ff. 
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bestimmte Breite als massgebend hingestellt werden 
kann und welche. 

£s ist wiederholt geltend gemacht worden, so auch 
von Penha Gar da in der Commission de Detroits et des 
Canaux maritimes ^), dass Meerengen, welche breiter 
sind als die doppelte Breite der Küstengewässer be- 
trägt, keiner besonderen Regelung bedürfen, weil sie 
ohnedies von einem Streifen freien Meeres durchzogen 
werden. Danach müsste sich also das hier vorzuschla- 
gende Abkommen nur auf jene Meerengen beziehen, 
welche schmäler sind. Allein ganz abgesehen davon» 
dass die Breite der Küstengewässer nicht feststeht, ist 
jene Schlussfolgerung unrichtig. Denn wenn beide Ufer 
einer Meerenge demselben Staate gehören imd dieser in 
einen Krieg verwickelt ist oder wenn beide Uferstaaten 
gleichzeitig Krieg führen, so ist die ganze Meerenge 
Kriegsschauplatz und könnte daher nach den allgemei- 
nen Sätzen des Völkerrechtes beispielsweise durch Mi- 
nen vollständig abesperrt werden. Auf die Breite des 
Küstengewässers kommt es daher nicht an. 

Vielmehr dürften vielleicht die folgenden Erwägun- 
gen zu einer entsprechenden Lösung des Problems 
führen. 

Meerengen sollen deswegen einer besonderen Rege- 
lung unterworfen werden, weil es hier infolge ihrer ge- 
ringeren Breite leichter als in anderen Teilen des Mee- 
res ist, den Verkehr zu unterbinden Das geplante 
Abkommen muss demnach gerade jenen Möglichkeiten 
der Absperrung entgegentreten, welche in engen 

^) Union Parlementaire, Procte verbanx de la CoAmission des 
Detroits et des Cananx maritimes» I, S. 9. 
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Meeresteilen im Vergleiche zum breiten Meere ver- 
hältnismässig besonders leicht technisch durchfuhr^ 
bar sind. Es wäre daher jene Maximalbreite zu suchen, 
bis zu welcher eine Absperrung voraussichtlich so in- 
tensiv gestaltet werden kann, dass sie zu einer Unter*- 
bindung des Verkehrs führt. 

Blosse Störungen und Belästigungen der Schi£Eahrt, 
wenn sie auch noch so empfindlich sind, insbesondere 
die Absperrung durch Schiffe, auch Unterseeboote, 
welche auf- und abpatrouUieren, dürfen hiebei nicht 
in Betracht kommen, sonst könnte auch ein Ozean 
als Meerenge gelten. Daher kann es nicht Aufgabe eines 
Vertrages über die Meerengen sein, etwa die Blockade 
oder die Erklärung eines Meeresteiles zum Kriegs- oder 
Sperrgebiet in einer solchen Weise einzuschränken, 
dass der Verkehr durch eine Meerenge unter allen Um- 
ständen vöUig unberührt bleiben müsse. Solche Normen 
sind systematisch in eine allgemeine Kodifikation des 
Seekriegsrechtes oder in einen Vertrag über die Rege- 
limg des Blockaderechtes zu VCTweisen, nicht in ein 
Abkommen über die Meerengen. Beispielsweise können 
Verfügungen wie die deutsche Sperrgebietserklärung 
vom 31 Januar 1917 nicht deswegen in einem Vertrag 
über die Meerengen in ihrer Allgemeinheit geregelt oder 
verboten werden, weil die Sperre des Mittelmeeres 
gleichzeitig den Verkehr durch den Suezkanal imd die 
Strasse von Gibraltar berührt. Nur der nähere ört- 
liche Umkreis dieser Strassen kann in einem Abkom- 
men über die Meerengen und Kanäle geschützt werden* 
In diesem näheren Umkreis kann nun allerdings auch 
die Blockade und die Sperrgebietserklärung verboten 
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oder beschrinkt werden, wie dies im Folgenden auch 
vorgeschlagen werden wird. Aber aus diesen Sperr^ 
mitteln das gesuchte charakteristische Merkmal der 
Breite ableiten zu vrollen, wäre sicherlich legislativ-' 
technisch verfehlt. Sonst müssten nach den Erfahrun* 
gen des gegenwärtigen Krieges die Nordsee und das 
Mittelmeer als Meerenge behandelt werden, ja eine 
Grenze nach oben liesse sich überhaupt nicht aufeteL«* 
len. 

Diese legislativ-technischen Schwierigkeiten ver^ 
bieten es, auf die Durchführbarkeit einer Blockade 
oder Sperrgebietserklärung bei der Bemessung der 
Maximalbreite einer Meerenge de lege ferenda Rück^ 
sieht zu nehmen. Auch das Erfordernis der Eflektivi^ 
tat würde an jenen Schwierigkeiten kaum etwas än^ 
dem. Denn, ganz abgesehen davon, dass die Effektivi-» 
tat gradweise Abstufungen zulässt und daher noch 
einer genaueren Präzisierung bedürfte, kann man doch 
nicht die effektive Blockierung einer Meerenge ver- 
bieten, die nicht effektive aber zulassen. 

Daher kann die gesuchte Maximalgrenze nur aus der 
Möglichkeit solcher Absperrungsmassregeln abgeleitet 
werden, welche geeignet sind, dauernd an Ort und 
Stelle angebracht zu werden und hier den Verkehr 
dauernd zu unterbinden. Das praktisch weitaus wich- 
tigste Spemnittel ist heute wohl die Mine. Ausschlag- 
gebend wäre also für die gesuchte Maximalbreite die 
Länge jener Strecke, welche nüt Minen oder ähnlichen 
Zerstörungsmitteln vollständig abgesperrt werden 
kann. Daneben kämen etwa noch die sogenannte, 
Steinblockade, die Möglichkeit der Absperrung mit 

7 



98 VORSCHLÄGE DES BERICHTERSTATTERS. 

verankerten Netzen und dgl. in Betracht. Doch dürfte, 
ganz abgesehen von der geringen praktischen Bedeu- 
tung dieser Sperrmittel, überall, wo sie anwendbar 
sind, umsomehr auch die Minensperre anwendbar sein, 
sodass es genügt, die Realisierbarkeit dieser letzteren 
zur Grundlage zu nehmen. 

Bis zu welcher Breite nun in der angegebenen 
Weise eine Absperrung durchgeführt werden kann, 
diese Frage können nur Sachverständige beantworten. 
Hier soll hypothetisch als das äusserste Maximum 80 
km. angenommen werden. Sollten es die Verhältnisse 
in Zukunft erheischen, so steht nichts im Wege, dass 
in den künftigen Abkommen über die Meerengen an 
Stelle der Maximalbreite von 80 km eine andere ge- 
setzt wird. Die Grundzüge dieses Abkommens würd^i 
dadurch in keiner Weise berührt. Nur die Zahl, und, 
wie wir sehen werden, auch die Ausdehnung der un- 
ter den Vertrag fallenden Meerengen würde sich 
ändern. 

In diesem Zusammenhang sei übrigens auf einen 
Punkt aufmerksam gemacht, welcher, wenn er auch 
nur ein Detail, nämlich eine bestimmte Meerenge be- 
trifft, doch vielleicht in gewissem Grade ein allgemei- 
nes Interesse beanspruchen darf. Es handelt sich um 
die Strasse von Otranto, den Eingang ins adriatische 
Meer. Sie ist gegen 75 km breit. Trotzdem ist sie so- 
wohl in der Tabelle, welche Ed. Rolin seinem Bericht 
für das Institut für internationales Recht, 1912, beige- 
fügt hat ^), als auch in den Listen der Commission 

>) Annuaire de Tlnstitat de droit intematioiial, XXV, (191 2), 
S. 425, Anm. I. 
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des Detroits et des Canaux maritimes ^) übersehen wof- 
den, obwohl viel breitere Strassen, wie jene von Korea 
und jene von Yucatan, nicht vergessen sind. Wenn die 
künftige Regelung der Meerengenfrage nicht einseiti- 
gen politischen Zielen Vorschub leisten sondern eine 
möglichste Gleichheit aller Völker und Staaten sichern 
will, so kann sie der Adria den Schutz des Zuganges 
nicht versagen, welchen sie der Ostsee und dem 
Schwarzen Meer gewährt. Vorausgesetzt ist hiebei, 
dass es technisch möglich ist, eine Strasse von 75 km. 
Breite durch Minen und ähnliche Zerstörungsmittel 
mit Aussicht auf Erfolg vollständig zu sperren. Wäre 
letzteres für absehbare Zeit ganz ausgeschlossen, so 
entfiele allerdings die Notwendigkeit, das zu schaffen* 
de Meerengenrecht auf die Strasse von Otranto auszu« 
dehnen. Es scheint mir aber auf jeden Fall 75 km. zu 
nahe der oberen Grenze, bei der eine völlige Absperrung 
eben noch mögUch ist, zu liegen, als dass man bei der 
Raschheit, mit der imsere Technik Fortschritte macht, 
die Strasse von Otranto dauernd aus dem hier behan- 
delten Problemkomplex ausscheiden könnte. 

Letzteres gilt auch von anderen Meerengen, welche 
annähernd von einer solchen Breite sind und für den 
internationalen Verkehr Bedeutung haben. Ganz be- 
sonders ist die Strasse von Ormus (50 km.) der Ein- 
gang zum Persischen Golf, hervorzuheben, da diese 
Strasse nach dem Ausbau der Bagdadbahn eine aus- 
serordentUche Wichtigkeit erlangen dürfte. Es scheint 
daher besser zu sein, wenn die Maximalgrenze von 

>) Union interparlementaire. Procte-verbaux de la Commission 
«. 8. w., S. 6, 12, 13, 36, 37. 
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vornherein näher der oberen Grenze, also g^en 80 
km. festgesetzt wird. Sonst stünde man vor der Ge* 
fahr, dass das Obereinkommen, kaum geschlossen, 
wieder modifiziert mid damit die ganzen politischen 
Schwierigkeiten, welche der Regelung im Wege stehen» 
ein zweitesmal von Neuem überwund^i werden muss* 
ten. 

Daher ist im vorliegenden Bericht hj^thetisch die 
Grenze von 80 km. beantragt. Sie ist auch in demun* 
ten vorgeschlagenen Vertragsentwurf aufgenommen. 
Doch kann sie dort leicht ohne wesentliche inhaltUche 
Aendenmgen durch eine andere Ziffer ersetzt werden^ 

2.) Der zweite Punkt, welcher für den Begrifi der 
Meerenge von Belang ist, betrifft die Unterscheidung 
zwischen jenen Meerengen, welche für den Weltverkehr 
wichtig sind und jenen, welche es nicht sind. Auch 
über die Bedeutung dieser Frage kann uns ein japa* 
nischer Protest belehren und zwar jener, welchen auf 
der zweiten Haager Friedenskonferenz Keiroku Tsud- 
zuki in der ersten Unterkommission der dritten Kom* 
mission ^) imd im Prüfungsausschuss *) vorbrachte •). 
In der Tat muss ihm darin recht g^eben werden, dass 
die zahlreichen Meerengen zwischen den japanischen 
Inseln alle unter den von Holland vorgeschlagenen 
Begriff der „d6troits qui unissent deux mers libres'* 
beriehungsweise der „communication entre deux mers 
libres"" gefallen wären. Daraus hätten sich jedenfalls 



^) Detuddme Conf^cenoe internatioiiale de la paix. Actes et doco« 
ments. III, S. 531. 
') a. a. O., S. 406. 
») Vgl. oben S. 



VORSCHLÄGE DES BERICHTERSTATTERS. lOX 

weit mehr Beschränkungen für die ]apaniscfieii;*j||ov/. 



• • • • 

• • . 
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heitsrechte im Küstengewässer ergeben als* cJte: B^--.-. :•;:.:: /. 
dnrfnisse des internationalen Verkehrs erfoi'd^rt^bät- ••'•*•• 
ten. Auch der Vertreter der Vereinigten Staaten Sperry 
erklärte damals, dass er unter anderem wegen der 
grossen Zahl der Meerengen in den Philippinen an der 
Diskussion nicht teilnehmen könne. ^). Mit einem 
ähnlichen Widerstand Japans und der Vereinigten 
Staaten wäre wohl auch bezuglich des Entwurfes der 
Commission des Detroits et des Canaux maritimes zu 
rechnen gewesen, welcher all ,,d6troits reliant des 
mers non int6rieures^' betrifft. 

Endlich sei noch an die Ausführungen den Beer ^ 
Poartügael-s im Institut für internationales Recht er- 
innert, welcher unter Hinweis auf den Archipel von 
Niederländisch-Indien ganz allgemein für alle Insel- 
gruppen gefordert hatte, dass von den mehreren pa- 
rallelen Durchfahrten nur eine einzige unbedingt der 
internationalen Schiffahrt offen stehen müsse ^. 

Es handelt sich demnach darum, aus der Gesamt- 
zahl aller Meerengen, welche an ihrer schmälsten Stelle 
die einmal festgesetzte Maximalbreite, zum Beispiel 
von 80 km. nicht überschreiten, jene herauszuheben, 
welche für die internationale Schiffahrt unentbehrUch 
oder doch von grösserer Wichtigkeit sind. 

Zunächst wäre auch hier wie bei der Beantwortung 
der früheren Frs^e zu erwägen, ob eine scharfe Ziffer^ 
massige Abgrenzung durchführbar sei. Hierfür käme 



^) a. a. 0., S. 407. 

*) Annuaire de l'Institut de droit international, XXIII (1910)« 
S. 93. 157; XXV (1912), S. 431. * 
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. \^tv(cai ^e Zahl oder der Gesamttonnengehalt der im 
/. : :;! f: . -/Jahteidtu'chschnitt vei;kehrenden Schifie in Betrachts 

AlKih äb'gesehen davon, dass eine solche Regelung um- 
ständliche und lange dauernde Vorarbeiten und Er* 
hebungen in den verschiedensten Teilen der Welt vor- 
aussetzen würde, könnte das Problem auf eine solche 
mechanische Weise kaum zufriedenstellend gelöst 
werden. Denn die Bedeutung einer Meerenge hängt 
nicht nur von der Zahl oder der Grösse der durch sie 
verkehrenden Schiffe ab. 

Vor allem müssten jene Meerengen besonders vor- 
behalten werden, welche den einzigen Zufahrtsweg zu 
einem freien Meer bilden. Denn der einzige Zugang zu 
einem freien Meer müsste dem Weltverkehr auf jeden 
Fall offen bleiben, auch weim heute nur wenig Schiffe 
die Durchfahrt benützen. Aber auch andere Gründe 
können die Bedeutung einer Meerenge unabhängig 
von Zahl und Grösse der verkehrenden Schiffe erhöhen. 
Beispielsweise könnte der Wert der Ladimg oder deren 
politische Bedeutung (Möglichkeit der Zufuhr von 
Kriegsmaterial für kriegführende Staaten oder für 
Aufständische, der Zufuhr von Lebensmitteln in ein 
abgesperrtes Gebiet u. dgl.) schwerer in die Wagschale 
fallen als die 2^ahl oder die Grösse der verkehrenden 
Schiffe. Dann aber kommt bei allen Meerengen, welche 
nicht im buchstäblichen Sinn die einzige Zufahrtsstrasse 
zu einem Meere bilden, die Grösse des Umweges in 
Betracht, zu welchem die Sperrung einer Meerenge 
die Schiffahrt zwingt. Dieser Umweg aber ist wieder 
für jede der durch diese Meerenge führenden Routen 
relativ verschieden grossv und er spielt auch bei gleicher 
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Grösse je nach dem Verhältnis des Kohlenpreises zum 
Werte der Ladung, nach dem im aUgemeinen ver- 
fügbaren Frachtraum, nach der Benützbarkeit ande- 
rer Wege (zufrieren im Winter u. dgl.) und nach der 
Lage zahlreicher anderer wirtschaftlich bedeutsamer 
Faktoren in den einzelnen Fällen eine sehr verschie- 
dene Rolle. 

Von einer ziflermässigen Abgrenztmg muss dem- 
nach abgesehen werden. Es bleibt nur die Statuierung 
eines allgemein waschriebenen Begriffe unter Ver- 
zicht auf scharfe Grenzen. 

Dieser Begriff wird wieder zweierlei umfassen müs- 
sen : erstens alle Meerengen, welche die einzige Verbin* 
düng zwischen zwei Meeren bilden ; zweitens je eine 
von mehreren parallel laufenden natürlichen Wasser- 
strassen. Die erste Gruppe bedarf wohl keiner weiteren 
Erörterung. Was die zweite anbelangt, so wird viel- 
leicht die geeignetste Formel darin zu finden sein, dass 
man dem Abkonmien die hauptsächlichste Verbindung 
zwischen zwei freien Meeren unterwirft. Diese Formel 
hat den Vortdl der Kürze und Allgemeinheit. Ds^egen 
ist der Nachteil der Unbestimmtheit, der ihr wie sehr 
vielen allgemeinen Formeln anhaftet, vielleicht doch 
verhältnismässig geringer. Denn sie bringt wenigstens 
klar und deutlich zum Ausdruck, erstens, dass von 
mehreren parallelen Meerengen nur eine in Betracht 
konmie, zweites, dass es diejenige sei, an welcher der 
Verkehr am meisten interessiert ist. In vielen Fällen 
wird letzteres notorisch sein und keines Beweises be- 
dürfen. Jene EventuaUtäten dagegen, in denen Zwei- 
fel oder Streit über die Frequentierung mehrerer 
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•Routen entstünde, könnten ja hente ohnedies 
endgültig geordnet imrden, weil erst Vorarbeiten er- 
forderlich wären Jn dieser Beziehung dürfte es daher 
empfehlenswert sein, die Schwierigkeiten nicht unnö- 
tig XXL häufen und das Abkomm^i nicht mit Detaübe- 
Stimmungen zu belasten, sondern die Beantwortung 
solcher Einzelfragen speziellen Verträgen, der Judikatur 
internationaler Gerichte oder fallweise eintretenden 
Schiedssprüchen zu überlassen. 

Aus all den vorgenannten Gründen wird demnach 
vorgeschlagen, die Wasserstrassen, welche unt» dass 
geplante Abkommen zu subsumieren wären, im Ar- 
tikel I dieses Abkommens in folgender Weise zu defi- 
nieren: 

Sont assujettis ä la präsente Convention. 

I.) Les d^troits qui constituent la seule ou la prin- 
dpale communication entre deux mers libres et dont 

la largeur minimum n'excMe pas (pat 

exemple 80) kilom^tres. 

2.) Les canaux de Suez et de Panama. 

II. Wir gelangen nun zu der Frage nach der ort* 
hohen Abgrenzung der Gebiete, welche intematinali- 
siert werden sollen. Es ist dies die Frage nach der Län* 
genausdehnung, genauer nach der Flächenausdeh«* 
nung der Meerengen und nach den Schutzrayons an 
den Mündungen der Meerengen und Kanäle. 

A. Zuerst soll hier von den Meerengen die Rede 
sein. 

Die Frage nach der Längen- beziehungsweise dear 
Flächenausdehnung der Meerengen ist als ein legisla-- 
tiv-technisches Problem bisher nicht nur nicht gelöst. 
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sondern, soviel ich zu sehen vennag, in ihrer vollen 
Tragweite überhaupt kaum aufgeworfen und erörtert 
worden. Trotzdem muss diese Frage hier in Angriff ge 
nommen werden. Es scheint mir nun, dass sie de lege 
ferenda sehr leicht in einen solchen Zusammenhang 
mit der Frage nach der Breite gebracht werden kann, 
dass die Beantwortung der zuletzt genannten Frage je* 
ne der ersten von selbst, gewissermassen automatisch 
nach sich zieht. 

Das Prinzip, welches hier vorgeschlagen wird, wäre 
folgendes : 

Die Meerenge erstreckt sich soweit, als die beiderseitig' 
gen Ufer nicht weiter als die festgesetzte Maximal- 
breite auseinandertreten. Wo' immer auf der Erdkugel 
zwei Meeresküsten sich auf weniger als diese Distanz 
einander nähern und die sonstigen Voraussetzungen 
(einzige oder hauptsächlichtste Verbindung zwischen 
zwei freien Meeren) gegeben sind, liegt eine interna«- 
tionalisierte Meerenge im Sinne des Abkommens vor. 
Das internationalisierte Gebiet gegen das freie Meer 
nach beiden Seiten hin von jenen beiden Linien be- 
grenzt, welche, senkrecht auf der Hauptdurchf ahrts- 
linie von einem zum anderen gezogen, gerade jene 
Länge, z. B. 80 km, nicht mehr, nicht weniger, messen. 
Die zwischen diesen beiden Linien und den beiden 
Ufern liegende Meeresfläche ist von den allgemeinen 
Rechtssätzen über das freie Meer und über die Küst* 
gewässer eximiert. 

^ Die Tragweite der im Vorstehenden skizzierten Auf- 
fassung kaim man für die Zwecke einer vorläufigen 
Orientierung an der Hand der Landkarte leicht ü 
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sehen, wenn man die Maximalbreite in den Zirkel 
nimmt. Beispielsweise würde bei einer Maximalbreite 
von 80 km. die Strasse von Calais imgefähr inder Höhe 
von North-Foreland und Dänkirchen beginnen mid in 
der Höhe von Hasting und der Canchemündung endi-^ 
gen. Das Marmarameer würde mit dem Bosporus und 
den Dardanellen zusammen eine einzige ..Meerenge'^ 
bilden, wie dies übrigens, ohne das Problem der Maxi- 
malbreite zu berühren, bereits Penha Garcia in der 
Gommission des Detroits et des Canaux maritimes be- 
hauptet hatte, um dem türkischen Anspruch zu be^ 
gegnen, däss das Marmarameer ein Binnenmeer sei ^). 
Für die Verbindung der Nordsee mit der Ostsee käme 
wohl der Sund in Betracht. Dieser würde beispielsweise 
nach Südosten bis in die Höhe von Möens Klint-Trel- 
leborg ein geschütztes Gebiet bilden, während er nörd- 
lich schon bei KuUen in freies Meer münden würde. 
Bei Skagens Rev (Nordsspitze von Dänemark) und in 
der Linie Trelleborg-Rügen hätte die Schiff ahrt noch 
zwei Einschnürungen des Meeres von weniger als 80 
km. Breite zu passieren. 

Gerade an dem Beispiel solcher bisher nicht als 
,^eerengen" betrachteter Einschnürungen' wie es die 
zuletzt genannten sind, zeigt sich die Tragweite des 
hier vorgeschlagenen Prinzips. Die Sperre wird da ver- 
boten, wo sie technisch auch nur annähernd imd mit 
Rücksicht auf eine eventuelle zukünftige Entwicklung 
in absehbarer Zeit im Bereich der Möglichkeit liegt. 
Vorausgesetzt ist bei den obigen Ausführungen nur, 

^) Union interpaxlementaire. Procds-verbaux de la Gommission 
de Dtooits et des Canaux maritimes, IV, S, 3. 
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dass 80 km. die obere Grenze für diese technische Mög- 
lichkeit bildet. Aendert sich diese Ziffer, so ergibt die 
Anwendung des Prinzips auf die einzelnen geographi* 
sehen Bildimgen der Küsten und Inseln sofort auch 
andere praktische Ergebnisse; aber das hier vorge- 
schlagene Prinzip bleibt immer dasselbe, ob man nun 
20 oder 200 Kilometer als die obere Grenze jener tech- 
nischen MögUchkeit annimmt. 

Da eine Anzahl von Meerengen verhältnismässig 
schmal ist und rasch in ein weites Meeresbecken über- 
geht, so würde das Schutzgebiet solcher Meerengen, 
wenn man eine bedeutende Maximalgrenze wie 50 od^ 
gax 80 km. annimmt, an einer oder beiden Seiten in 
trichterförmige Seeflächen von scheinbar unnötiger 
Breite ausmünden. So würde beispielsweise die Strasse 
von Gibraltar bei Annahme einer Maximalbreite von 
80 km. östlich xmgefähr von der Linie Guardiaro- 
mündung- Col Mazari, westlich beiläufig von derlinie 
Cap Trafalgar-Arzila begrenzt werden. 

Allein man muss berücksichtigen, dass eine Sperre 
keineswegs gerade nur im engsten Teile der Meerenge 
errichtet werden kann. Sobald man der Meinung ist» 
dass heute oder in absehbarer Zeit Strecken beispiels- 
weise bis zu 50 oder 80 km. für die Schiffahrt mit Er- 
folg vollständig gesperrt werden können, muss man 
auch die Folgerung daraus ziehen und den Schutz so 
weit ausdehnen, dass eine Umgehung des Sperrungs- 
verbotes durch eine Sperre ausserhalb des geschützten 
Gebietes unmöglich wird. Es ist sicherlich für den 
Weltverkehr ebenso störend imd f ür den Weltfrieden 
ebenso gefährlich, wenn beispielsweise die Strasse von 



I08 VORSCHLÄGE DES BERICBTERSTATTERS. 

(Hbraltar an einer der beiden Grenzlinien als wenn sie 
an der schmälsten Stelle abgesperrt wird. Vorausge* 
setzt ist also auch hier nur, dass die Grenzlinie erst 
dort gezogen wird, wo es sicher ist, dass die technische 
Möglichkeit der vollständigen Absperrung nicht mehr 
besteht. 

Besondere Schwierigkeiten der Abgreizung ergeben 
sich in Inselgruppen. Auch wenn hier unter mehreren 
parallelen Durchfahrten eine als die am meisten fre- 
quentierte Wasserstrasse ausgewählt ist, bleibt es 
noch inuner ein zu lösendes Problem, wie diese Strasse 
nach rechts und links abzugrenzen sei. Bald wird 
vielleicht nach rechts, bald nach links die nächste 
Insel so weit zurücktreten, dass die Maximalbreite 
überschritten ist. Die Strasse wäre in solchen Fällen 
bald Meerenge, bald freies Meer. So würde beispielswei- 
se bei einer Maximalbreite von 80 km. die Fortset- 
zung der Dardanellenstrasse im Aegäischen Meer 
zunächst zwischen Imbros und dem kleinasiatischen 
Festland, daim zwischen Imbros und Tenedes als 
„Meerenge'' hindurchlaufen, dann würde ein kurzes 
Stück freies Meer folgen, sodann wieder „Meerenge" 
zwischen Lemnos und dem Festland beziehungsweise 
Tenedos, daim abermals freies Meer, nunmehr neuer- 
lich „Meerenge' ' zwischen Lesbos und Hagiostrati 
u. s. w. Dies mag kompliziert erscheinen, ist aber doch 
der einzige Weg, um die freie Durchfahrt durch einen 
Archipel zu sichern, ohne die Meeresfreiheit mehr als 
unbedingt erforderlich anzutasten, und um die etwa 
notwendige Kontrolle auf das möglichst geringste 
Mass herabzudrücken. Im Uebrigcn steht nichts im 
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Wege, für einzelne Archipel die Rechtstslage durch 
Speadalabkommen zu vereinfachen, indem quer durch 
den Archipel eine internationale Strasse gezogeii 
wird, vergleichbar ihrer äusseren Umgrenzung nach 
etwa der Strasse, welche Deutschland bei der Prokla- 
mierung des verschärften Unterseebootkrieges mit der 
Sperrgebietserklärung vom 31 Januar 1917 der 
griechischen Schiffahrt im westlichen Mittelmeer offen 
gelassen hat. Auch die Breite solcher Strassen müsste 
wohl, wo diese nicht zwischen den Inseln eine natür- 
liche seitUche Begrenzung finden, jener oft erwähnten 
Maximalbreite entsprechen. 

Es ist früher betont worden, dass die Maximalbreite 
der Meerengen nur auf Grund eines Gutachtens von 
Sachverständigen über die technische Möglichkeit der 
völligen Absperrung festgesetzt werden kann. Die 
zuletzt vorgebrachten Erwägimgen haben mm ver- 
sucht, ein Bild davon zu geben, welchen Einfluss die 
Wahl einer bestimmten Maximalbreite auf die Meeres- 
karte hat. Das vorgeschlagene Prinzip und die Metho- 
de seiner Anwendung ändern sich, wie wir gesehen 
haben, nicht, wenn beUebige andere Distanzen zu- 
grundegelegt werden. Sollten also die militärischen 
Sachverständigen die Maximalgrenze für gänzlich 
absperrbare Linien für erheblich grösser oder geringer 
erachten als in den obigen Beispielen angenommen 
worden ist, so müsste mit der Maximalbreite auto- 

matisch auch die Längen beziehungsweise Flächen- 

ausdehmmg der Meerengen eine bedeutende Herauf — 
oder Herabsetzung erfahren. Es scheint aber auch in 
Hinsicht auf die Längen — und Flächenausdehnung 
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« 

ebenso wie in Hinsicht auf die Auswahl der Meerengen 
nach ihrer Breite an der schmälsten Stelle empfeh* 
lenswert zu sein, im Zweifel lieber eine grössere als 
eine kleinere Distanz dem Abkonmien zugrundezu- 
legen. Denn es ist sicherlich leichter, irgend welche 
Flächen, deren Intemationalisierung unerwünscht 
oder unnötig ist, durch SpezialVerträge von der Gel- 
tung des besonderen Meerengenrechtes auszunehmen, 
als das eben erst vielleicht unter Schwierigkeiten zu 
standegebrachte Abkommen auf weitere Flächen 
ausdehnen zu müssen. Auch unter diesem Gesichts- 
punkt dürfte die Distanz von 80 km. derauf den ersten 
Blick vielleicht entsprechenderen von 40 oder 50 km, 
vorzuziehen sein. 

Eines muss noch hervorgehoben werden. Die hier 
vorgeschlagenen Grenzen der zu schützenden Meeres- 
flächen lassen sich in der Natur nicht mit absoluter 
Schärfe bestinunen. Dazu kommt, dass die Begriffebe- 
stinmiung selbst einige Momente der Unklarheit nicht 
vermeiden kann, insbesondere in Bezug auf die Haupt- 
durchfahrtsrichtung und daher die Richtung der senk- 
recht auf ihr stehenden beiderseitigen Grenzen gegen 
das freie Meer. Es ist beispielsweise nach den dargeleg- 
ten Grundsätzen nicht vollkommen eindeutig zu 
entscheiden, ob die südwestliche Grenze der Strasse 
von Calais in der Richtung von Hastings gegen die 
Canchemündung oder beispielsweise von Rye Harbour 
gegen Berck-sur-Mer zu ziehen sei. 

Derlei Unsicherheiten lassen sich wohl nur durch 
si)ezielle Verträge über einzelne Meeresteile beseitigen. 
Ein allgemeines Abkommen kann nur in großen Zügen 
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die Richtlinien festlegen, es kann nicht in einigen 
wenigen Paragraphen allen geographischen Bildungen 
des Erdballs Rechnung tragen. Ebenso kann ja in Ver- 
trägen über Landgrenzen, zum Beispiel bei Gebietsab- 
tretungen, nicht immer eine dem Terrain angepasste 
Linie bezeichnet werden, welche jede Erdscholle völlig 
eindeutig der einen oder anderen Seite zuweist. Auch 
die Grenze der Küstengewässer steht ja, selbst wenn 
man etwa die Dreimeilenzone oder eine andere Ziffern- 
massig bestimmte Zone als unbestritten anerkannt 
voraussetzt, nicht vollkommen genau fest. Es kann 
also die hier vorgeschlagene Abgrenzung, solange 
nicht eine bessere gefunden ist, schwerUch bloss des- 
wegen abgelehnt werden, weil sie nicht vollkommen 
präzis sei. 

Es handelt sich nun darum, die erörterten Prinzi- 
pien in eine möglichst einfache Formel zusammenzu- 
fassen. Vielleicht würde es genügen, wenn ausge- 
sprochen würde, dass die Bestimmungen der Konven- 
tion über die Meerengen soweit Anwendimg finden, 
als die Meerenge die festgesetzte Breite nicht über- 
schreitet. Hiebei kaim angenommen werden, es sei 
schon im Begriff der Breite eingeschlossen, dass sie 
senkrecht auf die Hauptdurchfahrtsrichtung zu mes- 
sen ist. Es wäre daher ausreichend, von der „Breite", 
„largeur", der Meerenge zu reden, ohne dass weitere 
Details in den Vertrag aufgenommen werden müssten. 

Die Ausdehnimg der Meerenge könnte demnach 
etwa in folgender Weise umschrieben werden: 

„Le regime special des d6troits vis6s dans Tarticle 
premier s'6tend sur toute la longueur de d6troit en tant 



112 VORSCHLÄGE DES BERICHTERSTATTERS. 

que 1a largeur n'excMe pas.... (par exemple 80) 
kilomfttres/' 

B. Was die Kanäle anbelangt, so handelt es sich 
darum, das Schutzgebiet an den beiderseitigen Mün^ 
düngen des Kanals abzugrenzen. Der Suezkanalver« 
trag tut dies, indem er mit den Worten: ,,ainsi que 
dans un rayon de trois miUes marins de ces ports*' 
(nämlich der „ports d'accfes") das Verbot feindseliger 
Akte auf drei Seemeilen im Umkreis von den Eingangs^ 
häfen ausdehnt. Der Hey-Pauncefote-Vertrag vom 18 
November 1901 bildet eine ebensolche 2k>ne, erklärt 
aber in dieser ganz allgemein alle Bestimmungen über 
die Neutralization*' für anwendbar, indem er im Art. 
13 Zahl 5 sagt : „The provisions of this article shall 
apply to waters adjacent to the canal, within three 
marine miles of either end.'' 

Die Commission des Detroits et des Canaux mariti« 
mes hat in ihren Beschlüssen vom 9. Januar 1913, in 
welchen sie den Entwurf eines Reglements für die 
„canaux interoc6aniques proprement dits'' behandelte, 
die intemationaUsierte 2^ne an den Kanalmündungen 
entsprechend einem Beschluss des Instituts für inter« 
nationales Recht von 3 auf 6 Seemeilen erweitert. ^). 

Dieser zuletzt erwähnte Verbesserungsvorschlag 
ist zwar prinzipiell zu billigen, aber schwerlich ausrei- 
chend. Denn erstens kaim die Schutzzone wohl nicht 
enger bemessen sein als die Küstengewässer. Die 
Ausdehnung der Küstengewässer steht aber heute 
nicht fest und dürfte eine Erweiterung auf mehr als 

^) Union interparlementaire. Frocds-verbaux de la Commission 
des Detroits et des Canaux maritimes, III, S. 23. 



VORSCHLÄGE DES BERICHTERSTATTERS. II3 

6 Seemeilen erheischen. Zweitens sind hier jene Ge- 
dankengänge zu wiederholen, welche oben gelegent- 
lich der Erörterung der räumlichen Ausdehnung der 
Meerengen vorgebracht worden sind. Erst wo die 
Ufer so weit auseinandertreten, dass eine vöUige Ab- 
sperrung technisch immöglich ist, liegt kein Grund 
mehr vor, die Freiheit des Meeres und die Hoheits- 
rechte im Küstengewässer zu beschränken. Soweit 
aber die Gestaltung der Küsten eine wirksame Absper- 
rung als in absehbarer Zeit möglich erscheinen lässt, 
muss die internationalisierte Zone reichen. 

Wenn man wieder, wie oben, hypothetisch die Maxi- 
malbreite von 80 km. zugrundelegt und vorläufig von 
einer Unterscheidung des Rechtes der Meerengen 
und des Rechtes der Kanäle absieht, ergibt sich dem- 
nach folgendes Bild. Das Schutsgebiet des Suezkanals 
würde nach Süden den ganzen Meerbusen von Suez 
bis in die Höhe von Ras Muhammed, jenes des Pana- 
makanals einen kleinen Teil des Golfs von Panama bis 
in die Höhe von Punta Chame umfassen. An den Nord- 
enden beider Kanäle treten die Ufer beiderseits 
nahezu senkrecht zu der allgemeinen Richtung des 
Kanals zurück. Hier würde ein Schutzraj^on nach 
Art des bisherigen genügen, nur müsste sein Halb- 
messer mindestens so gross wie die Breite der Küsten- 
gewässer, aber wohl auch mindestens so gross wie 
die Reichweite der weittragendsten Geschütze sein. 
Es kann wohl kaum ein stichhaltiger Grund dagegen 
angeführt werden, dass auch hier Heber eine grös- 
sere als eine kleinere Meeresfläche internationalisiert 
werde. Vielleicht könnte man hypothetisch und bei- 

8 
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spielsweise den Radius mit 20 Kilometer amiehmen; 

Nun darf nicht übersehen werden, dass das Recht 
der Meerengen und jenes der Kanäle inhaltlich kaum 
ganz übereinstimmend festgesetzt werden kann. Auch 
im Folgenden werden zum Teile verschiedene Rechts- 
sätze für die Meerengen und für die Kanäle vorgeschla- 
gen werden, insbesondere bezüglich des Minenlegens 
und der feindseligen Akte gegen diurchf ahrende Schiffe. 
Daher ist es notwendig, den Schutzrayon von beispielsr 
weise 20 km an beiden Mündungen der Kanäle fest- 
zusetzen, um jenes Gebiet abzugrenzen, in welchem 
die besonderen Rechtssätze für Kanäle gelten. Dass 
ausserdem für den Meerbusen von Smez und für den 
Nordteil des Golfes von Panama bis ziu: Breite von 
beispielsweise 80 km die Rechtssätze über Meerengen 
Anwendung zu finden hätten, ergäbe sich nach dem 
früher Vorgeschlagenen vielleicht von selbst, da schon 
die blosse Existenz des Kanals die einseitig offene 
Bucht in eine zweiseitig offene Durchfahrt verwandelt. 
Die Rechtslage der beiden genannten Meerbusen be- 
dürifte daher keiner ausführlicheren Normierung. Im^ 
merhin wäre ein kiurzer Hinweis über die Anwendbarr 
keit des Rechtes der Meerengen am Platze, um Zwei- 
fel auszuschUessen. 

Es wird daher die folgende Bestimmung beantragt : 

Le regime special des canaux s'^tend sur les eaux 

avoisinantes au canal dans la limite de (par 

exemple 20) kilom^tres de chaque extr^mit^ du ca- 
nal. 

Le Golfe de Suez et la partie septentrionale du Golfe 
de Panama sont consid6r6s comme d^troits en tant 
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que la largeur de ces golfes n'excMe pas .... (par 
exemple 80) kilomfetres. 

III. Mit diesen Erwägungen dürfte das Wichtigste 
dessen erschöpft sein, was über das Geltungsgebiet 
der geplanten allgemeinen Regelung zu sagen ist. Es 
ist bereits oben betont worde^n, dass eine solche allge- 
meine Regelung zukünftigen abweichenden Spezial^ 
vertragen über einzelne Meerengen durchaus nicht 
vorgreifen würde. Auf solche Zukunftsmöglichkeiten 
heute schon einzugehen, kann jedoch nicht Aufgabe 
des vorliegenden Berichtes sein. 

Hiegegen muss eine andere Frage erörtert werden, 
nämlich jene, ob äÜere SpezialVerträge in Geltung zu 
belassen seien oder ob sie vollständig durch das neue 
Abkommen ersetzt werden sollen. Es handelt sich ei- 
nesteils um ältere Verträge über einzelne Meerengen^ 
zum Beispiel die türkischen Meerengen oder die Magel- 
lanstrasse, anderseits um die Neben- und Sonder- 
bestimmungen der Verträge über den Suez- und 
Panamakanal, welche nicht unmittelbar das Durch- 
fahrtsrecht von Schiffen betreffen, zum Beispiel 
über die Baulichkeiten und Maschinen, über die PoU-^ 
zeibefugnisse der Territorialbehörden zum Schutze 
der Kanalanlagen, über den Sü^swasserkanal von 
Suez u. s. w. 

Der Inhalt aller dieser Bestimmungen ist überaus 
mannigfaltig; ebenso verschieden ist der Kreis der 
Staaten, welche durch jeden einzelnen dieser Ver- 
träge gebunden werden. Es ist legislativ-politisch 
kaum ratsam, aU diese heterogenen Verhältnisse unter 
einen Hut bringen zu wollen. Ist einmal das aUge- 
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meine Abkommen über die Intemationalisienmg der 
Meerengen und Kanäle zustandegekommen, so kann 
ja der weitere Ausbau in Angriff genommen werden. 
Heute aber muss in erster Linie die Hauptsache, näm- 
lich das Durchfahrtsrecht von Schiffen, geregelt wer- 
den. Solange dieses nicht sichergestellt ist, hätte es 
wenig praktische Aussicht, noch weitergehende Ein- 
schränkungen der Hoheitsrechte der Uferstaaten oder 
nebensächliche Einzelheiten in einem allgemeinen 
Vertrag festlegen zu wollen. 

Unter den älteren Vertragsbestimmimgen sind daher 
zimächst diejenigen auszuscheiden, welche nicht das 
Recht und die Bedingungen der Durchfahrt von 
Schiffen durch Meerengen imd Kanäle durch Ausnah- 
men von den allgemeinen Rechtssätzen über das 
offene Meer, die Küstengewässer imd die Gebietsho- 
heit regeln, sondern einen anderen Inhalt halben. 

In diese Gruppe gehört beispielsweise Art. 5 Satz 
2 des Vertrages zwischen Argentinien und Chile vom 
23. JuU 1881, welcher die Anlegung von Befestigungen 
an der Magellanstrasse verbietet. Eine ähnliche Be- 
stimmimg ist Art. 7 des enghsch-französischen Ver- 
trages vom 8 April 1904 über Befestigungen an der 
Südküste der Strasse von Gibraltar. Hieher sind femer 
die schon erwähnten Neben- und Sonderbestimmun- 
gen der Verträge über den Suez- und Panamakanal 
zu rechnen. 

Derlei Normen sind nicht zum Gegenstand des vor- 
liegenden Berichtes und des unten zusammengestellten 
Vertragsentwurfes gemacht, Sie würden daher, wenn 
das hier vorgeschlagene Abkommen abgeschlossen 
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würde, unberührt in Geltung bleiben, ohne dass sie 
einer besonderen Erwähnung bedürfen. 

Eine zweite . Gruppe bilden jene Vertragsbestim- 
mungen, welche die Gebietshoheit im Küstengewässer 
oder die Rechtssätze über das offene Meer im Interesse 
der Diurchfahrt von Schiffen durch Meerengen und 
Kanäle modifizieren. Niu: diese Bestimmungen kom* 
men hier in Frage. 

Utner ihnen sind wieder solche zu imterscheiden, 
welche inhalthch mit einer Norm des hier vorge- 
schlagenen Abkommens übereinstinunen, und solche, 
mit welchen dieses Abkommen in Widerspruch 
steht. 

Zu den ersteren gehören beispielsweise jene Anord- 
nungen über den Suez- und den Panamakanal, welche 
die Freiheit des Verkehrs, das unbedingte Durchfahrts- 
recht, allen Schiffen zusichern (Art. i Abs. i des 
Suezkanalvertrages, Art. 3 Punkt i Satz i des Hay- 
Pauncefote-Vertrags vom 18 November 1901). Derlei 
Normen würden in dem neuen Vertrag ohne Weiteres 
aufgehen Sie ausdrückUch aufrecht zu erhalten, 
bestünde kein Anlass, sie ausdrücklich aufzuheben, 
wäre überflüssig. 

Es können daher nur jene Spezialbestimmungen 
über die Durchfahrt durch Meerengen und Kanäle 
Gegenstand besonderer Erwägung sein, welche mit 
Bestimmimgen des hier vorgeschlagenen Abkommens 
in Widerspruch stehen. Praktisch-poHtisch spielt wohl 
nur das Problem der türkischen Meerengen eine Rolle. 
Nun wird zwar das rechtliche Schicksal dieser Wasser- 
strassen mögUcherweise durch den Krieg in einer 
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Weise entschieden werden, welche alle Erörterungen 
über ihre Sonderstellung an dieser Stelle überflussig 
machen könnte. Es ist aber auch das Gegenteil mQgUch 
und an dieser Eventualität kann der vorliegende 
Bericht nicht ganz vorübergehen. Dies ist umso be- 
rechtigter, als es sich um eine Frage von prinzipieller 
Bedeutung handelt. Denn das WesentUche an der bis- 
herigen Sonderstellung der türkischen Meerengen 
ist deren Schliessung für fremde Kriegsschiffe. Es 
köimte nun auch für andere Wasserstrassen die Frage 
aufgeworfen werden, ob sie nicht in der Weise zu 
„neutralisieren" seien, dass sie für Kriegsschiffe ge- 
schlossen werden oder dass zum mindesten Kriegs- 
schiffe strengeren Vorschriften unterworfen werden. 
Daher ist das Problem der SchUessung für Kriegs- 
schiffe auch über den einzelnen Anwendimgsf all hinaus 
von Interesse. Wenn auch dasjenige, was über die 
geographische Eigenart des Bosporus und der Darda- 
nellen zu sagen ist, nicht verallgemeinert werden 
kann, so gibt doch die Frage der Zulassung bewaff- 
neter Schiffe Gelegenheit zu allgemeinen Betrach- 
tungen. 

Die Meerengen von Konstantinopel ^) befinden 
sich in mehrfacher Hinsicht in einer einzigartigen 

^) Vgl. aus der überaus reichen Literatur statt Vieler das Werk 
„La Mer Noire et les d6troits de Constantinople, Paris, 1899, da- 
selbst S. I — ^VIII ausführliche Literaturangaben. Hiezu lA)gd, La 
question des d6troits, 1908 ; Goriainaw, Le Bosphore et les Dardanel- 
les, 1910; Kumrow, Der Bosporus und die Dardanellen, 1913; Hasen- 
clever, Die orientalische Frage, 1914; Dascovici, La question du 
Bosphore et des Dardanelles, 1915; Denelrino, Bosporus und Darda- 
nellen, 1915; Hoschiller, L'Europe devant Constantinople, 19x6; 
BuxUm, in The Contemporary Review vom Juni 1917 u. a. 
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Läge, ZU welcher sich, heute wenigstens, bei keiner 
Meerenge der Erde eine auch nur einigermassen zutref- 
fende Analogie findet. 

. Erstens hegt Konstantinopel, die Hauptstadt des 
türkischen Reiches, der Mittelpunt der mohamme- 
danischen Kultur und eines der wichtigsten Ver- 
kehrszentren der Welt, unmittelbar am Bosporus, der 
Beschiessung durch passierende Kriegsschiffe offen 
preisgegeben. Man könnte geneigt sein, darauf hinzu- 
weisen, dass auch Kopenhagen ähnlich gelegen sei. 
Allein erstens ist der Sund bei Kopenhagen so breit, 
dass, wenn etwa im östUchen Teil eine Durchfahrtsrin- 
ne offen stünde, die dänische Hauptstadt durch eine 
Minensperre wenigstens gegen Angriffe aus unmittel- 
barer Nähe wirksam gesichert werden könnte. Zwei^ 
tens ist der Sund nicht die einzige Verbindung von 
der Nordsee zur Ostsee. 

Noch schwerer wiegt vielleicht das zweite Argument, 
welches für die Aufrechterhaltung oder Erneuerung 
der SpezialVerträge über die türkischen Meerengen 
in die Wagschale geworfen werden könnte. Bei Kon- 
stantinopel kreuzt der Seeweg, der von Russland ins 
Mittelmeer führt, den Landweg von Zentraleuropa 
nach Vorderasien. Der Bosporus und die Dardanellen 
sind eben so schmal, dass sie dem Verkehr zu Lande 
kein grösseres Hindernis entgegenstellen als etwa 
ein breiter Strom. Nun handelt es sich hier im einen 
Landweg von der allergrössten Wichtigkeit. Die Ge- 
schichte seit dem fernen Altertum bis zu den heutigen 
Tagen hat bewiesen, dass er eine der grössten Völker^ 
Strassen der Welt bildet an Bedeutung ganz gewiss 
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mdit hinter jenem Seeweg zurücksteht. Ein Eindrin* 
gien von Kri^sschiffen in die Meerengen könnte nun 
diesen Verkehrsweg zerschneiden und dadurch unab* 
sehbare poUtische Konsequenzen nach sich ziehen. 
Zu den beiden Gründen kommt noch ein dritter. 
Es ist von russischer Seite wiederholt, so auch in der 
Conmiission des Detroits et des Canaux maritimes, 
geltend gemacht worden, dass eine Oeffnung der 
türkischen Meerengen Russland zu bedeutenden ma- 
ritimen Rüstungen im Schwarzen Meere nötigen 
würde. Dieser Gesichtspunkt ist allerdings sicherlich 
nicht der einzige, unter welchem die russischen Inte- 
ressen an den Zugängen zum Schwarzen Meer zu be- 
trachten sind. Immerhin ist er von grossem Gewicht. 
Er ist weder durch den Krieg noch durch die russische 
Revolution überholt. Laut 2^itungsnachrichten hat 
der Minister des Aeussem Miljukow in einer am y 
April 1917 den Vertretern der Presse in Petersburg 
gewährten Unterredung erklärt, im Falle der Neutra- 
lisation der türkischen Meerengen würde die freie 
Durchfahrt von fremden Kriegsschiffen in das Schwar- 
ze Meer Russland zwingen, seine Küsten an diesem 
Meer stark zu befestigen und daselbst eine bedeutende 
Kriegsflotte zu halten. Diese Lage wäre schlimmer als 
jene vor dem Krieg. Besser als eine Oeffnung der 
Meerengen für fremde Kriegsschiffe wäre es für Rus- 
land immer noch, die Meerengen unter türkischer 
Herrschaft zu lassen. Letzteres sei nur wegen des 
deutschen Anspruchs auf ein imunterbrochenes Gebiet 
Berlin-Bagdad unmögHch^). 

*) Vgl. auch The Nation vom 9. Dezember 1916, S. 346, 347. 
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Also auch heute wird von einer massgebenden rus- 
sischen Persönlichkeit der Rechtszustand, welcher vor 
dem Krieg bestand, einer Intemationalisierung der 
Meerengen vorgezogen. Parallele Interessen hat Ru- 
mänien, vielleicht auch Bulgarien. Nun ist es zwar 
nicht der Zweck des hier zu erörternden allgemeinen 
Abkommens über die Meerengen, irgend einer Macht 
Rüstungen zu ihrer Verteidigung zu ersparen. Wenn 
aber, wie wir gesehen haben, die Verteidigungsinter- 
essen der Türkei, die Verkehrsinteressen von ganz 
Zentraleuropa und Vorderasien und überdies auch 
noch wichtige Interessen Russlands und anderer 
Nachbarn des Schwarzen Meeres in dem Punkt zusam- 
mentreffen, dass der frühere Rechtszustand betref- 
fend die Schliessimg für Kriegsschiffe besser sei als 
die völlige Freiheit der Durchfahrt für Schiffe aller 
Art, so wiegt dies alles zusammen doch so schwer, 
dass es nicht unerörtert bleiben kaim. 

Allein trotz der angeführten Erwägungen dürfte 
doch eine Aufrechterhaltung des früheren Rechts- 
zustandes grossen Schwierigkeiten begegnen. Er ist, 
wie mir scheint, in einem sehr wesentlichen Punkte 
durch die Tatsachen überholt. 

Die Verträge über die türkischen Meerengen be- 
ruhten auf der im bisherigen Völkerrecht üblichen 
Unterscheidung von Kriegs- und Handelsschiffen. 
Der Sinn, die ratio jener Verträge bestand eben darin 
dass nur unbewaffnete Schiffe die Meerenge passieren 
dürfen, gleichgültig, welchem Zweck das Schiff diente. 
Das unbewaffnete Schiff war das „Handelsschiff, 
das bewaffnete das „Kriegsschiff". Das Völkerrecht 
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unterschied diese beiden Gattungen von Schiffen, 
wenn auch vielleicht nicht mit absolut vollkommener 
Schärfe, dennach streng voneinander^). Ein Mittelding 
war nicht anerkannt. Auch die russische „Freiwillige 
Flotte" und ganz im allgemeinen die sogenannten 
Hilfskreuzer können nicht als ein solches angeführt wer- 
den. Vielmehr beweisen gerade die bekannten Kontro- 
versen über die russiche Freiwillige Flotte, dass man nur 
ein aut-aut, Kriegs- oder Handelsflagge, aber kein Mit- 
telding kannte. Dasselbe gilt auch von der „Umwand- 
lung" von Hilfskreuzern. Als beispielsweise in dem oft 
erörterten Fall aus dem russich- japanischen Krieg 
Hilfekreuzer der russischen Schwarzmeerflotte die tür- 
kischen Meerengen als Handelsschiffe passierten und 
danach auf offener See in Kriegsschiffe umgewandelt 
wurden, zeigte die Beurteilung, welche dieser Vorgang 
erfuhr *), dass es für die damalige Auffassung nur ein 
Entweder-Oder aber keine Zwischenkategorie gab. 

Auch das VII. Haager Abkommen hat an dem Un- 
terschied von Kriegs- und Handelsschiffen nicht 
gerüttelt, im Gegenteil, ihn durch die Normen über 
die Umwandlimg zu klären versucht. 

Der Gegensatz zwischen Kriegs- und Handels- 



^) Vgl. statt Vieler namentlich Wülms, Die Umwandlung von 
Kauffahrteischiffen, in Kriegsschiffe, 191 2, Kriege in Nietneyer's 
2^itschrift für internationales Recht, XXVI (1916), S. 76 ff und die 
bei WiUms S. XI — XV und bei Kriege S. 72 ff, Anmerkung, zitierte- 
reiche Literatur. 

*) Vgl. statt Vieler beispielsweise Nautikus (Jahrbuch für Deutsch- 
lands Seeinteressen) 1905, S. 237 ff; Hershey, The International Law 
and Diplomacy of the Russo- Japanese War, 1906, S. 151, und The 
Essentials of International Public Law, 191 2, S. 421, Anm. 8; Kriege 
a. a.O. S. 83 ff.; Willms, a. a. a. O., S. 76 ff. 
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schiffen war keineswegs bloss ein solcher juristischer 
Begriffe und formaler Kennzeichen. Er war in der 
Praxis ein so gewaltiger, dass das vielfach, insbe- 
sondere in der engUschen und amerikanischen Litera- 
tur und Rechtsprechung anerkannte ^) Verteidigungs- 
recht der Handelsschiffe gegen einen auf Wegnahme 
zielenden Angriff seit der Abschaffung der Kaperei 
seine Anwendungsmöglichkeit vollständig verloren 
hatte. Denn kein Handelsschiff konnte daran denken, 
einem Kriegsschiffe Widerstand zu leisten. 

Erst in der letzten 2^it vor dem Kriege ist in die 
Frage ein neues Moment gebracht worden, als England 
gemäss einer Ankündigung des Ersten Lords der 
Admiralität Winston ChurchiU im Unterhause vom 
26 März 1913 begann, Handelsschiffe zu bewaffnen. 
Allerdings erklärte Churchill, dass diesen Schiffen 
ein völlig anderer Charakter zukomme als den Hilfs- 
kreuzern. Es handle sich bei der Bewaffnimg nur um 
Abwehrmittel gegen Angriffe. Weiter versicherte er 
am 17 März 1914 im Unterhaus, dass die Handels- 
schiffe nur zu Verteidigungszwecken („for defensive 
purposes'') bewaffnet seien und dass die Geschütze an 
dem Stern des Schiffes angebracht seien, sodass 
ledigUch auf einen Verfolger gefeuert werden könne. 
Es sei ihnen nicht erlaubt, mit Kriegsschiffen zu 
kämpfen und sie seien instruiert, sich zu erge- 
ben, wenn sie von einem Kriegsschiff aufgebracht 
würden. Sie seien ledigUch geeignet, sich gegen ein 



^) Vgl. . statt Vieler Oppenheim in der Zeitschrift für Völkerrecht, 
VIII (1914), S. 154 ff, Triepel, ebenda, S. 391 ff., und die daselbst 
zitierte Literatur. 
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feindselig bewaffnetes Handelsschiff zu verteidigen. 

Mit diesen Massregeln war immerhin eine gewisse 
Unklarheit in die Materie hineingetragen worden^ 
namentUch indem es fraglich werden musste, erstens» 
gegen wen denn Handelsschiffe zur Verteidigung be- 
fugt seien, zweitens, wo die Grenze zwischen der Ver- 
teidigung und dem Angriff hege. Derlei Zweifel haben 
sich auch in der Literatur gezeigt ^). Das Institut de 
droit international hat sich a^uf seiner Tagung in Ox- 
ford 1913 gelegentlich der Beratung des „Manuel des 
lois de la guerre maritime" mit der Frage beschäftigt, 
wobei es auch den Begriff des Angriffs imd der Vertei- 
digung erörterte •). Zu einer Einigung gelangte man 
jedoch nur bezüglich des wenig klaren und geradezu 
zweideutigen Satzes, dass es allen Schiffen der Krieg- 
führenden gestattet sei „d'employer la force pour se 
d6fendre contre Tattaque d'un navire ennemi" *). 

Auch die Commission des Detroits et des Canaux 
maritimes der Interparlamentarischen Union zweifelte 
an dem rechtlichen Charakter der bewaffaeten Han- 
delsschiffe, wobei sie die Bedeutung der Beantwortimg 
dieser Frage für das Meerengenproblem vollauf wür- 
digte. In ihrer letzten Sitzimg vom 17 April 1914, 
warf Penha Garcia die Frage auf, ob die von der bri- 
tischen Regierung bewaffneten Handelsschiffe als 



*) Vgl. beispielsweise Oppenheim, a. a. O.; Triepel, a. a. O., S« 
379 ff und die daselbst zitierte Literatur, dazu Rehm, a. a. O., IX 
191 5) > S. 29 ff. und viele andere. 

*) Annuaire de l'Institut de droit international, XXVI (191 3)» 
S. 517 ff. 

■) Art. 12 al. 3, a. a. O., S. 612. Vgl, hiezu Oppenheim, a. a. O. 
VIII, 155 und Triepel, a. a. O., 380, Anm. 4 u. 381. 
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Kriegs- oder als Handelsschiffe zu betrachten seien ^). 
Leider wurde die Diskussion hierüber bis zur Inter- 
parlamentarischen Konferenz in Stockholm vertagt 
und daher, wie diese Konferenz selbst, durch den 
K!rieg vereitelt. 

Gleich nach Beginn des Krieges erklärte die eng- 
lische Regierung durch ein Schreiben des britischen 
Botschafters in Washington vom 25 August 1914 der 
amerikanischen .Regierung, dass englische Handels- 
schiffe nur zur Verteidigung bewaffnet seien, dass 
sie niemals feuern werden, wenn nicht zuvor auf sie 
gefeuert worden ist, und dass sie unter keinen Umstän- 
den jemals ein Schiff angreifen werden ^). 

Auf Gnmd einer Basis, wie sie durch diese Erklä- 
rimg imd jene vom 17 März 1914 geschaffen worden 
war, wäre es ohne die späteren Kriegsereignisse viel- 
leicht möglich gewesen, dem bewaffneten Handels- 
schiff eine unanfechtbare Stellung im Rahmen des 
bisherigen Völkerrechtes zuzuweisen. Noch Wehberg 
erklärt in seinem Mitte November 1914 abgeschlosse- 
nen Seekriegsrecht ^) : „Man glaubt nicht recht, dass 
sich diese Schiffe nur auf die Verteidigung beschrän- 
ken werden. Aber es ist kein Grund ersichtHch, an der 
Aufrichtigkeit der Erklärung Churchills zu zweifeln." 

Allein die Tatsachen sind stärker gewesen, als es 
selbst der beste Wille geplant haben mochte. Jede Stei- 

*) Union interpaxlementaire. Procds-verbaux de la Commission des 
Detroits et des Canaux maritimes, V, S. 9. 

') European War No. 2, Diplomatie Correspondence with Belli- 
gerent Govemments relating to Neutral Rights and Duties, S. 41. 

•) Handbuch des Völkerrechts, IV., Band, i. u. 2. Abteilung, Be- 
sonderer Teil, 191 5, S. 67. 
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gerung des Unterseebootkrieges musste eine Steigerung 
in der Bewaffnung der Handelsschifie und eine Ver- 
schärfung ihrer Instruktionen nach sich ziehen. Die 
Denkschrift der deutschen Regierung vom 8 Februar 
1916 erklärte, dass bewaffnete Handelsschiffe nach Ab- 
lauf einer kurzen, den Interessen der Neutralen Rech- 
nung tragenden Frist fortan als Kriegsschiffe behan- 
delt würden. Auch die Zirkularverbalnote Oesterreich- 
Ungams an die neutralen Mächte yom 10 Februar 
1916 hat denselben Standpunkt eingenommen. 

Demgegenüber hat die engUsche Regienmg daran 
festgehalten, dass zwischen unbewaffneten und den zu 
Verteidigungszwecken bewaffneten Handelsschiffen 
kein rechtlicher Unterschied bestehe. Wie schwer es 
freilich gerade in dieser Frage ist, bei dem Begriff der 
Verteidigung stehen zu bleiben, zeigt die Erklärung 
des Marineministers Carsan im Unterhaus vom 21 De- 
zember 1916. Diese hat den Unterschied zwischen An- 
griff und Verteidigung verwischt, indem sie nur ver^ 
sichert, dass Kauffahrteischiffe den Feind nicht aufsu- 
chen dürfen, um ihn anzugreifen. Der Unterschied zwi* 
sehen einem Handels- und einem Kriegsschiff könnte 
danach folgerichtig unter Umständen nur davon ab- 
hängig gemacht werden, ob die — vielleicht geheimen 
— Instruktionen und Erlässe der Regierung des Hei- 
matsstaates dem Schiff das Aufsuchen feindUcher 
Schiffe zum Zwecke des Angriffs verbieten oder nicht. 

Es stehen demnoch heute die engHsche und die deut- 
sche Auffassung einander schroff gegenüber. Die erstere 
will Handels- und Kriegsschiffe nach ihrem haupt- 
sächlichsten Zweck, die letztere nach ihrer Bewaffnung 
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unterscheiden. Auf das Sonderrecht der türkischen 
Meerengen angewendet, führen beide dahin, dass die 
alten Verträge auch bei unverändertem Wortlaut vor- 
aussichtUch ihren Sinn imd ihre Tragweite gänzlich ge- 
ändert haben würden, wenn sie nach dem Kriege er- 
neuert in Geltung blieben. Legt man ihnen die engli- 
sehe Auffassung zugrunde, so werden sie wertlos, denn 
auch gut bewaffnete „Handels"-schiffe in grösserer 
Zahl könnten unter Umständen Konstantinopel an- 
greifen, den Landverkehr vom Balkan nach Kleinasien 
unterbinden oder Russlands Häfen und Schiffe im 
Schwarzen Meer bedrohen. Wollte man aber jene Ver- 
träge im Sinne der deutschen Auffassung dahin ausle- 
gen, dass nur unbewaffneten Schiffen die Durchfahrt 
offen stehe, so würde dies zwar sicherUch dem ur- 
sprüngUchen Zweck dieser Verträge entsprechen, sties- 
se aber, von anderem abgesehen, schon wegen des dann 
unvermeidlichen Durchsuchungsrechtes der Türkei 
voraussichtUch auf sehr grosse Schwierigkeiten. 

Es ist nun allerdings denkbar, dass nach dem Kriege, 
vielleicht schon im Friedensvertrag, die Bewaffnung 
von Handelsschiffen verboten imd der frühere Rechts- 
zustand wiederhergestellt wird ; dann könnte auch die 
Schliessung von Wasserstrassen, insbesondere der tür- 
kischen Meerengen, für Kriegsschiffe wieder in den Be- 
reich aktueller Erwägungen treten. Eine solche rück- 
läufige Entwicklimg scheint aber nicht wahrschein- 
lich zu sein. Solange man Unterseeboote bauen 
kann und die Verwendung des Unterseebootes nicht 
durch die weiteren technischen oder militärischen 
Fortschritte überholt ist, dürfte man von der Bewaff- 
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nung der Handelsschiffe schwerlich ganz abkommen. 

Schliesslich wäre noch die MögUchkeit zu erwähnen, 
dass de lege ferenda eine Neuabgrenzung zwisch^i 
Kriegs- und Handelsschiffen in Angriff genommen 
wird. Es könnte beispielsweise, im Sinne der englischen 
Auffassung, festgesetzt werden, dass für die Zugehörig- 
keit zur Kriegsflotte nur eine bestimmte Art der orga- 
nisatorischen EingUederung in die staatUche Wehr- 
macht, eine bestimmte Bauart, eine bestimmte Quali- 
fikation der Bemannung u. s. w. entscheidend sei. An- 
derseits würde der deutsche Standpimkt die Festle- 
gung einer sehr scharfen Grenze zwischen Kriegs- und 
Handelsschiffen gestatten, indem die Höchstzahl und 
das Maximalkahber der Geschütze, mit welchen ein 
Handelsschiff ausgerüstet sein darf, bestimmt wird. 
Allein ganz abgesehen davon, dass die praktische An- 
wendimg derartiger Unterscheidungen bei der Kon- 
trolle über die Durchfahrt durch eine für „ Kriegs* '- 
schiffe geschlossene Wasserstrasse ein weitgehendes 
Durchsuchungsrecht des Uferstaates voraussetzen 
würde, ist es heute wohl noch verfrüht, den vielfachen 
Eventuahtäten einer künftigen Entwicklung in einer 
Spezialfrage vorgreifen zu wollen. 

Daher kann in dem gegenwärtig vorHegenden Be- 
richt ein Vorschlag über eine Sonderbehandlung der 
türkischen Meerengen nicht erstattet werden. Es sei 
nur der Hoffunng Ausdruck gegeben, dass eine Schlies- 
sung der Meerengen für Kriegsschiffe überflüssig wer- 
den möge, sei es, dass das gegenseitige Misstrauen der 
beteiligten Mächte einem harmonischen Einvemeh- 

■ 

men Platz macht, sei es, dass die Verteidigungseinrich- 
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tungen der l'ürkei und Russlands eine Ausgestaltung 
erfahren» welche diese Staaten das Eindringen bewaff<> 
neter Schiffe in die Meerengen von Konstantinopd 
nicht mehr fürchten lässt. 

B. Der Inhalt des Uebereinkommens. 

Die geplante Neuregelung des Rechtes der interna- 
tionalen Wasserstrassen soll den Widerstreit schlich- 
ten, welcher zwischen dem Interesse des Weltverkehrs 
und den entgegenstehenden völkerrechtlich geschütz- 
ten Interessen besteht« Die dem Weltverkehr entgegen* 
stehenden Interessen- beziehungsweise Rechtssphären 
sind: bei Kanälen die Gebietshoheit des Staates, auf 
dessen Territorium der Kanal gebaut ist und die Frei- 
heit der Kriegführung seiner Gegner; bei Meerengen, 
soweit diese in der Zone der Küstengewässer liegen, die 
beschränkte Gebietshoheit des Uferstaates im Küsten- 
gewässer imd die Freiheit der Kriegführung seines 
Gegners ; endlich bei breiteren Meerengen sowie an den 
beiderseitigen Mündungen aller Wasserstrassen über- 
dies die Freiheit der Kriegfühnmg in jenem Teile des 
offenen Meeres, welcher von den besonderen Rechts- 
sätzen über die Wasserstrassen betroffen wird. 

I. Was mm die Kanäle anbelangt, so wird der In- 
halt der Einschränkungen, welche die Gebietshoheit 
erfährt, wesentlich von den politischen Ereignissen 
bestimmt, imter denen der Kanalbau zustandegekom- 
men ist. Allgemeine Erwägungen über ein Recht, das 
etwa alle zukünftigen Kanäle umfassen sollte, sind da- 
her nicht am Platze. Er werden vielmehr für jeden neu 

9 
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hoheit besonders vereinbart werden müssen. Die Las^ 
ten, welche hiebei dem Gebiete auferlegt werden, bin- 
den im Falle des Krieges auch den Gegner, welcher das 
Land besetzt. 

Da n\m nach dem, was oben festgestellt worden ist, 
gegenwärtig nur zwei Kanäle, der Suez- und der Pana- 
makanal, in Betracht kommen imd über diese beiden 
Wasserstrassen Verträge bereits vorliegen, welche den 
Interessen des Weltverkehrs Rechnung zu tragen su- 
chen, so kann es sich nur darum handeln, die Zweck- 
mässigkeit der Vertragsbestimmungen vom Stand- 
punkte der Interessen des Weltverkehrs aus und unter 
Rücksichtnahme auf die MögUchkeit, dass das Ab- 
kommen künftig auf andere Kanäle ausgedehnt werde, 
zu prüfen. Hiebei können nur die allgemeinsten Ge^ 
Sichtspunkte in Betracht kommen. Einzelheiten tech- 
nischer, miUtärischer, kommerzieller oder nautischer 
Natur würden hier zu weit führen und müssen Spezial^ 
Studien überlassen bleiben. 

Von den beiden Verträgen steht nun jener über den 
Suezkanal weitaus im Vordergrund ^). Denn der Hay- 
entstehenden Kanal die Ausnahmen von der Gebiets- 



^) Am stelle der überaus grossen Literatur über diesen Kanal sei 
hier zitiert: Dedreux, Der Suezkanaal im internationalen Recht, 
Tübingen, 191 3, daselbst Seite IX — XIV ausführliche Literatur- 
angaben; hiezu Notovich, L'Europe et TEgypte 1898; Holland, Stu- 
dies on International Law, 1898, S. 270 ff; Abribert, Le ddteoit de 
Magellan, 1902, S. 213 ff; Labrousse, Des servitudes en droit inter- 
national public, 191 1, S. 147 ff; Baldassarri, La neutralizzazione, 
191 2; Georgi, und Dufour^Ferance, Urkunden zur Geschichte des 
Suezkanals, 191 3; Laband, in der Deutschen . Juristenzeitung, XIX 
(1914), No. 23/24, S. 13 13 ff ; Krauel, Neutralität, Neutralisation und 
Befriedung im Völkerrecht, 1915, insb. S. 60, 61, 80 ff. 
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Päuncefote-Vertrag vom i8. November 1901 hat im 
Artikel 3 jene Bestimmungen des Suezkanalvertrags^ 
welche für uns von Interesse sind, im WesentHchen re» 
zipiert und ist überdies nur von zwei Mächten ge- 
schlossen^). Es genügt daher für die Zwecke dieses 

^) Aus der ebenso umfangreichen Literatur über den Panamakanal 
seien unter vielen die folgenden neueren Arbeiten genannt, in denen 
sich zum Teile die ältere Literatur eingehend zitiert findet: 

„Elihu Root, The Obligation of the U.S. as to Panama Canal ToUs, 
Speech in the Senate, January 21» 191 3; Kon. Porter J. Mc CuniUr, 
Panama Canal ToUs, Speech in the Senate, April 6, 1914; Hon. 
Henry Cabot Lodge, The Question of The Canal Tolls, Speech in the 
Senate, April 9, 191 4; Hon. EHhu Root, Panama Canal Tolls, Speech 
in Reply in the Senate, May 21, 1914; Lindley Miller Keasbey, The 
Nicaragua Canal and The Monroe Doctrine, 1896; Woolsey, America's 
foreign policy, 1898, S. 131 ff; 151 ff; Travis, The History of The 
Qayton-Bulwertreaty, 1899; Latanä, The diplomatic relations 
of the United States and Spanish America, 1900, S. 176 ff; Boyd 
Winchester, in The American Law Register vom Oktober 1900; 
Henäerson, American diplomatic questions, 1901 ; Birard, Questions 
ext6rieures, 1902, S. 49 ff; Biard, Le Canal interoc^anique et son 
regime juridique, 1902; Abribert, Le d^troit de Magellan, 1902, S. 
224 ff; ViaUate, in der Revue g6n6rale de droit international pubUc, 
1903, S. 5 ff; Charles Henry Huberich, The trans-isthmian Canal : 
a Study in American diplomatic History (1825 — 1904), 1904; Roth- 
lisberger, Südamerikanische Streitfragen, 1904, S. 35 £f; Willoughby, 
Territories' and dependendes of the United States, 1905, S. 303 ff; 
ViaUate, Essais d'histoire diplomatique am6ricaine, 1905, S. 57 ff; 
Sparks, National development, 1907, S. 202 ff; Dewey, National 
Problems, 1907, S. 117; Latani, America as a World Power, 1907» 
S. 204 ff; Müller-Heymer, Der Panamakanal, 1909; Vaughan Comish, 
The Panama Canal and its makers, 1909; Labrotisse, les servitudes 
en droit international public, 191 1« S. 179 ff; Harmodio Arias, The 
Panama Canal, 191 1; Rousiers bei A.- Siegfried, etc., Les questions 
actuelles de politique 6trang^e dans l'Am^que du Nord, 191 1, 
S. 63 ff; James Bryce, South America, 1912, S. i ff; ^4. T, Mahan, 
Armaments and Arbitration, 1912, S. 155 ff, 181 ff; Baldassarri, 
La Neutralizzazione, 19x2, S. 144 ff; Leander T. Chantberlain, in 
der North American Review vom Februar 19x2; Frank W. Mondell, 
Why should we fortify the Panama Canal. 19x2; Enrico Castellani, 
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Berichtes im Allgemeinen» die Frage zu beantworten, 
ob der Snegkanalvertrag bisher <kn Anforderungen 
entsprochen hat. 

Diese Frage darf wohl so unbedenkUch bejaht wer* 
den, dass jede Erörterung von Einzelheiten überflüssig 
wird. Auch die Tatsache, dass man die Bestimmungen 
über den Suezkanal auf den Pänamakanal übertragen 
hat, spricht für den praktischen Wert dieser Bestim* 
mungen. EndUch sei darauf hingewiesen, dass auch die 
Commission des Detroits et des Canaux maritimes in 
ihren Beschlüssen vom 9 Januar 1913 über ein Regle- 
ment für die „canaux interocianiques proprement dits" 
im Wesentlichen den Bestimmungen des Suezkanal- 
vertrags gefolgt ist ^). 

n Canale di Pämama, 1913; L. Oppenheim, The Panama Canal Con- 
flict between Great Britain and the United States of America, 1913; 
Charles H. StohUm, Panama Canal ToUs; Sir H. Erle Richards, The 
Planama Canal Controversy, A lectnre, delivered befc»re the Univer- 
sity of Qzloid on October 25, 1913; John Barrett, Panama Canal, 
1913; The „Coastwin Exemption", Repreeentative Opinions of the 
Press etc., 19x3; Philippe Banau-Varilla, Panama, 1913; Frederic 
/. Hashin, The Panama Canal, 1914; CharUmagne Tower, Eaaayn 
political and historical, 1914, S. 38 ff ; Butte, Great Britain and the 
Panama Canal, 191 3; Laiand, im American Journal of international 
Law, 1913, S. 17 ff; Wambaugh, ebenda, S. 233 ff; Wilhelm Kauf- 
mann in der 2^it8chrift für Völkerrecht und Bundesstaatsrecht, 
II (1913), S. 407 ff; und in der Revue de dioit international et de 
l^gislation compar6e, XIV (1912), S. 581 ff; Lehman in Niemeyer^s 
Zeitschrift für internationales Recht, XXIII (1913), Abteilung II, 
S. 46 ff (ausführliche literatunuigaben S. 46, Anm. i) ; Giulio Diena, 
ebenda, XXV (19x5), S. X4 if ; Krauet, a. a. O., S. 61, 79 ff (Litera* 
turangaben S. 80, Anm. 5); George W. Goethals, Government of the 
Canal Zone, X915; Mary Wilhelmine Williams, Anglo-Americaa 
Isthmian Diplomacy, X916, u. s. w. u.s.w. litexaturangaben über den Pa- 
namakanal finden sich auch bei Dedreux, a. a. O., S. IX — ^XIV. 
^) Union interparlementaire. Proc^verbaux de la Commission des 
Detroits et des Canaux maritimes, III, 3/ 20 ff . 
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Es wird daher die Aufgabe eines allgemeiiien Völker* 
rechtlichen Abkommens über die internationalen Was* 
serstrassen sein, auf Grundlage der praktisch bewähr- 
ten Bestimmungen des Suezkanalvertrages über die 
Durchfahrt von Schiffen und auf Grund der gewonne- 
nen Erfahrungen ein gemeinsames Reglement für bei* 
de Kanäle festzulegen, das gleichzeitig geeignet wäre 
auf künftige weitere übertragen zu werden. Ein sol- 
ches Reglement wird im Folgenden an der Hand des 
Suezkanalvertrages und in Uebereinstinunung mit den 
Beschlüssen der Conmüssion des Detroits et des Car 
naux maritimes zusammengestellt werden. 

Bevor jedoch ah die Formulierung dieser Vorschläge 
geschritten wird, muss festgestellt sein, ob und inwie* 
weit für Meerengen und Kanäle gemeinsame Normen 
anzustreben sind. Denn hievon würde der Wortlaut 
und die Reihenfolge der einzelnen Bestimmungen be» 
einflusst werden. Daher sind zuerst die Vertragsbe- 
stimmimgen über die Heerengen zu erörtern. Soweit 
sich eine Uebereinstimmung mit den bewährten An- 
ordnungen des Suezkanalvertrages ergibt, ist die For- 
mulierung für beide Arten von Wasserstrassen ge- 
meinsam in Angriff zu*nehmen. 

II. Damit sind wir zu den Rechtssätzen über die der 
Meerengen gelangt. 

Das WesentUchste, gewissermassen das Zentralpro* 
blem, um welches herum sich alles Uebrige gruppiert, 
kann nur die Frage der Sperrung der Meerenge sein. 
Hiebei ist das Wort Sperrung vorläufig im weitesten 
Sinne zu nehmen. Es bildet für den Handel und Ver- 
kehr eine Störung, ob er durch eine sogenannte Stein- 
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Uockade, durch Netze, Keften d. dgl., durch eine Mi- 
nensperre, durch eine regehrechte effektive oder durch 
eine papieme Blockade, durch Erklärung des Meeren- 
gengebietes zum Kriegsgebiet oder Sperrgebiet u. s. w., 
an der Benützung der Meerenge gehindert wird. Gleich- 
gültig ist es auch in der Hauptsache, ob der Staat, 
welcher die Meerenge sperrt, sich im Kriege befindet 
oder mit dieser Massregel nur seine NeutraUtät schüt- 
zen zu müssen glaubt. 

Die Hauptaufgabe des hier geplanten Abkonunens 
über die Meerengen ist es also, jene Fälle der Sperre zu 
beschränken oder zu verbieten, welche ohne ein Son- 
derrecht für die Meerengen nach allgemeinen Normen 
des Völkerrechtes zulässig wären. 

Nun könnte eine Sperre, wenn kein besonderes 
Recht über die Meerengen bestünde, nur in folgenden 
Fällen rechtmässig verfügt werden : 

i) vor den eigenen Küsten durch den Uferstaat zum 
Schutze seiner Neutralität (vgl. insbesondere Art. 4 
des VIII. Haager Abkommens). 

2) im offenen Meer imd im eigenen und feindlichen 
Küstengewässer durch einen kriegführenden Staat 
kraft Seekriegsrechtes. * 

Nach beiden Richtungen hin ist zu erwägen, ob und 
erforderUchenfalls imter welchen Beschränkimgen das 
eingangs erörterte „unbedingte*' Durchfahrtsrecht sta- 
tuiert beziehungsweise aufrecht erhalten werden könn- 
te. Die Vorschläge, welche in Bezug auf die Sperre er- 
stattet werden sollen, müssen demnach die Interessen 
des Weltverkehrs gegen die Interessen der Verteidi- 
gung der Neutralität utid gegen die Interessen der 
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Kriegführung, sowohl im Angriff als in der VerteicU- 
gnng, abwägen. 

Das hiemit gestellte Problem wird häufig dahin for- 
muliert, welche Interessen schutzbedürftiger seien, 
jene des Verkehrs oder jene der Kriegsfühnmg. Es sei 
hier statt Vieler auf jene Literatur verwiesen, welche 
Wehberg, Das Seekriegsrecht, 1915, S. 86, zitiert.Allein 
wenn man die Frage so stellt, so ist sie auch schon ent- 
schieden. Denn wie wichtig auch die Interessen des 
Weltverkehrs sind, sie können es niemals rechtfertigen, 
dass einem Staate die PfHcht auferlegt wird, auf seine 
Verteidigung gegen Vemichtungs- und Zerstückelungs- 
versuche seiner Gegner zu verzichten. Die Verteidi- 
gung könnte aber möglicherweise eine uneingeschränk- 
te Meerengensperre notwendig machen — man denke 
nur an die türkischen oder an die dänischen Meerengen. 
Um der Verteidigung willen müssten also die Verkehrs- 
interessen hinter jene der Kriegführung zurückgestellt 
werden, wie dies ja in verschieden weitem Umfang 
manche Schriftsteller fordern oder als geltendes Recht 
hinstellen, beispielsweise Bofifüs^), Mirignhac^), 
Wehher g ^) und andere *). Das unbedingte Durchfahrts- 
recht könnte nicht anerkannt werden. 

Diesen Konsequenzen gegenüber bleibt, wenn man 
die Verkehrsinteressen jenen der Kriegführung nicht 
gänzUch unterordnen will, noch der Versuch übrig, die 

^) Manuel de droit international pubUc, herausg. v. FauchiUe, 

S 507. 

>) Trait^ de droit public international, II, 1907, S. 588. 
*) Das Seekriegsrecht, 1915, S. 86, 87, und in der Zeitschrift für 
Völkerrecht, VIII (1914)» S. 537. 
*) Vgl. oben, S. 
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Interessen der Verteidigung von anderen Interessen der 
Kriegführung zu unterscheiden. Vielleicht können die 
folgenden Erwägungen diesen Versuch rechtfertigen. 

Eine Regelung irgendwelcher völkerrechtlicher Fra* 
gen kann nur dann Aussicht darauf haben, Bestandteil 
einer dauernden Friedensordnung der Kulturvolker 
2u werden, wenn sie dem Rechtsgefühl dieser Völker 
entspricht. Nun ist zwar dieses keineswegs in allem 
fibereinstimmend. Trotzdem gibt es eine Reihe grund* 
legender Sätze, welche als Gemeingut aller zivi- 
lisierten Nationen gelten können. I^ heisst, es 
gibt ethisch-politische Werturteile über Recht und 
Unrecht, welche — gleiche Tatsachen und richtige 
Kenntnis dieser Tatsachen vorausgesetzt — bei der 
weitaus überwiegenden Mehrheit der Angehörigen 
aller Kulturvölker in gleicher Weise gefällt werden. 
Derlei Sätze können nicht bewiesen werden. Der 
Autor kann sie nur als Hypothesen aufteilen, hoffend, 
mit seiner persönUchen Ueberzeugung dasjenige ge* 
troffen zu haben, was den allgemeinen Ansichten 
entspricht. 

Als ein solcher allgemein vom Rechtsgefühl der Kul- 
turvölker anerkannter Satz darf nim vielleicht hypo- 
thetisch jenes ethisch*poUtische Werturteil angenom- 
men werden, welches den Angriffskrieg beziehungs* 
weise alle kri^erischen Massregeln, welche auf Erobe- 
rungen abzielen, verurteilt und den Verteidigungs- 
krieg beziehungsweise alle Massregeln der blossen Ab- 
wehr billigt ^). Zum mindesten würde dies dem gleich- 

^) Vgl. Laun, „Angriff und Verteidigung. Eine völkerrechtlichie 
Formel im Dienste eines dauernden Friedens/' in den VerGffent- 
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ialls vom Rechtsgefühl aller Kulturvölker anerkannten 
Satz entsprechen, dass unter Individuen der Angriff 
verwerflich sei, die Selbstverteidigung aber eine ,,ge- 
rechte" Notwehr darstelle. Auch die Ereignisse des 
g^enwärtigen Krieges haben gezeigt, dass die breiten 
Massen der Völker in allen Staaten zwar die schwersten 
Opfer für einen „Verteidigungskrieg" ertragen wollen, 
einen „Angrilkkrieg'" aber missbiUigen. 

Es darf daher die Frage gestellt werden, ob nicht die 
Sperre einer Meerenge als Angriffs-* von jener als Ver* 
teidigungsnüttel unterschieden werden könne. 

Diese Fragestellung kann nicht von vornherein des* 
wegen abgelehnt werden, weil eine solche Unterschei- 
dung keine Aussicht habe, praktisch verwirklicht zu 
werden. Das Schicksal des oben erörterten kolumbi- 
sehen Antrags in der dritten Kommission der zweiten 
Haager Friedenskonferenz, vom 26 September 1907, 
nach welchem das L^en von Minen überhaupt nur zu 
Verteidigungszwecken („conune moyen de defense") 
zulässig sein sollte ^), berechtigt zu weitgehenden Hoff« 
nungen, und es ist zu bedauern, dass, sowohl das In- 
stitut für internationales Recht als die Commision des 
Detroits et des Canaux maritimes bei ihren Studien 
über die Meerengenfrage diesen Antrag übersehen oder 
doch unbeachtet gelassen haben. Im Haag stimmten 



lichiingen des Intematioxialen Studienkongresses, Bern, 1916, und 
voraussichtlich im Recueil des Rapports, herausgegeben von der 
Organisation centrale pour une Paix durable, IV (19x7), S. .., und 
in der Zeitschrift lür Völkerrecht, herausgegeben von Kohler und 
Fleisdunaon. X (1917)» Heft 4. 

>) Deuxidme Conference internationale de la Paix. Actes et do- 
cnments, I, S. 292, III, S. 447, 451, 680; oben S. 
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16 Staaten für den Antrag, unter ihnen Grossbritan- 
nien, Holland, Spanien, Portugal und 12 aussereuropäi- 
ische Staaten, nur 15 Staaten dagegen und infolge des 
Umstandes, dass 7 Staaten nicht vertreten waren und 
6 sich der Stinune enthielten, musste der Antrag als 
abgelehnt gelten. Nun entscheidet allerdings, wenn 
von den praktischen Möglichkeiten einer Reform die 
Rede ist, nicht die Zahl der Staaten sondern ihr Ge- 
wicht. Allein dagegen muss in Rechnung gestellt 
werden, dass, wenn es in Zukunft wieder zu einer 
Abstinunung über eine ähnliche Frage käme, die 
Aufnahme des Antrags voraussichtlich eine bedeu- 
tend günstigere wäre. Mehrere grosse Mächte haben 
sich im gegenwärtigen Krieg auf den Standpunkt 
festgelegt, dass sie nur einen Verteidigungskrieg 
fähren und dass ein Angriffskrieg etwas Missbilligens- 
wertes sei, und sie werden daher wohl auch in Zu- 
kunft Anträgen, welche nur den Angreife beschrän- 
ken, dem Verteidiger aber Freiheit lassen, günstig 
gegenüberstehen. 

Es ist daher vielleicht nicht gänzlich unangebracht, 
zu untersuchen, ob die Sperre einer Meerenge als An- 
griffe- von jener als Verteidigungsmittel praktisch un- 
terschieden werden könne. 

Ueber den Charakter einer Handlung oder Einrich- 
tung als Angriffs- oder Verteidigungsmittel entscheidet 
im konkreten Falle der Zweck, dem sie dient. Dieses 
Merkmal ist legislativ-technisch sicherlich nicht un- 
verwendbar; ja es spielt sogar für die Beurteilung der 
Rechtmässigkeit oder Rechtswidrigkeit staatlicher 
Handlungen vielfach eine weitaus grössere Rolle, als 
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man anzunehmen pflegt, mid ist für die staatsrechtli-' 
che Struktur der modernen Kulturstaaten von funda« 
mentaler Bedeutung ^). Es könnte daher auch im YöU 
kerrecht die Zulässigkeit einer staatlichen Handlung 
nach dem Zwecke abgegrenzt werden, den der Staat 
mit ihr verfolgt. Diesen Weg hat ja auch beispielsweise 
Artikel 2 des VIII. Haager Abkommens über die Le* 
gung von unterseeischen selbstätigen Kontaktminen 
gewählt, in dem er verbietet, solche Minen vor den 
Küsten und Häfen des Gegners zu legen, zu dem allei- 
nigen Zwecke, die Handelsschiffahrt zu unterbinden 
(„dans le seul but d'intercepter la navigation de com* 
merce"). 

Es könnte demnach erwogen werden, ob nicht eine 
allgemeine Norm etwa des Inhaltes statuiert werden 
sollte, dass die Sperrung einer Meerenge nur gestattet 
sei, wenn und soweit diese Massregel zum Zwecke der 
Verteidigung unumgänglich notwendig ist. Allein hie- 
gegen erheben sich sehr gewichtige Einwendungen. 
Erstens wären die praktischen Schwierigkeiten,^ eine 
derartige Norm zu handhaben, doch immerhin sehr 
grosse. Zweitens wäre die Sicherheit des Verkehrs nicht 
viel grösser als heute, denn er müsste damit rechnen, 
dass jede Sperrung als Akt der „Verteidigung" in ir- 
gend einer der vielen Bedeutungen des Wortes erschei- 
nen und hingestellt werden kann. Vor allem aber 
kommt in Frage, ob denn der Verteidigungszweck 



^) Laun, das freie Ermessen und seine Grenzen, 1910, S. 61 H, 
116 ff, 175 ff, 259 ff, 262, 264 ff und „Zum Problem des freien Er- 
messens" in der Festschrift für Ernst Zitelmann, 1913, S. 10 ff, 15 ff, 
26 ff 50 ff. 
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eine vollständige Sperrung wirklich erheische oder ob 
es nicht vielleicht möglich sei, bei vollkommen ausrei« 
chenden Verteidigungseinrichtungen die Durchfahrt 
in allen Fällen unter irgendwelchen Vorsichtsmassre* 
geln dennoch offen zu halten. 

Es ist daher unerlässUch, die einzelnen heute bekannt 
ten Typen der Sperrung einer Meerenge daraufhin 
zu prüfen, wie hier die Interessen des Weltverkehrs 
gewahrt werden können. Hiebei wird noch dem 
Vorgehenden als allgemeiner Leitsatz zu gelten 
haben : die Interessen des Verkehrs haben jenen des 
Angriffs voranzugehen, jenen der Verteidigung nach- 
zustehen. 

Das Nächstliegende wäre es nun vielleicht, die Sper- 
re nach der Art der Schiffe, gegen welche sie sich rich- 
tet, verschieden zu behandeln. Es könnte argumen* 
tiert werden, dass eine Bedrohung des Uferstaates nur 
durch KriegsscMSL^ erfolgen könne und dass es daher 
die angemesseneste Lösung sei, wenn den Uferstaaten 
gestattet würde, die Durchfahrt für Kriegsschiffe zu 
sperren, während den Handelsschiffen das unbedingte 
Durchfahrtsrecht gewahrt werden müsse. Praktisch 
war diese Lösung vor dem Eoieg für die türkischen 
Meerengen bereits verwirklicht. 

Eine solche Regelimg würde zunächst voraussetzen« 
d«s die vor dem Kri^ ttHiche prinzipieU. ünt«sohei. 
dung zwischen dem Kriegsschiff und dem unbewaffne- 
ten Handelsschiff wieder hergestellt wird und das be- 
waffnete Handelsschiff aus dem Verkehr und aus dem 
Völkerrecht verschwindet. Denn die Sicherheit des 
Uferstaates wird durch die Bewaffnung der eine Meer- 
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enge passierenden Schifie gefährdet, gleichgültig, ob 
sie Kriegs- oder Handelsschiffe heissen, ob sie die 
Kriegs- oder Handelsflagge führen. Alle jene Beden«^ 
ken, welche oben gegen die Erneuerung der Verträge 
über die türkischen Meerengen vorgebracht worden 
sind, wären auch in diesem Zusammenhang, nur in 
Beziehung auf alle Meer^igen, zu erörtern. 

Allein es bedarf dessen gar nicht. Die Schliessung 
aller Meerengen für Kriegsschi£Ee oder gar für alle be- 
waffneten Schiffe kann auch abgesehen von den oben 
erörterten Gesichtspunkten schon im Interesse des 
Verkehrs selbst wohl gar nicht in Erwägung gezogen 
werden. Denn kein Staat wird heute auf die MögUch- 
keit verzichten wollen, seine Kriegsflotte in alle Teile 
der Welt zu schicken, um dort nötigenfalls sein Anse- 
hen zu wahren and den Handel und Verkehr seiner 
Bürger zu schützen. Ein Staat kann eben auch in fer- 
nen £rd- und Meeresteilen etwas zu „verteidigen'' ha- 
ben, zum Beispiel das Leben seiner dort ansässigen 
Bürger oder die Zufuhr unentbehrUcher Lebensmittel, 
die Kriegsschiffe aber, welche mit dieser Verteidigung 
betraut sind, können vielleicht nur durch eine inter- 
nationalisierte Meerenge ihren Bestimmungsort er« 
reichen. 

Die Unterscheidung der Sperre nach den Arten der 
Schiffe, g^en welche sie sich richtet, ist daher für 
unsere Zwecke unbrauchbar. Es muss auf die Mittel 
der Sperre emgegangen werden. 

Aufgabe des geplanten Abkommens ist es, den 
Verkehr in den Wasserstrassen soweit zu schütasen, als 
es mit den Notwendigkeiten der Verteidigung nur 
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irgend vereinbar ist. Die VerteicUgung nun verlangt 
eine technisch so vollkommene Absperrung einer Was- 
serstrasse durch die Errichtung physischer Hinder«- 
nisse, dass kein Schiff, wäre es auch noch so gut 
bewaffnet, gegen den Willen des Staates, welcher 
die Ufer beherrscht, eindringen kann. Daher müssen 
jene Mittel gestattet werden, welche zu einer Vertei- 
digung gegen das gewaltsame Eindringen bewaffneter 
Sdiiffe in die Wasserstrasse unumgänglich notwendig 
sind. 

Zu diesen Mitteln gehört in erster Linie das Ent- 
gegentreten mit eigenen Kriegsschiffen beziehungs- 
weise bewaffneten Schiffen, die Seeschlacht und die 
Beschiessung eindringender bewaffneter Schiffe durch 
die Küstenartillerie. Dieses Verteidigungsmittel kann 
dem Uferstaat nicht genommen werden. Unter gar 
keinen Umständen dürfen daher feindselige Akte ge- 
gen feindselige bewaffnete Schiffe in Meerengen allge- 
mein verboten werden. 

Nur zugunsten neuitaler Schiffe und gegebenenfalls 
solcher unbewafiEneter feindlicher Schiffe, welche dem 
Seebeuterecht nicht unterliegen, kann ein Verbot 
feindseliger Akte ausgesprochen werden. Doch gehört 
dieses Verbot in einen anderen Zusammenhang, da es 
mit den militärischen Notwendigkeiten der Verteidi- 
gung nichts zu tun hat, und wird später zur Sprache 
kommen. 

An Stelle der Verteidigung durch bewaffnete Schiffe 
und durch Küstenartillerie oder neben diesen Ver- 
teidigungsmitteln kommen als zweite Gruppe jene in 
Betracht, welche, an Ort und Stelle befestigt, den 
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Schiffen das Befahren bestimmter Räume muhoglich 
machen. Hierher gehören — wenn auch untereinander 
von sehr verschiedenen praktischen Wert — die soge- 
nannte Steinblockade (blocus par pierres), das ist die 
Verrammelung des Wegens durch Steine oder ver- 
senkte Schiffe, das Ausspannen von Netzen, Ketten 
u, dgL, vor allem aber das Legen verankerter Minen 
oder anderer Zerstörungsapparate. Wenn solche Sperr- 
mittel quer über die ganze Breite der Meerenge der 
Schiffahrt die Fahrt verlegen , so können sie auch ei- 
nem schwachen Staat, welcher über keine genügende 
Kriegsflotte und Küstenartillerie verfügt, einen wirk- 
samen Schutz gegen feinlichen Einbruch in die Meer- 
enge bieten. Aber auch ein stärker gerüsteter Staat 
wird dieser Mittel zur Verteidigung nicht entraten 
können, beispielsweise, um in einer breiten Meerenge 
die Durchfahrt zwecks leichterer Verteidigung zu 
verengem. 

Es müssen daher auch alle an Ort und Stelle befes- 
tigten Sperrmittel zugelassen werden. Allein dies ist 
nur insoweit gerechtfertigt, als es der Zweck der Ver- 
teidigung unbedingt erheischt. Es ist daher zu unter- 
suchen, in wieweit die Durchfahrt von Schiffen mit 
diesem Zweck vereinbar ist. 

Vor allem kann die Verteidigung, da wir es ja vor- 
ausgesetztermassen mit Wasserstrassen zu tun haben, 
welche von einem freien Meer in ein anderes führen, 
nicht beanspruchen, dass die Durchfahrt, sondern nur, 
dass der Zutritt zu den Ufern feindlichen Kriegs- oder 
anderen bewaffneten Schiffen erfolgreich verwehrt 
werden kann. Dies aber ist erreicht, wenn bewaffnete 
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feindliche Schiffe auf Kanonenschussweite vom Vfßt 
ferngehalten werden. Wenn bei der Bemessung dieser 
Kanonenschussweite nicht auf irgend eintsi Grad von 
Treffsicherheit sondern auf die äusserste nach den 
ballistichen Gesetzen noch mögliche Tragweite der 
jewefls weittragendsten Geschütze Rücksicht genom* 
men wird, so ist damit die äusserste Zone umschrieben, 
innerhalb welcher der Verteidiger des Ufers ein Inte* 
resse an der Auslegung verankerter Minen und der 
Anbringung ähnlicher Spermüttel haben kann. Ob 
diese Zone mit jener der Küstengewässer zusammen- 
fällt oder nicht, ist für die hier verfolgten Zwecke 
gleichgültig. 

Es wäre daher der Gebrauch verankerter Minen und 
anderer verankerter Zerstörungsmittel nur zu Ver* 
teidigungszwecken und nur iimerhalb Kanonenschuss- 
weite zu gestatten. Ein Vorbild für eine derartige 
Regelung gibt der schon mehrfach erwähnte Antrag 
Kolumbiens in der dritten Kommission der zweiten 
Haager Friedenskonferenz, der allerdings nicht das 
Meerengenrecht allein sondern das Minenlegen im 
Allgemeinen betrifft. 

Wenn man diese Vorschläge anninmit, so ergibt sich, 
dass in Meerengen, welche breiter sind als die doppelte 
Kanonenschussweite, eine freie Strasse übrig bleibt, 
in welcher die Anbringung von Sperrmitteln über^ 
haupt verboten wäre. In diesen breiten Meerengen 
wäre demnach das unbedingte Durchfahrtsrecht ge^ 
sichert, ohne dass es einer weiteren Bestimmung be- 
dürfte. 

In engeren Wasserstrassen dagegen treten die In- 
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teressen der Verteidigung mit jenen des Verkehrs in 
in Konflikt. Es ist daher zu untersuchen, ob sich nicht 
beide mit einander in Einklang bringen lassen. Dies 
hat bereits der Schucking'sche Gedanke der relativen 
Minensperre versucht ^). Dabei sind jedoch die Inte* 
ressen der Verteidigung gegenüber jenen des Verkehrs 
in den Hintergrund gerückt. Die absolute Minensperre 
wird verboten, weil der Verkehr es verlangt; ob die 
Verteidigung es verträgt, wird gar nicht untersucht. 
Darum hat auch dieser Gedanke mehr &ch Widerspruch 
erfahren, so seitens Wehberg' s *) und Martinas ^), und 
zwar unter Berufung auf zwingende Gebote der Selbst- 
erhaltung des Uferstaates. Es ist daher näher auf 
die Bedüfnisse der Verteidigung einzugehen. 

Das Interesse der Verteidigung erfordert, feindUche 
bewa&iete Schiffe, seien es nun Kriegs- oder bewaffne- 
te Handelsschiffe, nicht herankommen zu lassen. 
Neutrale und unbewaffnete Schiffe sind nicht zu 
fürchten, nur muss der Uferstaat ein Prüfungs- und 
Durchsuchimgsrecht haben, um sich g^^n Flaggen- 
missbrauch und Verheimlichung der Bewaffnung zu 
schützen. Es würde daher vollständig genügen, wenn 
der Uferstaat zwar im Allgemeinen zur Absperrung be- 
rechtigt wäre, jedoch mit der VerpfUchtung, neutrale 
und unbewaffnete feindliche Schiffe — falls letztere 
nicht dem Seebeuterecht unterliegen — an einer von 

^) Die Verwendung von Minen im Seekrieg, in Niemeyer's Zeit- 
Schrift für Internationales Privat- und Oeffentliches Recht» XVI 
(1906), S. 140 ff; s. oben S. 

*) Das Seekriegsrecht, 1915, S. 86. 

*) Die Verwendung von Minen in Meerengen. Dissertation Würz- 
burg, 1914, S. 35, 60, 61. 

10 
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ihm bestimmten Durchfahrtsstelle beziehungsweise in 
einer von ihm vorgezeichneten Durchfahrtsrinne pas-- 
sieren zu lassen. 

Es lässt sich kaum vorstellen, dass ein solches 
Durchfahrtsrecht die Verteidigung ernstlich beein- 
trächtigen könnte. Denn der Uferstaat kann Artillerie- 
und andere Kampfmittel von vornherein in solcher 
Uebermacht auf die eine Durchfahrtsstelle konzen- 
trieren, dass ein Passieren gegen seinen Willen unmög- 
lich wird. Die Sicherheit gegen den Einbruch feind- 
licher Schiffe könnte noch dadurch verstärkt werden^ 
dass er berechtigt wird, nach dem Muster des oben 
besprochenen japanischen Vorgehens in der Tsugaru- 
strasse die Durchfahrt von Schiffen überhaupt nur 
bei Tage zu gestatten. Endlich wäre insbesondere 
darin über den Schücking'schtn Gedanken einer nunen-; 
freien Durchfahrtsstrasse hinauszugehen, dass die 
Anbringimg abhängiger Minen, welche nichtschondurch 
den Zusanunenstoss mit dem Schiffskörper, sondern nur 
durch eine besondere willkürlich geleitete elektrische 
Zündung in Tätigkeit treten, auch in der Fahrtrinne 
gestattet wird. Dies ist keineswegs ein nebensäch- 
liches Detail, sondern von wesentlicher Bedeutung. 
Denn unter gewissen Umständen, zum Beispiel bei 
dichtem Nebel, wie er ja zur See sehr häufig ist, kann 
die Artillerie den Schutz der Durchfahrtsrinne, auch 
wenn sie Beobachter immittelbar an Ort und Stelle hat 
und genau eingeschossen ist, vielleicht nicht in allen 
Fällen mit der erforderlichen absoluten Sicherheit ge- 
währleisten. Die Flugbahnen variieren je nach den 
Witterungsverhältnissen, und dies wird sich im All- 
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gemeinen desto fühlbarer machen, je weiter weg die 
Geschütze, beispielsweise wegen Terraihschwierigkei- 
ten, placiert werden müssen. Es wären also immerhin 
Kombinationen von Zufällen denkbar, unter welchen 
feindUche bewaffnete Schiffe, die sich beispielsweise 
unter neutraler Flagge genähert haben, durchschlüp- 
fen können, bevor sie durch das Artilleriefeuer un- 
schädlich gemacht werden. Dagegen würden abhängige 
Minen, welche aus unmittelbarster Nähe, gegebenenr 
falls von an Ort \md Stelle verankerten Wachschiffen, 
verankerten Unterseebooten, Leuchttürmen aus u. dgl. 
in Tätigkeit gesetzt werden, jedes einfahrende Schiff 
dem Willen des Uferstaates schlechthin bei sofortiger 
Vernichtung unterwerfen. Die Verteidigungsinteressen 
wären in dem denkbar weitesten Umfange mit aller 
der menschUchen Voraussicht überhaupt erreichbaren 
Sichterheit gewahrt, und doch hätten neutrale und 
gegebenenfalls selbst unbewaffnete feindseHge Schiffe 
das Recht und die Möglichkeit der ungefährdeten 
friedUchen Durchfahrt. 

Es wäre daher in dem geplanten Abkommen auszu- 
sprechen, dass, wenn und soweit eine Meerenge 
schmäler ist als die doppelte Kanonenschussweite 
beträgt, der Uferstaat eine Fahrtrinne freizulassen hat, 
in welcher nur das Legen abhängiger Minen gestattet 
ist. 

Unterliegen die Ufer einer Meerenge, welche diese 
Breite nicht überschreitet, der Hoheit verschiedener 
Staaten, so kann es deren Vereinbarung überlassen blei- 
ben, ob und wo sie gemeinsam eine Fahrtrinne offen 
halten. Kommt keine solche Vereinbarung zustande. 
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SO darf man wohl die Staaten nicht dazu verhalten» 
gerade in der Mitte eine Durchfahrt freizulassen. Dies 
würde den Interessen ihrer Verteidigung nicht Rech- 
nung tragen. Denn eine Fahrtrinne in der Nähe des 
Ufers kann zweifellos viel besser verteidigt werden, 
als eine solche, welche vielleicht bis zur äussersten 
Kanonenschussweite vom Ufer entfernt ist. Wenn man 
die Gleichheit der beiden Staaten nicht verletzten will, 
bleibt daher wohl kaum etwas anderes übrig, als die 
Pflicht, eine Durchfahrt zu eröf&ien, jedem der beiden 
Staaten aufzuerlegen. Dies würde auch sicherlich das 
Zustandekonnnen jener Vereinarung begünstigen. 

Es handelt sich nun darum, die entwickelten Grund- 
sätze zu formulieren. Hiebd ist zunächst noch eine 
Bemerkung über den Begriff der Minen vorauszu- 
schicken. Es empfiehlt sich nicht, nur von Minen zu 
reden, da in Gegenwart oder Zukunft auch andere 
Zerstörungsmittel zur Verwendimg gelangen könnten« 
Ebenso wäre auch eine taxative Aufzählimg der ver- 
botenen Vorrichtungen nicht angebracht, zumal sie, 
wie Wesäake in der Sitzung des Instituts für internatio- 
nales Rechts vom 25 September 1906 zu Gent mit 
Recht bemerkte, durch neue Erfindungen umgangen 
werden könnte ^). Daher dürfte der Ausdruck „engins 
de destruction", den beispielsweise Kebegy in seinem 
Bericht an das Institut über die Regelung des Gebrau- 
ches von Unterseeminen, 1906, gebraucht hat '), wegen 
seiner Allgemeinkeit vorzuziehen sein. 

Unter Rücksichtnahme auf diese Erwägungen darf 

^) Annuaire de l'Institut de droit international, XXI (1906), S. 331. 
*) a. a. O., S. 99. 



VORSCHLÄGE DES BERICHTERSTATTERS. I49 

vielleicht versucht werden, den oben erstatteten Vor* 
schlagen folgende Gestalt zu geben : 

Dans les d^troits vis6s dans Farticle sur Temploi 
des mines automatiques de contact amarr^ et d'au* 
tres engins de destruction amarr^s est interdit except^ 
comme moyen de d6fense. 

Les Etats riverains ne pourront se servir de ces 
mines et engins que pour la protection de leurs propres 
cdtes et seulement jusqu'ä la distance de la portte 
extreme des canons. 

£n tant que la largeur d'un d^troit n'excMe pas la 
double port6e maxime des canon, TEtat riverain qui 
fait usage des autorisations des articles pr6c6dents doit 
laisser un passage non barr6 par des mines automati- 
ques de contact ou par d'autres engins ^latant au sim* 
ple choc, 

Dans ce passage il ne peut employer que des xmnes ^ 
conmiande äectrique ou d'autres engins dont Texplo- 
sion suppose un acte volontaire, conmus en connais* 
sance de cause, pour la. defense de TEtat par les agents 
de celui-ci. 

Le passage pourra Hre ferrn^ pendant la nuit. 

Si les rives du d6troit appartiennent ä des Etats 
difiärents et ceux-ci n'ont pas conventiomiellement 
fix6 la route du passage. le passage peut etre demandi 
de chacun d'eux. 

Bei der Formulienmg des Durchfahrtsrechtes und 
der Gleichheit aller Flaggen muss auf die beiden Mög- 
lichkeiten Rücksicht genoimnen werden, dass das 
Seebeuterecht gilt oder dass es abgeschafft ist. Nur 
in letzterem Falle dürfte es eine Bedeutimg haben. 
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unbewaffnete feindliche Schiffe den neutralen gleich- 
zustellen. Daher wird in den folgenden Bestimmungen 
das Wort „arm6s'' eingeklammert. Es wäre zu streichen, 
wenn das Seebeuterecht nach dem Kriege weiter in 
Geltung bleiben sollte. Diese Bestimmung hätte etwa 
zu lauten : 

Le droit de Ubre passage et r^alit6 de traitement 
dans tous les d6troits vis6s dans Tarticle ler sont 
reconnus ä tous les navires sans distinction de pavillon, 
except6 les navires (arm6s) de Tennemi, si TEtat 
riverain est bellig^rant. 

^ Die Bestimmungen über die Fahrtrinne durch ein 
Minenfeld bedürfen aus sicherheitspolizeiUchen Grün- 
den noch einer Ergänzung. In der Regel ist die Durch- 
fahrtsrinne allgemein bekanntzumachen. Doch muss 
der Uferstaat berechtigt sein, sie geheimzuhalten, 
allerdings mu* in dem er die Durchfahrt an die Be- 
dingung knüpft, dass die Schiffe diu-ch einen von dem 
Staate hiezu ermächtigten Lotsen geführt werden. 

Es wäre daher noch anzuordnen: 

Lorsque des mines automatiques de contact ou d'au- 
tres engins de destruction amarr^s 6clatant au simple 
choc sont employ6s, TEtat riverain doit faire connattre 
ä la navigation par un avis pr^alable le rayon infest6 
de ces mines et engins et le passage. 

Dans le passage, TEtat riverain peut laisser les 
navires se servir de ses pilotes br6vet6s, s'il fait usage 
de cette autorisation il n'est pas tenu de faire connattre 
ä la navigation les r^gions oü seront mouill6s les engins 
de destruction. 

Endlich wären die vorstehenden Bestimmungen 
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durch eine Anordnung über die Steinblockade und 
andere Mittel der Schliessung zu ergänzen. Auch hia: 
genügt es analog dem oben Ausgeführten für die 
Zwecke der Verteidigung, wenn eine schmale Durch- 
fahrtsstrasse frei bleibt. Daher wäre etwa anzuordnen : 

Dans les d6troits vis6s dans Tarticle ler, le blocus 
par pierres et d'autres moyens de clöture sont inter- 
dits ä moins qu'ils ne soient construits de mani^re ä 
laisser un passage non barr6 ouvert ä la navigation 
pacifique. 

WesentUch anders als bei den Meerengen Hegen die 
Dinge bei den Kanälen. Hier reichen die Verteidi- 
gungsanlagen zu Lande infolge der geringen Breite des 
Kanals zum Schutze der Ufer vollkonunen aus, soweit 
der Staat, auf dessen Territorium der Kanal liegt, 
nicht durch Zustimmung zu einer NeutraUsierung des 
Kanalgebietes sich seines Verteidigungsrechtes bege- 
ben hat. In der Tat untersagen auch die bisherigen 
Verträge über den Suez- und Panamakanal in viel 
weitergehender Weise ganz allgemein alle feindseligen 
Akte. Es besteht kein Anlass, dies zu ändern. Die 
hierauf bezügliche FormuUerung wird in anderem 
Zusammenhange versucht werden. 

Zuvor sollen noch alle jene Mittel der Absperrung 
einer Meerenge kurz behandelt werden, welche bisher 
nicht erörtert worden sind. Da einesteils alle Feind- 
seligkeiten seitens der Schifie und Küstenartillerie des 
Uferstaates gegen bewaffnete feindliche Schifie, ander- 
seits alle an Ort und Stelle befestigt^i Spemnittel 
schon Gegenstand der Untersuchung und Antragstel- 
lung gewesen sind, so bleiben noch übrig : erstens 
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feindselige Akte gegen neutrale und gegebenenfalls 
auch gegen unbewa£Enete feindliche Schiffe, afweitens 
Sperrmittel, welche nicht an Ort und Stelle befestigt 
sind, insbesondere Treibminen. Die Anwendung aller 
dieser Massregeln sind in Meerengen im wesentUchen 
zu untersagen. Denn die bisher besprochenen Sperr- 
mittel reichen zur Verteidigung, wie wir gesehen haben 
aus. Immerhin sind einige Bemerkungen notwendig. 
Das Verbot feindseliger Akte gegen neutrale und even- 
tuell gegen unbewaffnete feindliche Schiffe in Meer- 
engen folgt seinem wesentUchsten Inhalt nach schon 
aus der Bestimmung über das Recht der freien Durch- 
fahrt. Allein es dürfte doch nicht angehen, feindselige 
Akte in Meerengen schlechthin zu verbieten. Denn 
der Ausdruck „feindseUger Akt", acte d'hostilit6 ist 
ein vieldeutiger, es können auch Massregeln, selbst 
gegen die neutrale Schiffahrt, unter ihn subsumiert 
werden, auf welche der Uferstaat im Interesse seiner 
Sicherheit nicht verzichten kann, während sie für 
den legalen Verkehr nur eine geringfügige und neben- 
sächliche Belästigung bedeuten. Insbesondere muss 
der Uferstaat unter Umständen in der Lage sein, die 
passierenden Schiffe anhalten und eventuell durch- 
suchen zu dürfen, um sich gegen Flaggenmissbrauch 
des Feindes und gegebenenfalls gegen das Eindringen 
bewaffneter feindUcher Schiffe unter der Maske unbe- 
waffneter zu schützen. Den Bedürfnissen des Verkehrs 
ist ausreichend Rechnung getragen, wenn der den 
Schiffen verursachte Aufenthalt zeitlich, beispielsweise 
auf 24 Stunden, eingeschränkt wird. Die Gestattung 
einer solchen zeitlichen Verzögerung der Durchfahrt 
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ist auch deswegen empfehlenswert, damit dem Ufer- 
staat die Durchfühnmg seepolizeilicher Anordnmigen 
in der Passage durch die Minensperre erleichtert wird. 
Es wäre daher, entsprechend dem Pmikte (A, f.) des 
von der Commission des Detroits et des Canaux mari- 
tunes am 8 Januar 1913 behandelten Vertragsentwur- 
fes Penha Garcia' s^) folgendes auszusprechen: 

,,Les actes d'hostiUt^ pratiqu6e dans les d6troits 
vis6s dans Tarticle ler ne devront pas constituer un 
empechement de plus de vingt-quatre heures au Ubre 
passage des bateaux neutres ä travers les d^troits''. 

Diese allgemeine Norm würde nicht hindern, dass 
etwa das gänzliche Verbot feindseliger Akte in Meeren- 
gen ebenso wie beispielsweise das Verbot der Befesti- 
gung und die Schliessung für Kriegsschiffe in Spezial- 
verträgen für einzelne Meerengen ausgesprochen wird. 

Für die Kanäle und das Schutzgebiet an ihren Mün- 
dungen alle feindseUgen Akte zu verbieten, unterUegt 
keinem Bedenken, da bereits Art. 4 abs. i des Suezka- 
nalvertrages und Art. 3 P. 2 des Hay-Pauncefote- 
Vertrages vom 18 November 1901 diese Verbote aus- 
gesprochen haben. 

Es könnte daher etwa in Anlehnung an den Text 
des Suezkanalvertrags, verfügt werden: 

Dans les canaux vis6s dans Tarticle ler et dans les 
zones intemationalis6es devant les embouchures de 
ces canaux, aucun acte d'hostiUt6 et aucun acte ayant 
pour but d'entraver la Hbre navigation du canal ne 
pourra fitre exerc6. 

^) Union interpaxlementaire. Procds-verbaux de la Commission 
des Detroits et des Canaux maritimes, III, S. 8, 9, 18, 19. 
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Die bei den Meerengen zugelassenen Sperrmitte)^ 
vne Minen und Steinblockade, sind jedoch hier auch 
dann zu verbieten, wenn sie im konkreten Fall nicht 
den Zweck verfolgen sollten „d'entraver la Ubre navi- 
gation du canal'", wenn sie beispielsweise nur gegen 
den Eingangshafäi gerichtet wären. Daher wäre hin- 
zuzufügen: 

Dans ces eaux, Temploi des mines et d'autres engins 
de destruction est absolument interdit, de meme le 
le blocus par pierres ou d'autres moyens de clöture. 

Was die Verwendung von Treibminen und anderen 
nicht befestigten Zerstörungsmitteln anbelangt, so 
würde es keineswegs g^iügen, wenn ihre Anwendung 
in Meerengen etwa in dem Umfange zulässig wäre» 
innerhalb dessen Art. i Punkt i des VIII. Haager 
Abkommens sie gestattet. In Meerengen müssen 
Treibminen unbedingt verboten sein, sonst könnten 
die Bestinunungen über das Freihalten einer Durch- 
fahrtsrinne diu-ch die Minensperre mittelst Treibmi- 
neu umgangen werden. Dass umsomehr in Kanälen 
das Ausstreuen solcher Minen unerlaubt sein muss be- 
darf wohl keiner näheren Begründung. 

Auch hier wäre wieder ganz allgemein von Minen 
und anderen Zerstörungsmitteln zu sprechen. Dais 
Verbot hätte demnach etwa zu lauten: 

„Dans les d6troits vis6es dans Tartide ler il 
il est interdit de placer des mines automatiques de 
contact non amarr6es ou d'autres engins de destruc- 
tion non amarr6s.'' 

Einer Vereitlung der Zwecke dieses Verbotes durch 
verankerte Minen, welche sich losreissen, wäre durch 



VORSCHLÄGE DES BERICHTERSTATTERS. I55 

eine besondere Bestimmung entsprechend Art. i Punkt 
2 des VIII. Haager Abkommens entgegenzutreten: 

« ,11 est 6galement interdit d'y placer des mines amar- 
r6es ou autres engins amarr6s qui ne deviennent pas 
inoffensifs dhs qu'ils auront rompu leiurs amarres/' 

Um die Lücken einer unvollkommenen Meerengen- 
sperre auszufüllen, kann der sperrende Staat zu einem 
allgemeinen Verbot oder einer allgemeinen Warnung 
greifen, indem er allen, auch neutralen Schiffen die 
Durchfahrt untersagt beziehungsweise sie vor der 
Diu-chfahrt warnt und für den Fall der Nichtbeach- 
tung des Verbotes irgendwelche feindseüge Akte im 
weitesten Sinne des Wortes gegen das ungehorsame 
Schiff androht. Beispiele solcher Masregeln sind die 
Verhängung der Blockade und die Erklärung eines 
Meeresteiles zum Kriegsgebiet oder Sperrgebiet. De- 
klarationen der letztgenaimten Art sind im gegen- 
wärtigen Krieg, seitdem Grossbritannien mit der Be- 
kanntmachung vom 3 November 1914 den Begriff 
des „Kriegsgebietes'' in diesem Sinn in das Seerecht 
eingeführt hat, bis zur deutschen Sperrgebietserklä- 
rung vom 31 Januar 1917 wiederholt von beiden 
Seiten und zwar auch in Bezug auf Meerengen ^) erlas- 
sen worden. 

Ein solches Verbot oder eine solche Warnung richtet 
sich notwendigerweise nur gegen Neutrale oder gegen 
feindliche Handelsschiffe, soweit die letzteren nicht 
dem Seebeuterecht unterUegen, und verfolgt den 
Zweck, friedliche Schiffe vor schUmmeren Folgen zu 

^) Vgl. beispielsweise Pankt i der deutschen Bekanntmachung 
vom 4 Februar 1915. 
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bewahren als das blosse Unterlassen der Durchfahrt 
für sie hat. Dagegen wäre ein Verbot oder eine War« 
nung etwas ganz Sinnloses, wenn sie sich auf feindliche 
Kriegsschiffe oder überhaupt auf angreifende bewaff- 
nete Schiffe beziehen würde. Denn durch Verbote 
und Warnungen lässt sich der Feind von einem beab- 
sichtigten Angriff nicht abhalten, nur Gewalt, also 
physische Hindemisse, können ihm wirksam den Weg 
verlegen. Daraus folgt, dass eine Sperre einer Meerenge 
durch Verbot oder Warnung, wiewdü sie ein sehr 
wertvolles Mittel des wirtschaflichen Angriffe sein 
kann, dennoch ein unzureichendes Verteidigungs^ 
mittel ist. Sie hält nur die ungefährlichen Schiffe ab, 
nützt aber nichts gegen diejenigen, von denen allein 
Gefahr droht. Daher kann und muss im Interesse des 
friedlichen Weltverkehrs die Blockade einer Meerenge 
und die Erklärung einer Meerenge zum Sperrgebiet 
verboten werden. Ebenso wie man für das Seerecht im 
Allgemeinen den Grundsatz der Effektivität der 
Blockade aufgestellt hat, um die friedliche Schiffahrt 
gegen willkürliche Belästigung diu-ch vielleicht mehr 
papierene, als wirkliche Massregeln zu schützen^), 
so muss meines Erachtens für das Meerengenrecht 
der Grundsatz der Effektivität der Sperre postuUert 
werden — wobei die Frage noch vorbehalten bleibt, 
ob nicht auch mit der effektiven Sperre das unbe- 
dingte Recht der friedlichen Diurchfahrt vereinbar 



i) VgL Oppenheim, Intematioiial Law, II, § 368; Hold in Grünhuis 
Zeitschrift, XXXVI, S. 310; Rocholl, Die Frage der Minen im See- 
krieg, 1910, S. 153; Heilbom, in der Zeitschrift ftkr Völkerrecht, IX, 
58 und andere. 
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sei. Allerdings wird hiebei das Wort effektiv in einem 
neuen, strengeren Sinn gebraucht. Denn die regel- 
rechte Blockade war ,,effektiv'\ wenn sie unbewaffnete 
Handelsschiffe vom Durchbruch abzuhalten vermoch- 
te, die Sperre einer Meerenge wäre es in der hier ge- 
brauchten Bedeutung nur dann, wenn sie auch Kri^s-^ 
schiffe wirksam abzuwehren imstande ist. 

Jede Sperre, welche nicht ^,effektiv" in diesem 
neuen Sixme ist, kann und muss als zu Verteidigungs- 
zwecken ungeeignet verboten werden. Die bloss pa- 
pierene und die unvollkonmiene, durch papierene 
Massregeln ergänzte Meerengensperre können nicht 
zugelassen werden. 

Bezüglich der regelrechten Blockade ist der hier 
de lege ferenda angestrebte Rechtszustand auch schon 
bisher geltendes Recht gewesen, sofeme man das 
unbedingte jus passagii in . Meerengen anerkennt. 
Ebenso ist bei rechtspoUtischen Erörterungen des 
Meerengenproblems in der R^el das Verbot der Bloc- 
kade gefordert worden, so auch von der Commission des 
Detroits et des Canaux maritimes. Was die Erklärung 
zum Kriegs-oder Sperrgebiet anbelangt, so handelt 
es sich um eine neue, im Kriege entstandene Bildung, 
die man vielleicht mit Rehm ^) als „Blockade im wei- 
teren Siim" (Minenblockade, Unterseebootblockade 
U.S.W.) und als Ausgangspunkt neuer Rechtssätze be- 
trachten könnte. Jedenfalls ist diese neue Form der 
Blockade für die hier zu verfolgenden Zwecke der 



*) Zeitschrift für Völkerrecht, IX, 41 ff., und Deutsche Juristen- 
zeitung XX (1915), S. 459. Vgl. Staat Vieler noch Philippson, Inter- 
national Law and the Great War, 1915, S. 383 ff. 
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alten gleichzustellen, denn sie ist noch weniger ,,effek- 
tiv'' als diese. Es muss daher auch die neue Blockade 
für die Meerengen ebenso abgelehnt werden wie die alte. 

Die Gründe dieser Gleichstellung treffen auch für 
die Kanäle und die Schutzgebiete an deren beider- 
seitigen Mündengen zu. Art i Abs. 3 des Suezkanal- 
vertrags und Art. 3 Punkt 2 des Hay-Pauncefote-Ver- 
trags vom 18 November 1901 verbieten entsprechend 
ihrer Entstehungszeit nur die ,31ockade'\ Heute 
müsste das eben für die Meerengen geforderte Verbot 
der Blockade im weiteren Sinn auch auf die Kanäle 
ausgedehnt werden. 

Es wird daher beantragt, in das geplante Abkommen 
eine Bestimmung aufzunehmen, welche die Blockade 
der Meerengen und Kanäle und deren Erklärung 
zum Sperrgebiet untersagt. Da jedoch der Ausdruck 
Sperrgebiet auch im Zusammenhang mit der Minen- 
sperre und ähnlichen Absperrungsmassregehi ver- 
wendet werden kann, zum Beispiel zur Bezeichnung 
des Minenfeldes, vor dessen Befahlen der Uferstaat 
die Schiffahrt warnt, müsste bei der FormuUerung 
jenes Verbotes ein Vorbehalt gemacht werden, wel- 
cher die Anwendung der dem Vertrage entsprechenden 
iSperrmittel ausnimmt. 

Die Bestimmung hätte daher etwa zu lauten: 

„Le blocus des eaux vis6s dans les articles. ... est 
interdit, de meme la d^claration d'une zone prohib6e 
dans ces eaux, except6 le placement d'engins de de- 
struction amarr^s, le blocus par pierres et d'autres 
moyens de clöture 6tablis dans un d6troit d'accord 
avec les prescriptions de cette Convention." 
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Von sonstigen Bestimungen wären noch solche über 
das Verlöschen von Leuchttürmen wünschenswert. 
Vielleicht kann bezüglich dieses Punktes der Artikel 
6 des von der Conmiission des Detroits et des Canaux 
maritimes angenommenen Vertragsentwurfes^) rezi- 
piert werden. 

Jene besonderen Bestimmungen der Verträge über 
den Suez- und den Panamakanal bezüglich des Durch- 
£aJirtsrechtes, welche mit den hier vorgeschlagenen 
Anordnungen weder zusammenfallen noch in Wider- 
spruch stehen, wie beispielsweise jene über den Auf- 
enthalt und die Ausrüstung und Verpflegung von 
Kriegsschiffen Kriegführender, die Ausschiffung von 
Truppen u. a. bedürfen ebensowenig wie die schon 
besprochenen Nebenbestimmungen über die Anlagen 
zu Lande, über den Süsswasserkanal von Suez u. dgl. 
einer besonderen Erwähnung. Denn sie bleiben wie 
jede Norm in Geltung, solange sie weder ausdrücklich 
ausser Kraft gesetzt werden, noch durch einen mhalt- 
lich abweichenden Rechtssatz eine Derogation erfah- 
ren. Es bestünde auch kein Bedenken, sie der Ein- 
heitlichkeit halber in den neuen allgemeinen Vertrag 
aufzunehmen. Doch ist es wohl überflüssig, sie in den 
Wortlaut des hier vorgeschlagenen Vertragsentwurfes 
hineinzuarbeiten, da dies erforderlichenfalls jederzeit 
an der Hand der Texte der bisher geltenden Verträge 
leicht geschehen kann. 

Das Wesentlichste, was angeordnet werden muss 
und allgemein angeordnet werden kann, um die Durch- 

*) Union interparlementaire. Proc^-verbaux de la commission des 
d6tiroits et des canaux maritimes, V, S. 8; unten, Anhang III, Art. 6. 
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&Jirt durch Meerengen und Kanäle zu sichern, dürfte 
mit den vorgeschlagenen Normen umschrieben sein. 
Was sonst noch einzelnen Staaten von Wichtigkeit 
erscheinen mag, müsste wohl SpezialveTtragen oder 
doch speziellen Regelungen der konkreten Frage im 
Rahmen des allgemeinen Vertrages überlassen wer- 
den. So namentlich die Wahrung des Interesses, wd- 
ches die Uferstaaten eines abgeschlossenen Meerestei- 
les an der Verteidigung der Zufahrtstrasse zu diesem 
Meere haben, obwohl sie nicht Uferstaaten der Zu- 
fehrtsstrasse sind. Beispielsweise könnte es gewiss für 
Russland, Rumänien und Bulgarien unter Umständen 
von grossem ^ert sein, weim sie zum Zwecke ihrer 
Verteidigung den Nordausgang des Bosporus in der 
hier vorgeschlagenen Weise sperren dürften, ohne 
Rücksicht auf die Hoheitsrechte der Türkei im Küsten^ 
gewässer und auf deren Teilnahme am Kriege. Aehnlich 
ist das Verhältnis Oesterreich-Ungams ziu* Strasse 
von Otranto, Russlands zu den Eingängen der Ostsee» 
insbesondere etwa zur Linie Trelleborg-Rügen. Sol- 
chen Eventuahtäten müsste nötigenfalls durch Son- 
derstipulationen Rechnung getragen werden, in denen 
die Voraussetzungen und ModaUtäten der Sperre von 
vornherein mit Zustinmiung der Uferstaaten — etwa 
gegen anderweitige Kompensationen — festgesetzt 
werden. An eine allgemeine Regelimg der Frage kann 
kaum gedacht werden. Denn wo wäre eine Grenze 
zu ziehen ? Es müsste beispielsweise allen Uferstaaten 
des ganzen Mittelmeeres die Befugnis zugestanden 
werden, die Strasse von Gibraltar zu sperren. AehnUche 
Schwierigkeiten ergeben sich bei anderen Materien. 
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Hiegegen köimeii von allgemeineren Bestimmungen 
noch insbesondere solche über die Entscheidung von 
Streitigkeiten aus dem Vertrag und über die Sanktion 
des Vertrages in Frage- kommen. 

In Beziehung auf den ersten dieser Punkte hat be* 
reits die Commission des Detroits et des Canaux mari- 
times einen vorbildlichen Beschluss gefasst. £s wäre 
daher im Wesentlichen Artikel 7 des von ihr vorge* 
schlagenen Vertragsentwurfes ^) in das hier beantragte 
Projekt aufzunehmen. 

In keiner so glückUchen Lage sind wir in Beziehung 
auf den zweiten Punkt. Er führt uns auf eines der 
schwierigsten und grundlegendsten Gebiete des Völ- 
kerrechtes. Es handelt sich um allgemeine Fragen von 
der grössten politischen Tragweite. Solche Fragen in 
einem Spezialabkommen über die Meerengen und 
Kanäle lösen zu wollen, wäre syrstematisch ebenso 
verfehlt wie poütisch undurchführbar. Vielleicht darf 
der Hoffnung Ausdruck gegeben werden, dass die 
Wissenschaft bereits einen Weg gefunden hat, wel- 
cher, weim er weiter verfolgt und ausgebaut wird, 
zur Lösung des Problems zu führen verspricht. Es sei 
beispielsweise auf die Anregungen des Entwürfe Bryce 
Dickinson über die Vermeidung des Krieges ^) und 
auf die Vorschläge hingewiesen, welche kürzHch 
Lammasch in der Zentralorganisation für einen dauern- 
den Frieden erstattet hat ^). Würden diese oder ahn- 

*) a. a. O., V, S. 8; unten, Anhang III, Art. 7. 

•) Proposais for the Avoidance of War with a prefatory note by 
Viscount Bryce, Art. 17 ff. 

*) Apologetische und kritische Bemerkungen zu dem von dem 
niederländischen Comitd ausgearbeiteten Entwurf eines allgemeinen 

II 
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liehe Anträge allgemein angenommen, so wäre damit 
für die praktische Durchsetzung internationaler Ver- 
träge wie des hier beantragten eine feste Grundlage 
gewonnen. In Verbindimg damit könnte wohl auch 
dem nahientliöh von Schücking ziu* Disskussion ge- 
stellten ^) Problem der Schadenshaftung des Vertrags- 
brüchigen Staates gegenüber Privaten, welche durch 
die rechtswidrige Sperre der Wasserstrasse einen 
Nachteil erlitten haben, näher getreten werden. 

Umgekehrt aber — und dies sei hier besonders be- 
tont — köimte gerade die Intemationalisierung von 
Wasserstrassen in Zukunft der Gemeinschaft der Ver- 
tragstreuen Staaten ein sehr wirksames Mittel in die 
Hand geben, um auf einen Staat, welcher irgend 
einen vielleicht auf ganz anderem Gebiete gelegenen 
völkerrechtlichen Vertrag bricht, mit dem Ausschluss 
von den Wohltaten der IntemationaUsierung, ja viel- 
leicht mit einer Sperre von Wasserstrassen gegenüber 
den Schiffen dieses Staates, einen empfindlichen Druck 
auszuüben. Damit köimten Entwürfe wie jene von Bry- 
ce-Dickinson oder Lammasch eine Ergänzung erfahren. 

Die nähere Ausführung und Formuüerung dieses 
Gedankens muss freilich einem späteren Zeitpunkt 
vorbehalten bleiben. 

Ein zusammenhängender Text des hier vorgeschla- 
genen Vertragsentwurfes ist im Folgenden zusam- 
mengestellt : 



Vertrags über die friedliche Regelung internationaler Konflikte« 
Haag. 1917, S. 27 ff, 47, 48. 

») In der Zeitschrift Das Recht, XIV (1912), S. 300; oben S. 



AVANT-PRO JET DE CONVENTION. 



Article premier. 

La präsente Convention s'appliqne: 

i) aux d6troits qui constituent la senle ou la principale communi- 
cation entre deux mers libres et dont la largeur minimum n'excMe 
pas. . . . (par exemple 80) kilomdtres; 

2) aux canaux de Suez et de Panama. 

Art. 2. 

Le regime special des d6troits vis6s dans l'article premier s'6tend 
ä toute la longueur du d6troit pour autant que la largeur n'excdde 
pas. . . . (par exemple 80) kilomdtres. 

Art. 3. 

La regime special des canaux s'^tend aux eaux avoisinant le canal 
dans la limite de ... . (par exemple 20) kilomötres de chaque extr6- 
mit6 du canal. 

Art. 4. 

Le Golfe de Suez et la partie septentrionale du Golfe de Panama 
sont consid6r6s comme d^troits pour autant que la largeur de ces 
golfes n'excdde pas .... (par exemple So) kilom^tres. 

Art. 5. 

Le droit de libre passage et r6galit6 de traitement dans tous les 
ddtroits vis^ dans l'article ler sont reconnus ä tous les navires sans 
distinction de pavillon, exceptd les navires (arm^) de l'ennemi, si 
l'Etat riverain est belligdrant. • 

(Anmerkung: Das Wort arm^ ist nur beizubehalten, wenn das 
Seebeuterecht abgeschafft wird.) 
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Art. 6. 

Dans ces d^troits Temploi des mines automatiques de contact 
amarröes et d'autres engins de destruction amarr6s est interdit ex- 
cept6 comme moyen de d^ense. 

Art. 7. 

Les Etats riverains ne pourront se servir de ces mines et engins 
que pour la protection de letirs propres c6tes et seulement jusqu'ä 
la distance de la port6e extrtoie des canons. 

Art. 8. 

Pour autant que la largeur d'un d^troit n'excdde pas la double 
port^ extrdme des canons, TEtat riverain qui fait usage des lacult^ 
pr6vues aux articles prdcddents doit laisser un passage non barr6 
par des mines automatiques de contact ou par d'autres engins 6cla- 
tant au simple choc. 

Art. 9. 

Dans ce passage il ne peut employer que des mines ä commande 
dlectrique ou d'autres engins dont l'explosion suppose un acte vo- 
lontaire, conunis en connaissance de cause, pour la defense de l'Etat 
par les agents de celui-ci. 

Art. 10. 

Le passage pourra 6tre ferm6 pendant la nuit. 

Art. II. 

Lorsque des mines automatiques de contact ou d'autres engins 
de destruction ammarr^ ^clatant au simple choc sont emplo3ri68, 
l'Etat riverain doit faire connattre k la navigation par un avis pr6alable 
le rayon infest6 de ces mines et engins et le passage. 

Art. 12. 

Dans le passage vis6 dans l'art. 8, l'Etat riverain peut laisser les 
navires se servir de ses pilotes brövet^; s'ü fait usage de cette fa* 
cult6, il n'est pas tenu de faire connattre k la navigation les r^gion^ 
oü seront mouill6s les engins de destruction. 
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Art. 13. 

Dans les d^troits vis^ dans l'article ler il est interdit de placer des 
mines automatiques de contact non amarrdes ou d'autres engins de 
destruction non amarr^s. ^ 

Art. 14. 

n est ^galement interdit d'y placer des mines amarrto on d'autres 
engins amarr6s qiii ne deviennent pas inoffensüs dte qn'ils auront 
rompu leurs amarr^s. 

Art. 15. 

Dans les dötroits vis6s dans l'article ler, le blocus par pierres et 
d'autres moyens de clöture sont interdits k moins qn'ils lie soient 
Gonstruits de maniöre k laisser un passage non barr6 ouvert k la 
navigation pacifique. 

Art. 16. 

Si les rives d'un d6troit appartiennent k des Etats diffdrents et 
ceux-d n'ont pas convenücnellement fix6 la route dn passage vis6 
dans les artides 8 et 15, le passage peut toe demandö de chacun d'enx. 

Art. 17. 

Les actes d'hostilit6 pratiqu6s dans les d6troits vis^ dans Tartide 
ler ne devront pas constituer un emp6chement de plus de vingt- 
quatre heures en libre passage des bateaux neutres k travers les dtooits. 

(Anmerkung: Im Falle der Abschaffung des Seebeuterechtes müss- 
ten an die Stelle der Worte, ,,des bateaux neutres" die Worte tre- 
ten: ,,de tous les navires except6 les navires arm6s de l'ennemi.") 

Art. 18. 

Les canaux maritimes de Suez et de Panama seront toujours libres 
et ouverts, en temps de guerre comme en temps de paix, k tout navire 
de coomierce ou de guerre, sans distinction de paviUon, mteie aux 
navires de guerre des belligtomts. 

Art. 19. 

Dans ces canaux et dans les zones intemationalisdes devant les 
embouchures de ces canaux, aucun acte d'hostilit6 et aucun acte ayant 
pour but d'entraver la libre navigation du canal ne pourra 6tre exerc6. 
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Art. 20. 

Dans ces eaux, Temploi des mines et d'autres engins de desü ucü on 
est absolument interdit, de mtaie les blocus par pierres ou d'autres 
moyens de ddtnre. 

(Anmerkung: Hieran hätten sich etwa die weiteren Bestimmungen 
über den Aufenthalt der Kriegsschiffe, das Ausschiffen von Trup- 
pen etc., entsprechend Art. 4 ff des Suezkanalvertrages und Art. 3» 
Punkt 3 ff des Hay-Päuncefote- Vertrags vom 18 November 1901 
sowie die sonstigen Anordnungen dieser Verträge anzureihen.) 

Art. 21. 

Le blocus des eaux vis6s dans les artides i — ^4 est interdit, de 
mtaie la d6claration d'une zone prohib6e dans ces eaux except6 le 
placement d'engins de destruction ammarrfe, le blocus par pierres 
et d'autres moyens de clöture 6tablis dans un d^troit conform6ment 
aux prescriptions de cette Convention. 

Art. 22. 

Les phares qui marquent les abords des ddtroits et canaux vis^ 
dans l'article ler ne doivent pas dtre 6teints, m6me en temps de guerre. 

Art. 23. 

Si des divergences se rapportant ä l'interpr^tatiön ou k TappU- 
cation des stipulations de cette Convention ne peuvent pas 6tre 
aplanies par des n6gociations diplomatiques, les litigesy relatifs 
seront port6s devant la Cour permanente d'arbitrage de La Haye. 

Art. 24. 

Le compromis sera 6ventuellement 6tabli conformdment aux ar- 
tides 53 et 54 de la Convention du 18 octobre 1907 sur le röglement 
padfique de& conflits intemationaux en tant qu'il n'y serait pas 
d6rog6 par un accord exprte au moment du litige. 

Art. 25. 

Toutes clauses des traitds, Conventions etaccords antdrieurs, qui 
seraient contraires aiix stipulations qui prdcMent sont abrog6es. 

(Anmerkung: Nunmehr wären eventuell jene älteren Vertrags- 
bestimmungen aufzuzählen, welche mit dem vorhegenden Entwurf 
in Widerspruch stehen, jedoch in Geltung bleiben sollen.) 
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Entwurf . der Commission des ddtroits et des canaux maritimes 
vom 8 u. 9 Januar 1913 (Procös verbaux, III, S. 16 ff.). 

A. R6gime des d6troits. 

a) Le libre passage de tous les ddtroits reliant deux mers est assur6 
en temps de paix et de guerre aux paviUons de toutes les nations. 

b) Dans les eaux territoriales des deux rives de ces ddtroits, les 
droits des Etats riverains ne devront 6tre exerc6s de fa^on k porter 
atteinte ä ce droit de libre passage. 

c) Le blocus de ces d^troits est strictement prohib^. 

^ II est d^endu, tant aux neutres qu'aux belligdrants, de placer 
des mines ou des torpilles qui puissent barrer le passage de ces d^troits. 
Si m6me le d^troit n'6tait form6 que par les eaux tenitoriales d'un 
seul Etat, on serait encore tenu de laisser un passage suiüsant pour 
les besoins de la navigation pacifique. 

e) Les phares qui balisent le passage de ces d6troits ne doivent 
pas 6tre 6teints m6me en temps de guerre. 

/) Les actes d'hostilit6 pratiques dans les d6troits ne devront pas 
consütuer un empdchement de plus de vingt-quatre heures au libre 
passage des bateaux neutres k travers les d6troits. 

g) Les actes d'hostilit6 seront d6fendus dans la zone des d6troits 
soumis au regime de la non-fortification. 

h) La d6termmation des zones soumises au regime de non- forti- 
fication fera Tobjet de Conventions speciales. 

B. R6gime des canaux. 

I. Tous les canaux interocdaniques proprement dits seront soumis 
au regime de la neutralisation qui comporte: 

a) La libre navigation assurde ä tous les pavillons, pour les na- 
vires de commerce et de guerre; 

b) La parfaite 6galit6 de tous les paviUons relativement aux con- 
ditions et frais de transport et autres et V6qvdt6 et justice de ces 
conditions et frais; 
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c) La soustraction k tont acte d'hostUit^ ou de destruction vo- 
lontaixe du caaal, du mat6riel, des Etablissements, des b&timeiits 
et de tous les ouvrages n6cessaires k la construction, au maintien 
et au lonctionnement du canal; 

d^ L'interdiction du blocus du canal et d'une zone tracde du centre 
de cbacune des embouchures du canal, avec un rayon de 6 milles 
maiins; 

e) L'interdiction du droit de visite et de capture dans le canal 
ou dans la zone indiquEe; 

/) La Prohibition dans le canal et sa zone neutralis^ du d^bar- 
quement ou de rembarquement de troupes, munitions ou mat^riel 
de guerre sauf pour le cas d'un emp6chement acddentel de transit. 

g) La Prohibition de ravitaillement ou approvisionnement pour 
les navires de guerre des belligdrants traversant le canal, sauf dans 
la limite ndcessaire pour le passage qui doit 6tre effectu6 dans le 
plus bref d^lai possible; 

h) Prohibition du sEjour de plus de vingt-quatre heures des navires 
de guerre bellig6:ants dans le canal et sa zone neutralis^, sauf le 
cas de rel&che forc6e; dans ce demier cas, le d^part se fera le plus 
tot possible; 

f) Defense k chaque navire belligdrant de partir avant un d6lai 
de vingt quatre heures aprds le d6part d'un bateau de guerre apparta- 
nant k un autre belligdrant; 

i) Interdiction dans les canaux, oomme dans les ddtroits de l'ex- 
tinction des phares. 

II. La ddtermination des zones avoisinantes des canaux mari- 
times oü le droit de fortification doit 6tre prohibE, d^ que cette 
mesure pourra se r6aliser, sera r^l6e par des Conventions sp6dales. 
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Bericht der Commission des ddtroits et des canaux maritimes 
an die Interparlamentarische Union (Annnaiie de TUnion inter- 
pariementaire, IV, 19x4, S. 38, 39). 

I. 

L'application du regime integral des Conventions du 25 juiUet 
1881 pour le dötroit de Magellan, du 29 octobre 1888 pour le canal 
de Suez et du z8 novembre 1901 pour le canal de Panama ä tons 
ks ddtroits et canaux interoc6aniques pr^nte trop de difücult^ 
pour qu'on puisse d'ores et d6jk la pr6ner comme une Solution possible. 

II. 

II y a pourtant certains prindpes dans ce domaine qu'on peut 
consid6rer comme dtant susceptibles d'6tre adopt^ tout de suite 
par la g6n£ralit6 des Etats civilis^ dans rint6r6t des Communica- 
tions internationales et de la paix mondiale. 

Ces prindpes seraient: 

a) La reconnaissance expresse du droit de libre passage des navires 
de commerce sans distinction de paviUon en temps de paix et de guerxe 
dans tous les d6troits reliant deux mers non int^rieures et dans les 
canaux interoc^aniqes proprement dits; 

b) La stricte prohibition du blocus de ces ddtroits et canaux; 

c) L'interdiction de placer des mines ou des torpilles pouvant 
barrer totalement le passage de ces d6troits et canaux et Tobligation 
de donner avis ä la navigation quant au placement des mines et des 
torpilles dans les eaux territoriales avoisinantes; 

d) L'interdiction d'dteindre, mtoie en temps de guerre, les phares 
qui balisent le passage de ces dötroits et canaux; 

e) La reconnaissance dans les trait^s sur les dötroits et canaux, 
de l'emploi de Tarbitrage, ou d'autres moyens amiables ou judiciaires, 
pour la Solution des Uüges relatifs k l'application ou ä rinterpr6- 
tation de ces trait^s. 
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Les moyens d'obtenir la consdcration de ces principes par le droit 
international conventionnel doivent 6tre soigneusement 6tudi6s au 
point de vue de l'action de TUnion interparlementaire. 

III. 

Certains cas particuUers qui, par leur aractöre exceptionnel, con- 
stituent un s6rieux emptehement ä l'adoption de rdgles g^6rales 
plus compldtes, ont besoin par leur complexitö d'une 6tude plus 
longue et de nouvelles discussions. 

La Cooperation des groupes nationaux dans Tdtude de ces ques- 
tions servira beaucoup ä les dclairer et aidera puissament la Com- 
mission. 
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Endgültiger Entwurf der Commission des ddtroits et des canaux 
maritimes vom 17. April 1914 (Procds-verbaux, V, S. 7, 8). 

Artide premier. 

L'6galit6 de traitement et le droit de libre passage dans tous les 
ddtroits reliant deux mers non intdrieures et dans les canaux inter- 
oc^aniques proprement dits sont reconnus et assur^s k tous les na- 
vires sans distinction de pavilion, soit en temps de paix, soit en temps 
de guerre. 

Le regime particulier des navires de guerre dans les dtooits et 
canaux maritimes r6gis par des trait6s spddaux reste r6serv6 

Art. 2. 

Les navires des Etats belligdrants resteront soumis aux rdgles par* 
ticulidres des Conventions et usages de la guerre maritime. 

Art. 3. 

Le droit de libre passage doit toe exerc6 d'accord avec les pres- 
criptions et rdglements l^timement 6dict6s par les Etats riverains 
des dtooits et canaux maritimes pour leurs eaux territoriales. 

Si ces Etats sont eux-mtoxes belligdrants, le passage dans les mdmes 
eaux pourra 6tre rdglement6 plus stnctement pendant le temps de 
guerre, de fa9on k assurer le besoin de la d^ense des Etats en ques- 
tion; mais cette rdglementation ne pourra Jamals aller jusqu'ä la 
fermeture de tout passage aux neutres, sauf exceptionnellement 
pendant la nuit. 

Art. 4. 

Le blocus des d6troits et canaux maritimes vis6s dans Tartide 
ler est strictement prohib6. 
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Art. 5. 

II est interdit de placer des mines automatiques de contact ou des 
torpilles qui ne puissent pas toe contröl6es par celui qui les a plac6es, 
de fa9on ä barrer totalement le passage des m6mes d6troits ou ca- 
naux maritimes. 

Le placement de torpilles dans les eaux avoisinantes de ces dötroits 
et canaux maritimes ne doit pas constituer un danger pour le pas- 
sage des vaisseaux neutres, et avis en sera domn^ k la navigaüon. 

Art. 6. 

Les phares qui marquent les abords de ces dötroits et canaux mari- 
times ne doivent pas 6tre ^ints, m6me en temps de guerre 

Art. 7. 

Si des divergences se rapportant ä l'interprötation ou ä Tapplicas 
tion des stipulations de cette Convention ne peuvent pas toe aplanie- 
par des n6gociations diplomatiques, les litiges y relatifs seront port6s 
devant la Cour permanente d'arbitrage de La Haye. 

Le compromis sera 6ventuellement 6tabli conform^ent aux ar- 
ticles 53 et 54 de la Convention du 18 octobre 1907 sur le röglement 
padfique des conflits intemationaux. 
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